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2010 war ein ganz besonderes Jahr: Das TAB feierte
seinen 20. Geburtstag. Der Hohepunkt dieses Jubila-
umsjahres war dabei ohne Zweifel eine Festveranstal-
tung am 29. September 2010 im Paul-Lobe-Haus des
Deutschen Bundestages mit mehr als 100 geladenen
Gisten.

Dabei unterstrich der Prasident des Deutschen Bun-
destages, Professor Dr. Norbert Lammert, die Bedeu-
tung des TAB als wissenschaftliche Beratungseinrich-
tung fiir den Bundestag und seine Ausschiisse. Auch
in zwei weiteren Redebeitragen sowie einer Podiums-
diskussion mit Parlamentariern und Wissenschaft-
lern wurde eine tiberaus positive Bilanz von 20 Jah-
ren Technikfolgenabschitzung beim Deutschen Bun-
destag gezogen.

Am folgenden Tag gab es zu spiter Stunde eine Ple-
nardebatte zur parlamentarischen Technikfolgenab-
schitzung im Deutschen Bundestag. Die Vertreter der
Fraktionen nahmen dabei nochmals die Gelegenheit
wabhr, aus ihrer Sicht die erfolgreiche Arbeit des TAB
im Auftrag des Deutschen Bundestages zu wiirdigen.

Dass die fur das TAB eingesetzten Gelder »eine loh-
nende Investition« sind, ist im Ubrigen das Fazit eines
Berichts des Ausschusses fiir Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschitzung (Drs. 17/3010). Das Orga-
nisationsmodell der parlamentarischen Technikfol-
genabschitzung — so wird in dieser »Bilanz« konsta-
tiert — ermogliche sowohl eine bedarfs- und adres-
satenorientierte wie auch eine »unabhingige und
ausgewogene wissenschaftliche Politikberatung«. Die
Technikfolgenabschitzung sei »in der Mitte des Par-
laments« angekommen, heifSt es weiter.

Es sei gestattet zu erwahnen, dass erfreulicherweise
das seit 20 Jahren unveridnderte Budget des TAB einen
mafSvollen Aufwuchs erfahren durfte. Dafiir sei den
Berichterstattern der Fraktionen, die sich hierfiir seit
vielen Jahren eingesetzt haben, herzlich gedankt.

Dass fur die den TAB zugewendeten Mittel auch ein
Bedarf besteht, zeigte eindrucksvoll der Findungspro-
zess fur neue TA-Themen, der gleich zu Beginn der
17. Legislaturperiode vom Ausschuss fiir Bildung, For-
schung und Technikfolgenabschatzung initiiert wurde.
Aus fast allen Ausschiissen und Fraktionen des Bundes-
tages gingen 67 Projektideen ein, mehr als jemals zuvor.
36 Projektideen wurden aufgegriffen und zu zwei The-
menstaffeln gebtindelt. Zunichst wurde eine Staffel mit
13 Themen fiir diese Legislaturperiode beschlossen.

NEUE TAB-THEMEN FUR DIE
17. LEGISLATURPERIODE

»  Weifle Biotechnologie — Stand und Perspektiven
der industriellen Biotechnologie fiir nachhaltiges
Wirtschaften

» Synthetische Biologie

» Okologischer Landbau und Biomasse

» Die Versorgung der deutschen Wirtschaft mit
Roh- und Werkstoffen fiir Hochtechnologien

»  Anwendungspotenziale der Erdfernerkundung
fiir Entwicklungslander

»  Nachhaltigkeit und Parlamente — Bilanz und
Perspektiven Rio+20

»  Moderne Stromnetze als Schliisselelement einer
nachhaltigen Energieversorgung

» Konzepte der Elektromobilitdt und deren
Bedeutung fiir Wirtschaft, Gesellschaft und
Umwelt

»  Zukunft der Automobilindustrie

»  Technischer Fortschritt im Gesundheitswesen:
Quelle fur Kostensteigerungen oder Chance fur
Kostensenkungen?

» Lastfolgefdhigkeit deutscher Kernkraftwerke

» Postdienste und moderne Informations- und
Kommunikationstechnologien

»  Geoengineering

Nahezu alle neuen Themen wurden im Laufe des Jah-
res in Angriff genommen.

Zum Jahreswechsel 2010/2011 befanden sich zudem
noch folgende Projekte in Bearbeitung;:

> Welchen Beitrag kann die Forschung zur Losung
des Welternahrungsproblems leisten?

> Pharmakologische und technische Interventionen
zur Leistungssteigerung — Perspektiven einer weiter
verbreiteten Nutzung in Medizin und Alltag
(»Enhancement«)

» Stand und Perspektiven der militirischen Nutzung
von unbemannten Systemen

> Elektronische Petitionen und Modernisierung des
Petitionswesens in Europa

»  Technische Optionen zum Management des CO,-
Kreislaufs

> Regenerative Energietriger zur Sicherung der
Grundlast in der Stromversorgung — Beitrag, Per-
spektiven, Investitionen

»  Gesetzliche Regelungen fir den Zugang zur Infor-
mationsgesellschaft



Folgende Projekte wurden mit der Vorlage von Berich-
ten abgeschlossen:

> Chancen und Herausforderungen neuer Energie-
pflanzen

» Internationale Wettbewerbsfahigkeit der europi-
ischen Wirtschaft im Hinblick auf die EU-Beihilfe-
politik am Beispiel der Nanoelektronik

> Stand und Bedingungen klinischer Forschung in
Deutschland und im Vergleich zu anderen Landern
unter besonderer Beriicksichtigung nichtkommer-
zieller Studien

»  Fortpflanzungsmedizin — wissenschaftlich-tech-
nische Entwicklungen, Folgen und Rahmenbe-
dingungen

»  Zukunftspotenziale und Strategien von traditio-
nellen Industrien in Deutschland — Auswirkungen
auf Wettbewerbsfihigkeit und Beschiftigung

»  Gefihrdung und Verletzbarkeit moderner Gesell-
schaften — am Beispiel eines groffraumigen und
langandauernden Ausfalls der Stromversorgung

Die parlamentarische TA lebt wesentlich durch das
Engagement der Abgeordneten. Wir danken deshalb
allen Mitgliedern des Deutschen Bundestages, die das

TAB bei seinen Bemithungen um parlamentarische

Relevanz seiner Untersuchungsergebnisse unter-
stiitzt haben. Insbesondere danken wir den Bericht-
erstatterinnen und Berichterstattern fur TA im Aus-
schuss fiir Bildung, Forschung und Technikfolgen-
abschitzung, Herrn Dr. Thomas Feist (CDU/CSU),
Herrn René Rospel (SPD), Herrn Prof. Dr. Martin
Neumann (FDP), Frau Dr. Petra Sitte (DIE LINKE.)
und Herrn Hans-Josef Fell (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN) sowie der Vorsitzenden des Ausschusses fur
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschitzung,
Frau Ulla Burchardt (SPD), die in dieser Eigenschaft

den Berichterstatterkreis leitet.

Ausdriicklich sei auch ihren Mitarbeitern und Refe-
renten gedankt, namentlich Herrn Alexander Bohn,
Herrn Dr. Wolfram Kreisel und Frau Dr. Annette
Braun. Unser Dank gilt schlieSlich dem Leiter des
Ausschuss-Sekretariates, Herrn Andreas Meyer, sowie
Herrn Kai Steffen und Herrn Friedhelm Kappenstein.
Sie haben die Arbeit des TAB stets konstruktiv beglei-
tet und unterstiitzt.

Prof. Dr. Armin Grunwald
Dr. Thomas Petermann
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ZIELSETZUNG

Das Biro fur Technikfolgen-Abschitzung beim Deut-
schen Bundestag (TAB) berdt das Parlament in wich-
tigen Fragen des technisch-gesellschaftlichen Wandels.
Im Auftrag des Deutschen Bundestages und seiner Gre-
mien werden spezifische Themenfelder aus Wissen-
schaft und Technik umfassend analysiert und die Ergeb-
nisse differenziert und moglichst aktuell vermittelt.

Technikfolgenabschitzung (TA) beim und fiir das
Parlament soll

» die Potenziale neuer wissenschaftlich-technischer
Entwicklungen analysieren und die damit verbun-
denen Chancen ausloten,

» die Rahmenbedingungen der Realisierung und
Umsetzung wissenschaftlich-technischer Entwick-
lungen untersuchen,

» ihre potenziellen Auswirkungen vorausschauend
und umfassend analysieren sowie die Chancen des
Technikeinsatzes ebenso wie Moglichkeiten zur
Vermeidung oder Abmilderung seiner Risiken auf-
zeigen und auf dieser Grundlage

» alternative Handlungs- und Gestaltungsoptionen
fuir politische Entscheidungstrager entwickeln.

Damit soll vor allem ein Beitrag zur Verbesserung
der Informationslage des Deutschen Bundestages und
eine wissenschaftliche Fundierung seiner Meinungs-
bildung und Entscheidungsfindung geleistet werden.
Zugleich stehen die Ergebnisse auch der interessier-
ten Offentlichkeit zur Verfiigung. Fallweise bemiihen
sich das TAB und der fiir TA zustiandige Ausschuss fiir
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschitzung
(ABFTA) durch offentlichkeitsorientierte Prisenta-
tionen und Veranstaltungen aktiv zum offentlichen
Diskurs iiber die Chancen und Risiken von Wissen-
schaft und Technik beizutragen.

ANALYSEANSATZE UND AKTIVITATEN

Zur Umsetzung der genannten Ziele fithrt das TAB
vor allem prospektive Analysen in Form von TA-Pro-
jekten, Monitoring, Zukunftsreports, Politikbench-
marking und Innovationsreports durch.

TA-PROJEKTE UND MONITORING

TA-Projekte und Monitoring haben sich insbeson-
dere als Mittel, die zahlreichen thematischen Anfor-

derungen der Fraktionen und Fachausschiisse in fir
die Zwecke des Deutschen Bundestages geeignete,
umfassend angelegte Analyseprozesse zu iiberfiithren,
bestens bewihrt.

> In TA-Projekten werden vor allem komplexe The-
men der Wissenschafts- und Technikentwicklung
bearbeitet, die einen ausgepragten Querschnittscha-
rakter haben und langfristig von Bedeutung sind.

> Im Rahmen von Monitoringaktivititen werden
Prozesse des Wandels von Wissenschaft, Technik
und Gesellschaft in Einzelschritten bearbeitet. Da-
durch konnen in einer jeweils festzulegenden Ab-
folge thematische Teilaspekte (z.B. Regulierung,
Innovationsprozesse, Erfahrungen im Ausland)
analysiert und die Ergebnisse in Sachstandsberich-
ten vermittelt werden.

ZUKUNFTSREPORTS, POLITIKBENCHMARKING
UND INNOVATIONSREPORTS

Mit diesen Analyseansdtzen — fir die der Koopera-
tionspartner, das Fraunhofer-Institut fiir System- und
Innovationsforschung (Fraunhofer ISI), federfithrend ist
—werden spezifisch ergianzende Perspektiven erschlossen:

> »Zukunftsreports« sollen die eher langfristig rele-
vanten technologischen Felder mit mutmafSlichem
parlamentarischem Handlungsbedarf identifizieren.

> Das »Politikbenchmarking« liefert international
vergleichende Studien zu im Ausland praktizierten
Politikansatzen sowie dort diskutierten politischen
Handlungsoptionen.

> Durch
Innovationsgeschehen in Gebieten mit besonders

»Innovationsreports« soll das aktuelle
hoher Dynamik und Brisanz bei haufig geringer
empirischer Erschlossenheit aufgehellt werden.

Das TAB beteiligt sich auch an der Konzept- und
Methodendiskussion zur Technikfolgenabschitzung
und verwandten Ansitzen im In- und Ausland. Ziel
ist die kritische Reflexion der in der Projektarbeit ver-
wendeten Methoden und ihre Verbesserung.

EUROPAISCHE KOOPERATION

Das TAB ist Mitglied des European Parliamentary
Technology Assessment (EPTA) Network und betei-
ligt sich aktiv am Austausch von Projektergebnissen
sowie von Erfahrungen zu TA-Methoden und -Kon-
zepten auf der europiischen Ebene. Das TAB ist auch
Mitglied im deutschsprachigen »Netzwerk TA«.

ZIELSETZUNG UND ARBEITSSCHWERPUNKTE
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ZUSTANDIGKEITEN UND ABLAUFE

Das TAB als eine selbststindige wissenschaftliche Ein-
richtung wird vom Karlsruher Institut fiir Technolo-
gie (KIT) — auf der Basis eines Vertrags mit dem Deut-
schen Bundestag — betrieben. Seit September 2003
kooperiert das KIT beim Betrieb des TAB mit dem
Fraunhofer-Institut fiir System- und Innovationsfor-
schung, Karlsruhe.

ZUSTANDIGKEITEN

Der Leiter des TAB wird vom KIT im Einvernehmen
mit dem zustindigen Ausschuss fiir Bildung, For-
schung und Technikfolgenabschitzung benannt. Prof.
Dr. Armin Grunwald, der auch das Institut fiir Tech-
nikfolgenabschitzung und Systemanalyse (ITAS) des
KIT leitet, tragt die wissenschaftliche Verantwor-
tung fur die Arbeitsergebnisse und vertritt sie gegen-
iiber dem Deutschen Bundestag. Standort des TAB ist
Berlin.

Der Ausschuss fir Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschitzung ist als Steuerungsinstanz des
TAB vor allem zustindig fiir die Entscheidung tiber
das Arbeitsprogramm, die Abnahme von Endberich-
ten sowie fiir die Kommunikation mit den Gremien
und Mitgliedern des Deutschen Bundestages. Er bil-
det eine stindige »Berichterstattergruppe TA«, die
aus je einem Mitglied der Fraktionen besteht. Diese
bereitet alle das TAB betreffenden Entscheidungen
des Ausschusses vor: vom Beschluss tiber die Durch-
fuhrung eines TA-Vorhabens bis zur Abnahme des
Abschlussberichts. Das Sekretariat des Ausschusses
unterstiitzt die Berichterstatter bei ihren Aufgaben.

THEMENFINDUNG

Das Arbeitsprogramm des TAB kommt aufgrund von
Antragen aus Fachausschiissen und Fraktionen des
Deutschen Bundestages zustande. Der Ausschuss fiir
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschitzung
entscheidet Uber die eingegangenen Themenwiinsche
auf Basis des Votums der Gruppe der parlamenta-
rischen Berichterstatter fir TA.

Diese sichten und diskutieren in einem lingeren Pro-
zess die Vorschlidge der Fraktionen und Ausschiisse.
In die Erorterung der Themen ist das TAB regelma-
Big einbezogen. So erstellt es u.a. zu den Antragen, die
in die engere Wahl kommen, ein ausfithrliches Kon-
zept mit Angaben zum voraussichtlichen Finanz-, Per-

sonal- und Zeitbedarf. Die Berichterstatter beraten
dariiber und legen dem Ausschuss die im Konsens zur
Bearbeitung beschlossenen Themen und Konzepte zur
Beschlussfassung vor.

DURCHFUHRUNG VON PROJEKTEN

Nach der Beschlussfassung iiber ein Thema durch
den Ausschuss liegt die wissenschaftliche und orga-
nisatorische Durchfithrung der TA-Vorhaben beim
TAB. Ein interdisziplinires Projektteam entwickelt
die weitere Konzeption und analysiert den Themen-
bereich. Zu zentralen, genau definierten Fragestel-
lungen schlagt das TAB dem Ausschuss die Vergabe
von Gutachten an externe Experten bzw. wissen-
schaftliche Einrichtungen vor. Die Zusammenarbeit
mit solchen externen Gutachtern und die von die-
sen erarbeiteten Gutachten bilden ein Kernstiick der
Projektarbeit.

Insbesondere zu Zwischenergebnissen werden Arbeits-
treffen und Fachgespriache unter Beteiligung von wis-
senschaftlichen Experten und Abgeordneten veran-
staltet. Haufig werden auch Vertreter gesellschaft-
licher Gruppen einbezogen. Solche Veranstaltungen
dienen der weiteren Klarung wissenschaftlicher Streit-
fragen, der Integration unterschiedlicher gesellschaft-
licher Problemwahrnehmungen sowie der Herausar-
beitung politischer Handlungsoptionen.

Die Resultate aller Aktivitdten werden vom TAB zu-
sammengefithrt, und das Projekt wird mit einem
Endbericht abgeschlossen. Der Ausschuss pruft und
kommentiert die Abschlussberichte, nimmt sie nach
Riicksprache mit den Initiatoren ab und beschliefst
die Veroffentlichung. Viele TAB-Berichte werden in
Form von Bundestagsdrucksachen veroffentlicht und
als sogenannte »Unterrichtung« in den parlamenta-
rischen Beratungs- und Entscheidungsprozess einge-

bracht.

TAB-WORKSHOPS, FACHGESPRACHE,
OFFENTLICHE PRASENTATIONEN

TAB-Workshops und Fachgespriche bieten vor
allem die Moglichkeit des Gedankenaustauschs zwi-
schen Parlamentariern, Wissenschaftlern und Vertre-
tern gesellschaftlicher Gruppen, hidufig anlisslich der
Prasentation und Diskussion von Arbeitsergebnissen
des TAB. Auch soll hierdurch die Kommunikation
zwischen Wissenschaft, Gesellschaft und Deutschem
Bundestag sowie der Wissens- und Meinungstrans-
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fer bereits vor Abschluss der Projekte erfolgen. Die
Moglichkeiten einer erweiterten offentlichen Sitzung
des Ausschusses oder weitere offentliche Veranstal-
tungen werden fallweise genutzt, um Endberichte des
TAB nicht nur den Mitgliedern des Ausschusses, son-
dern auch Vertretern von Wissenschaft, Verbianden
und der Presse vorzustellen.

FINANZIERUNG VON EXTERNEN GUTACHTEN

Fiir die Untersuchungen des TAB stellt der Deutsche
Bundestag zur Vergabe von externen Gutachten
(Kap. VI) zu ausgewihlten Fragestellungen geson-
derte Mittel in Hohe von 613.000 Euro jahrlich zur
Verfugung.

VEROFFENTLICHUNGEN

Die Ergebnisse der Arbeiten des TAB werden in Form
von TAB-Arbeitsberichten sowie als Hintergrund-
und Diskussionspapiere dokumentiert und (gedruckt
und elektronisch) veroffentlich. Sie stehen auch der
interessierten Offentlichkeit kostenlos zur Verfiigung.
Endberichte zu TA-Projekten sowie fallweise zu ande-
ren Projekten werden als Bundestagsdrucksachen ver-
offentlicht. Seit 1996 erscheinen ausgewihlte TAB-
Berichte auch in der Buchreihe »Studien des Biiros
fiir Technikfolgen-Abschitzung beim Deutschen Bun-
destag«, edition sigma, Berlin, in spezifischen Fillen
auch bei Fachverlagen.

Das TAB ist mit aktuellen Informationen im Internet
(www.tab-beim-bundestag.de) und im Intranet des
Deutschen Bundestages vertreten. Der in der Regel
zweimal pro Jahr erscheinende TAB-Brief enthalt vor
allem Informationen tber das Arbeitsprogramm des
TAB und berichtet tiber die Ergebnisse seiner Aktivi-
taten (www.tab-beim-bundestag.de/de/publikationen/
tab-brief/index.html).

TAB-BERICHTE IN DER PARLAMENTARISCHEN
BERATUNG

Zahlreiche Berichte des TAB gehen nach Abnahme
im Ausschuss als Bundestagsdrucksache (Drs.) in den
Beratungsprozess der parlamentarischen Fachaus-
schiisse ein. 2010 wurden zwei TAB-Berichte abschlie-
end beraten. 16 Berichte wurden im Berichtszeit-
raum an die Ausschusse iiberwiesen bzw. waren noch
in der Beratung.

TAB-BERICHTE IM PARLAMENT

abgeschlossene Beratung

» Transgenes Saatgut in Entwicklungslandern —
Erfahrungen, Herausforderungen,
Perspektiven (Drs. 16/13874)

»  Ubiquitdres Computing (Drs. 17/405)

laufende Beratung

» Reduzierung der Flicheninanspruchnahme —
Ziele, Mafsnahmen, Wirkungen (Drs. 16/4500)

»  Akademische Spin-offs in Ost- und Westdeutsch-
land und ihre Erfolgsbedingungen (Drs. 16/4669)

» Nachfrageorientierte Innovationspolitik
(Drs. 16/5064)

» Forschungs- und wissensintensive Branchen —
Optionen zur Starkung ihrer internationalen
Wettbewerbsfiahigkeit (Drs. 16/7310)

» Arbeiten in der Zukunft — Strukturen und
Trends der Industriearbeit (Drs. 16/7959)

»  CO,-Abscheidung und -Lagerung bei Kraftwer-
ken (Drs. 16/9896)

» Energiespeicher — Stand und Perspektiven
(Drs. 16/10176)

» Individualisierte Medizin und Gesundheitssystem
(Drs. 16/12000)

» Offentliche elektronische Petitionen und biirger-
schaftliche Teilhabe (Drs. 16/12509)

> Chancen und Perspektiven behinderungskom-
pensierender Technologien am Arbeitsplatz
(Drs. 16/13860)

> Biomedizinische Innovationen und klinische
Forschung — Wettbewerbs- und Regulierungs-
fragen (Drs. 16/14146)

» Blockaden bei der Etablierung neuer Schlussel-
technologien (Drs. 17/2000)

» Fortpflanzungsmedizin — Rahmenbedingungen,
wissenschaftlich-technische Entwicklungen und
Folgen (Drs. 17/3759)

»  Chancen und Herausforderungen neuer Energie-
pflanzen (Drs. 17/3891)

» Stand und Bedingungen klinischer Forschung in
Deutschland und im Vergleich zu anderen Lan-
dern unter besonderer Berticksichtigung nicht-
kommerzieller Studien (Drs. 17/3951)

»  Medizinische Innovationen — Herausforderun-
gen fir die Forschungs-, Gesundheits- und
Wirtschaftspolitik (Drs. 17/3952)




MITARBEITERINNEN UND MITARBEITER

Im Berichtszeitraum waren im TAB neben dem Leiter
und dem stellvertretenden Leiter, Dr. Thomas Peter-
mann, folgende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
beschiftigt:

> Dr. Claudio Caviezel (Diplom-Physiker)

> Marc Dusseldorp (Diplom-Geookologe)

»  Ulrike Goelsdorf (Sekretariat)

> Dr. Reinhard Grinwald (Diplom-Physiker)

s> Dr. Katrin Gerlinger (Diplom-Okonomin)

> Johanna Kniehase (Sekretariat; seit Juni 2010)

»  Gaby Rastitter (Sekretariat; bis September 2010)
> Dr. Christoph Revermann (Diplom-Biologe)

> Ulrich Riehm (Diplom-Soziologe)

> Dr. Arnold Sauter (Diplom-Biologe)

Bei seiner Arbeit wird das TAB fallweise durch Kolle-
ginnen und Kollegen des Instituts fiir Technikfolgen-
abschidtzung und Systemanalyse des KIT durch gezielte

Mitarbeit in Projekten unterstiitzt. Im Berichtsjahr
waren dies Dr. Rolf Meyer und Dr. Christine Rosch
im TA-Projekt »Energiepflanzen« sowie Knud Bohle
im TA-Projekt »Elektronische Petitionen und Moder-
nisierung des Petitionswesens in Europa«.

Im Team des TAB waren zudem — im Rahmen der
Durchfithrung von Projekten — folgende Kolleginnen
und Kollegen aus dem Fraunhofer ISI in Karlsruhe
tatig: Dr. Bernd Beckert, Clemens Blimel, Prof.
Dr. Harald Bradke, Dr. Bernhard Biihrlen, Peter
Georgieff, Dr. Biarbel Husing, Dr. Steffen Kinkel,
Dr. Eva Kirner, Dr. Ralf Lindner, Arne Lillmann,
Dr. Michael Nusser Dr. Axel Thielmann, Dr. Horst
Christian Vollmar und Dr. Sven Wydra.

Peter Zoche war auch in diesem Jahr Koordinator der
Aktivititen des Fraunhofer ISI unter dem Dach des
TAB. Er vertrat den Kooperationspartner zudem in

den Treffen mit den parlamentarischen Berichterstat-
tern fiir TA.
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FORTPFLANZUNGSMEDIZIN -

RAHMENBEDINGUNGEN, WISSENSCHAFTLICH-
TECHNISCHE ENTWICKLUNGEN UND FOLGEN 1.

DR. CHRISTOPH REVERMANN
DR. BARBEL HUSING, FHG-ISI

Die Fortpflanzungsmedizin auch als assistierte Repro-
(ART)
anspruchsvolles Arsenal technologischer Optionen fiir

duktionstechnologie bezeichnet, stellt ein
Paare mit unerfulltem Kinderwunsch bereit. Dazu geho-
ren alle Behandlungen und Verfahren, die den Umgang
mit menschlichen Eizellen, Spermien oder Embryonen
mit dem Ziel umfassen, eine Schwangerschaft und die
Geburt eines Kindes herbeizuftihren. Die In-vitro-Fer-
tilisation (IVF) kann als die Schliisseltechnologie der
modernen Reproduktionsmedizin gelten. Zunehmende
Bedeutung haben die intracytoplasmatische Spermien-
injektion (ICSI) in die Eizelle sowie die Kryokonser-
vierung von Keimzellen, imprignierten Eizellen und
Embryonen. Indem die menschlichen Keimzellen sozu-
sagen auf den Labortisch geholt werden, wird zugleich
der Befruchtungsvorgang einer umfassenden Manipula-
tion zuganglich gemacht, denn praktisch alle Verfahren,
wie z.B. Praimplantationsdiagnostik (PID), Embryo-
nenauswahl, embryonale Stammzellforschung, Klonen
u.a.m. schlieflen hier in technischer Hinsicht an. Prin-
zipiell sind Eingriffe in die menschliche Fortpflanzung
auf folgenden Ebenen moglich:

»  Ersatz, Reparatur oder Umgehung von funktions-
eingeschrankten oder -untiichtigen Reproduktions-
organen;

> Austausch der am Fortpflanzungsprozess betei-
ligten Personen durch Eizell- und Samenspende,
Leihmutterschaft;

> Aufhebung der zeitlich-riumlichen Koppelung der
verschiedenen Teile des Fortpflanzungsvorgangs
durch Kryokonservierung;

»  Kontrolle der Qualitat der Fortpflanzungszellen
bzw. des frithen Embryos, z.B. durch Spermien-
selektionsverfahren, Polkorperdiagnostik, Prdim-
plantationsdiagnostik, sowie »Qualitdtsauswahl«
von Embryonen fiir den nachfolgenden Embryo-
transfer in die Gebarmutter.

Bis zur Etablierung der IVF waren Behandlungen bei
ungewollter Kinderlosigkeit extrem eingeschrankt.
Abhilfe gelang erst mit der Substitutionstherapie im
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Rahmen der ART, bei der die Befruchtung und die
ersten Schritte der frithembryonalen Entwicklung in
vitro, d.h. im Reagenzglas auflerhalb des miitterlichen
Korpers, stattfinden. 1978 kam in England das erste
mithilfe einer IVF gezeugte Kind zur Welt, 4 Jahre
spater wurde erstmals in Deutschland ein IVF-Kind
geboren, und 1992 gelang (bei méannlicher Infertilitit)
die erfolgreiche Mikroinjizierung einer Samenzelle in
eine Eizelle. Waren die ersten »Retortenbabys« noch
eine Sensation, so zdhlen 30 Jahre spiter kunstliche
Befruchtungen zur medizinischen Routinebehandlung
von Paaren mit unerfiilltem Kinderwunsch. Schat-
zungen zufolge leben weltweit tiber 4 Mio. »ART-
Kinder«. In Deutschland sind in den vergangenen
10 Jahren (2000 bis 2009) iiber 100.000 Kinder nach
ART-Verfahren zur Welt gekommen, mittlerweile
werden jahrlich knapp 2 % aller Kinder reproduk-
tionsmedizinisch gezeugt.

GEGENSTAND UND ZIEL DER
UNTERSUCHUNG

Im internationalen Vergleich gibt es grofse Unter-
schiede, inwieweit, mit welchen Zielsetzungen und
unter welchen Rahmenbedingungen Verfahren der
assistierten Reproduktion tberhaupt erlaubt sind,
in welchem Mafse sie in der reproduktionsmedizi-
nischen Praxis eingesetzt werden und welche inten-
dierten und nichtintendierten Folgen hiermit jeweils
verbunden sind. Dartiber hinaus haben sich auf euro-
pdischer Ebene sowie in Deutschland relevante struk-
turelle und auch rechtliche Rahmenbedingungen teil-
weise gedandert. Vor diesem Hintergrund wurde das
TAB beauftragt, einen Uberblick iiber den aktuellen
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Stand und die Perspektiven der technisch assistier-
ten Reproduktionsmedizin zu geben. Durch die Ana-
lyse der mit der Anwendung dieser Techniken vor-
liegenden Erfahrungen soll gezeigt werden, welches
Wechselspiel zwischen den jeweiligen Rahmenbedin-
gungen fiir die Anwendung der Reproduktionsmedi-
zin und ihren Folgen besteht. Ziel des TA-Projekts ist
die Erschliefung der medizinischen, wissenschaftli-
chen, rechtlichen und gesellschaftspolitischen Dimen-
sionen des Themas anhand folgender Schwerpunkte:

> Darstellung der durch die Reproduktionsmedi-
zin bereitgestellten und auf die Herbeifiihrung
einer Schwangerschaft und die Geburt eines Kin-
des abzielenden aktuellen Losungsansitze zum
Umgang mit unerfulltem Kinderwunsch. Analyse
und Diskussion der ART-Anwendungen und der
Entwicklungstrends in der klinischen Praxis in
Deutschland, in Europa, in den USA sowie in wei-
teren Liandern unter besonderer Beriicksichtigung
der erzielten Erfolgsraten. Nachgegangen wird
auch der Frage, welche gesundheitlichen Beein-
trachtigungen und Risiken fiir Frauen durch die
reproduktionsmedizinischen Behandlungen beste-
hen, und es wird auf die gesundheitlichen Beein-
trachtigungen und Risiken fir die so gezeugten
Kinder eingegangen.

> Analyse und Diskussion des Kenntnistands zu psy-
chischen Belastungen und psychosozialen Folgen
fiir Frauen, Minner, Kinder und Familien fiir die
in der klinischen Praxis angewendeten reproduk-
tionsmedizinischen Verfahren. Leitfragen sind da-
bei u.a.: Wie ist die psychosoziale Betreuung im
Allgemeinen in Deutschland organisiert und im
Detail ausgestaltet? Wie erfolgt die Integration
psychosozialer Beratung in die reproduktions-
medizinische Behandlung, inwieweit ist sie auch
davon unabhingig moglich? Wie sind die Quali-
tat der Beratung, die Qualifikation der Beratenden
und die Qualitdtssicherung insgesamt? Wie ist die
deutsche Situation in internationaler Perspektive
zu bewerten, wo besteht Handlungsbedarf?

> Analyse der gesetzlichen, untergesetzlichen und
standesrechtlichen Regelungen sowie der struktu-
rellen und institutionellen Rahmenbedingungen,
die einen bestimmenden Einfluss auf Ausmafd
und Art des Angebots, Durchfithrung, Nachfrage
und Inanspruchnahme von Verfahren der assis-
tierten Reproduktion haben. Priifung, inwieweit
neue Entwicklungen in der Fortpflanzungsmedi-
zin durch das geltende Recht in Deutschland abge-
deckt bzw. nicht oder unzureichend geregelt sind;

Ableitung von Ansatzpunkten fiir eine mogliche

Weiterentwicklung des gesetzlichen Rahmens in
Deutschland.

ERGEBNISSE

Im europiischen Vergleich werden in Deutschland
unterdurchschnittlich  haufig reproduktionsmedizi-
nische Behandlungen durchgefiihrt, auch der Anteil
an Geburten ist unterdurchschnittlich. Betrachtet
man allerdings die Behandlungs- und Geburtendaten
bis zum Jahr 2003, lag Deutschland jeweils tiber dem
europdischen Durchschnitt. Mit Inkrafttreten des
Gesundheitsmodernisierungsgesetzes kam es 2004
fast zu einer Halbierung der Behandlungszahlen. Seit-
dem ist wieder ein langsamer, aber stetiger Zuwachs
zu verzeichnen. Dies verdeutlicht, dass die aktuellen
Behandlungszahlen in Deutschland nicht auf mangeln-
des medizinisches Know-how oder fehlende gesell-
schaftliche Akzeptanz zuriickzufithren sind, sondern
hauptsiachlich auf die gesundheitspolitischen Rah-
menbedingungen. Diese Entwicklung entspricht im
Ubrigen der weltweiten Situation, dass die Anzahl der
durchgefiithrten ART-Zyklen direkt mit der Finanzie-
rung durch das Gesundheitssystem zusammenhangt.

KLINISCHE PRAXIS — ERFOLGE UND PROBLEME

Generell steigt das durchschnittliche Alter der Erst-
gebdrenden in Deutschland — wie in fast allen Indus-
triestaaten — an. Der Anteil an Frauen tber 35 Jahre,
welche eine IVF oder ICSI-Behandlung in Anspruch
nehmen, liegt in Deutschland Gber dem europaischen
Mittelwert (2005: 55,6 % der Frauen bei IVF waren
40 Jahre oder dlter, europaweit waren es 50,5 %). Im
Hinblick auf die eingesetzten Techniken ist weltweit
ein vermehrter Einsatz von ICSI-Behandlungen festzu-
stellen. Wihrend in Deutschland noch ca. ein Drittel
aller Behandlungen konventionelle IVF ist, kommt die
IVF in vielen europdischen Landern seltener zum Ein-
satz. Diese Entwicklung ldsst sich nicht durch deut-
lich hohere Erfolgsquoten der ICSI erkldren, da diese
nur im Falle einer eingeschrankten Spermienqualitat
des Mannes hoheren Erfolg verspricht als konventio-
nelle IVE. Die Zunahme von ICSI-Behandlungen kann
moglicherweise auch damit erklart werden, dass heute
verstarkt die mannliche Infertilitit in die Aufmerk-
samkeit der Reproduktionsmediziner geriickt ist.

Weltweit ldsst sich die Entwicklung beobachten,
weniger Embryonen pro Zyklus zu transferieren.



Dies muss vor dem Hintergrund der verbesserten
technischen Moglichkeiten bei ART-Anwendungen,
aber auch der Vermeidung von Mehrlingsschwan-
gerschaften gesehen werden. Im Zeitraum 2001 bis
2008 ist in Deutschland der Trend zu beobachten,
ganz uberwiegend zwei Embryonen zu iibertragen
(2008: 66 % aller Zyklen; der Anteil der Transfers
von drei Embryonen sank von 38 auf 21 %). In eini-
gen anderen Landern (besonders Schweden, Belgien
und Grof$britannien) wird jedoch die Vermeidung
von Mehrlingsschwangerschaften  entschiedener
vorangetrieben, und international wird der »elek-
tive Single-Embryo-Transfer« (eSET) favorisiert, bei
dem der am besten entwicklungsfihig erscheinende
Embryo fur den Transfer ausgewihlt wird. Die
aktuelle Studienlage zeigt, dass eSET die Raten der
Mehrlingsschwangerschaften und -geburten wirk-
sam zu senken vermag. Die Mehrlingsgeburtenraten
in Deutschland und den meisten europaischen Lin-
dern liegen allerdings immer noch deutlich tiber der
natiirlich zu erwartenden Rate. Schweden erreicht
als einziges Land eine (nahezu natiirliche) ART-Ein-
lingsrate von iiber 93 %. Die Erfolgsquoten in Bezug
auf die »Baby-take-home-Rate«(BTHR) - also die
Geburtenrate pro begonnenen Zyklus — liegen in
Deutschland im Zeitraum 1997 bis 2005 mit 15,4 %
etwa im europaischen Durchschnitt (15,0 %). Grof3-
britannien weist die hochste Erfolgsquote (20,4 %)
auf, dicht gefolgt u.a. von skandinavischen Landern.

Zu konstatieren ist insgesamt, dass die Behandlung
ungewollter Kinderlosigkeit mithilfe von ART in
Deutschland, Europa und den USA immer haufiger
durchgefithrt wird und zugleich in den letzten Jah-
ren auch eine deutliche Verbesserung der Erfolgs-
aussichten fiir die betroffenen Paare erreicht werden
konnte. Im internationalen Vergleich liegt Deutsch-
land allerdings in Bezug auf die durchgefithrten ART-
Zyklen sowie die daraus resultierenden Geburten
unter dem europdischen Durchschnitt. In diesem
Kontext ist jedoch auch zu beachten, dass viele Jahre
der Fokus der assistierten Reproduktion nahezu
ausschlieflich auf der Maximierung der Wirksam-
keit der Behandlung lag, ablesbar an dem Indikator
BTHR. Hohe Erfolgsraten wurden jedoch »erkauft«
durch die Gewinnung moglichst vieler Eizellen pro
Zyklus, um mehrere Embryonen in die Gebarmut-
ter transferieren zu konnen. Hieraus resultierten die
Gefahr eines ovariellen Hyperstimulationssyndroms
und einer hohen Zahl von Mehrlingsschwanger-
schaften mit den damit verbundenen Gesundheitsri-
siken und Belastungen.

GESUNDHEITLICHE BEEINTRACHTIGUNGEN FUR
FRAUEN UND KINDER

Das ovarielle Hyperstimulationssyndrom (OHSS)
stellt ein schwerwiegendes gesundheitliches Risiko
fiir Frauen dar, die durch die hormonelle Stimulation
wiahrend der reproduktionsmedizinischen Behand-
lung hervorgerufen wird. In Deutschland traten
OHSS-Komplikationen seltener auf als im europa-
ischen Mittel; im Jahr 2007 wurden 173 Falle (0,4 %
der Behandlungszyklen) registriert. Ob das Risiko fir
bosartige Krebserkrankungen nach Anwendung von
Ovulationsinduktoren bzw. IVF/ICSI erhoht ist, lisst
sich anhand der aktuellen Studien- und Datenlage
nicht eindeutig beantworten.

Im Vergleich zur spontanen Empfiangnis ist das Risiko
fur angeborene Fehlbildungen der Kinder nach ART-
Behandlung um etwa 30 bis 40 % erhoht. Hierzu zih-
len z.B. Lippenspalte mit oder ohne Kiefer-/Gaumen-
spalte, angeborener Verschluss der Speiserohre oder
der Analoffnung, angeborene Fehlbildung der Harn-
rohre. Allerdings ist nicht eindeutig zu entscheiden,
inwieweit die Fehlbildungen auf die assistierte Repro-
duktion bzw. auf die Infertilitdit der Eltern zuriick-
sind. Nach
Behandlung ist zudem das Risiko fur perinatale,

zufiithren reproduktionsmedizinischer
d.h. um die Geburt herum auftretende, Komplika-
tionen erhoht. Dies sind Frithgeburtlichkeit, geringes
Geburtsgewicht, unterdurchschnittliche Grofle, Ein-
weisung in eine Neugeborenenintensivstation sowie
perinatale Sterblichkeit.

Insgesamt bestehen fiir durch reproduktionsmedi-
zinische Verfahren gezeugte Kinder leicht erhohte
Gesundheitsrisiken im Vergleich zu natirlich empfan-
genen. Hierfir sind aber nicht die Reproduktionstech-
niken selbst ursichlich, vielmehr stellen die Sub- oder
Infertilitdt der Eltern sowie der hohe Anteil der Mehr-
lingsschwangerschaften und -geburten eine wesent-
liche Ursache fiir Gesundheitsfolgen bei ART-Kin-
dern dar. Das grofite gesundheitliche Risiko infolge
reproduktionsmedizinischer =~ Behandlungsverfahren
fir Frauen und Kinder liegt in der hohen Zahl von
Mehrlingsschwangerschaften und -geburten. Ursache
ist das Bestreben, die Schwangerschafts- und Lebend-
geburtsrate je Behandlungszyklus zu optimieren: Mit
der Zahl der zeitgleich tibertragenen Embryonen steigt
die Wahrscheinlichkeit einer Lebendgeburt, zugleich
jedoch auch die Wahrscheinlichkeit von Mehrlin-
gen. Im Jahr 2007 waren in Deutschland 34,1 % aller
ART-Kinder Mehrlingskinder. Bei natiirlicher Emp-
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fangnis lag der Anteil der Mehrlinge an allen Gebo-
renen jedoch nur bei 3,3 %. Im Vergleich zu Einlings-
schwangerschaften bestehen bei Mehrlingsschwan-
gerschaften — unabhingig von der Art der Zeugung —
erhohte gesundheitliche Risiken und eine erhohte
Sterblichkeit sowohl fiir Mitter als auch ihre Kinder.
Vergleicht man ART-Zwillinge und auf natiirlichem
Wege gezeugte Zwillinge, so weisen ART-Zwillinge
folgende Risiken auf: hohere Wahrscheinlichkeit fiir
Frithgeburtlichkeit, geringes Geburtsgewicht, angebo-
rene Fehlbildungen sowie leicht erhohtes Risiko fiir
Krankenhauseinweisungen im Kleinkindalter.

REDUKTION DER RISIKEN

Derzeit werden die Erfolgsaussichten einer Kinder-
wunschbehandlung in Deutschland unter anderem
dadurch gemindert, dass das (durchschnittliche) Alter
der ART-Patientinnen stark gestiegen ist und weiter
zunimmt. Es wire fiir die betroffenen Paare gut, dass
ART-Behandlungen ggf. moglichst frih eingeleitet
werden, da die Chancen bei jungeren Frauen deutlich
hoher sind und somit in den meisten Fallen durch eine
geringere Anzahl an Zyklen eine Schwangerschaft und
die Geburt eines Kindes erreicht werden konnen. Dies
ginge einher mit geringeren personlichen Belastungen
fiir die Paare sowie mit niedrigeren Behandlungs-
kosten. Im Zuge einer stirker patientenorientierten
reproduktionsmedizinischen Behandlung wiren gene-
rell u.a. folgende Aspekte zu priifen:

> Veranderung der Ablauforganisation von IVF-
Kliniken, um Belastungen der Paare wihrend der
reproduktionsmedizinischen Behandlung zu ver-
ringern und eine stirkere Patientenzentrierung zu
erreichen. Deutliche Verbesserungspotenziale liegen
darin, einen haufigen Wechsel des medizinischen
Personals im Verlauf der Behandlung eines Paares
zu vermeiden, die Paare besser tiber alle Details der
Behandlung zu informieren sowie ihnen eine stir-
kere emotionale Unterstiitzung zu geben.

> Optimierungen und Vereinfachungen in der Ver-
abreichung der Gonadotropine, um die gesundheit-
liche Belastung der Patientinnen zu verringern; ein
engeres Monitoring der FEierstockstimulation und
der Eizellreifung, um dem ovariellen Hyperstimu-
lationssyndrom vorzubeugen. Zudem besteht Kla-
rungsbedarf, inwieweit die Nutzung der In-vitro-
Reifung eine weitere Option darstellt, auch nicht
optimal gereifte Eizellen verwenden zu konnen.

> Vermeidung von Mehrlingsschwangerschaften

durch Transfer nur eines Embryos. Dies erfor-

dert Methoden zur Qualitatsbeurteilung von Eizel-
len und Embryonen vor Befruchtung bzw. Trans-
fer sowie deren Selektion. Zur Erzielung moglichst
hoher kumulativer Schwangerschaftsraten ware
eine verstirkte Nutzung der Kryokonservierung
von Eizellen, imprignierten Eizellen bzw. Embryo-
nen erforderlich.

PSYCHOSOZIALER KONTEXT — AUFKLARUNG
UND SPEZIFISCHE BERATUNG

Viele Paare bringt die Diagnose einer Fertilititsstorung
an die Grenzen ihrer seelischen Belastbarkeit. Zugleich
ist zu konstatieren, dass die psychischen Ursachen fur
den unerfiillten Kinderwunsch in der Regel deutlich
uberschitzt werden, wihrend die Auswirkungen des
unerfiillten Kinderwunsches (wie auch der reproduk-
tionsmedizinischen Behandlung) immer noch hiufig
unterschatzt werden. Reproduktionsmedizinische Ver-
fahren sind oft der »letzte (Aus-)Weg«, um ein eigenes
Kind zu bekommen. Und zugleich ist eine reproduk-
tionsmedizinische Behandlung inzwischen gesellschaft-
lich akzeptierter als frither, weshalb sie von vielen Paa-
ren als »normaler Weg« angesehen wird. Die zeitlich,
emotional und finanziell aufwendige reproduktions-
medizinische Behandlung stellt jedoch fur sehr viele
Frauen (bzw. Paare) eine starke korperliche und psy-
chische Belastung dar, die zudem mit der Zahl erfolg-
loser Behandlungszyklen ansteigt. Und ca. 20 % aller
Paare erleben die reproduktionsmedizinische Behand-
lung als so belastend, dass sie allein deshalb schon eine
psychologische Begleitung benotigen.

Grundsatzlich soll die psychosoziale Beratung unge-
wollt kinderlosen Paaren zunichst Entscheidungshil-
fen in Hinsicht auf mogliche anstehende medizinische
Therapieschritte anbieten. AufSerdem soll sie dazu bei-
tragen, die Kommunikation des Paares miteinander,
mit den Arzten und dem Umfeld zu verbessern, um
eine bessere Bewaltigung der Situation zu erreichen.
Ein wichtiger Aspekt ist auch, ggf. die Akzeptanz
eines Lebens ohne leibliche Kinder zu fordern und die
Maoglichkeit einer erfolglosen Therapie von Anfang an
in den Beratungsprozess einzubeziehen. Psychosoziale
Kinderwunschberatung zeichnet sich dadurch aus,
dass auf der Basis therapeutischer Konzepte Ratsu-
chende dabei unterstiitzt werden, Orientierung, Klar-
heit, Wissen, Bearbeitungs- oder Bewaltigungskom-
petenzen zu gewinnen. Darliber hinaus muss sie auf
die spezifischen Bediirfnisse und Voraussetzungen der
Ratsuchenden ausgerichtet sein. Die Beratungsinhalte
beziehen sich auf alle Lebensthemen, die vom Kinder-



wunsch tangiert sind, dartiber hinaus soll das Wohl
des zu zeugenden Kindes, bereits geborener Kinder
und der Familien reflektiert und moglichst sicherge-
stellt werden. Alle involvierten Fachkrifte benotigen
hierfiir Kenntnisse und Fahigkeiten in psychologischer
Gesprichsfithrung und psychosomatischer Grundver-
sorgung und den psychosozialen Implikationen des
unerfiillten Kinderwunsches.

Nationale Fachgesellschaften sprechen sich seit meh-
reren Jahren dafiir aus, dass allen Paaren, die eine
reproduktionsmedizinische Behandlung beabsichtigen
oder sich dieser bereits unterziehen, zu allen Zeitpunk-
ten niedrigschwellig Zugang zu einer psychosozialen
Beratung zur Verfiigung stehen sollte. In der Praxis
zeigt sich jedoch, dass die psychosozialen Berater viel-
fach im »luftleeren« Raum agieren, ein Feedback an
die Reproduktionsmediziner erfolgt eher selten. Dies
konnte sich dann anders darstellen, wenn die Berater
im reproduktionsmedizinischen Zentrum unter inhalt-
lichen, organisatorischen und strukturellen Aspekten
integriert wiren und/oder zudem auch eine psychoso-
matische Sichtweise Grundlage der (ergebnisoffenen)
Kinderwunschbehandlung ist.

Vielfach eroffnet sich auch der Sinn/Nutzen einer psy-
chosozialen Beratung fur die behandelnden Reproduk-
tionsmediziner nur wenig. Auch hier konnte eine bes-
sere Vernetzung mit den Therapeuten fir die Reproduk-
tionsmediziner entlastende und zeitsparende Aspekte
bringen. Das Kinderwunschpaar konnte so starker von
der Kompetenz beider Fachkreise profitieren und eine
umfassendere Behandlung/Betreuung erhalten. In der
Triade Paar — Beratung — Reproduktionsmedizin sollte
der individuelle psychosoziale, psychosomatische und/
oder psychologische Beratungs- und Betreuungsbedarf
gemeinsam, paarspezifisch und situationsabhingig ent-
schieden werden. Dartiber hinaus wiirde die psychoso-
ziale Beratung durch die Reproduktionsmediziner einen
grofSeren Stellenwert erfahren und die derzeitige Situa-
tion, dass viele Paare nicht oder erst sehr spat von der
Option der psychosozialen Beratung erfahren, konnte
deutlich verbessert und die Liicke zwischen Beratungs-
bedarf und Inanspruchnahme minimiert werden.

RECHTLICHE ASPEKTE -
ANPASSUNGSNOTWENDIGKEITEN

Ein Uberblick iiber die medizinisch-technischen Ver-
fahren der Reproduktionsmedizin im internationalen
Vergleich zeigt zwar, dass diese — obwohl im Wesent-
lichen gleich — nicht in gleicher Weise von der Repro-

duktionsmedizin eingesetzt bzw. von Kinderwunsch-
paaren in Anspruch genommen werden konnen. Ins-
gesamt ist festzustellen, dass die Regulierungen in
Europa weit gefiachert sind. Dem liegen unterschied-
liche historische Entwicklungen sowie kulturelle, reli-
giose, soziale, politische und okonomische Aspekte
zugrunde. Allerdings wurde und wird auf europa-
ischer Ebene versucht, diese Unterschiedlichkeiten zu
harmonisieren. Insbesondere spielt hier der Europi-
ische Gerichtshof fiir Menschenrechte (EGMR) eine
wichtige Rolle, wie seine Entscheidung vom 1. April
2010 gezeigt hat, in der das Verbot der Eizell- und
Samenspende als Verstof§ gegen das Diskriminierungs-
verbot bezeichnet wird. Es ist evident, dass damit das
Tor fir mogliche bzw. notwendige regulatorische
Anderungen im Bereich der Reproduktionsmedizin
nicht nur fiir das originir betroffene Osterreich, son-
dern auch fiir andere Lander weit aufgestoflen wurde.
SchliefSlich kommt der Europiischen Union Bedeu-
tung bei der Rechtsangleichung zu, wie sich zum Bei-
spiel in Art. 12 der EU-Geweberichtlinie 2004/23/EG
von 2004 zeigte, die auch dazu dienen soll, die medizi-
nisch assistierte Reproduktion aufeinander abzustim-
men. Unmittelbar relevant ist dies fiir die Praimplan-
tationsdiagnostik (PID), die Samen- und Eizellspende
und die Kryokonservierung von Embryonen. Auch
staatenubergreifende Nichtregierungsorganisationen —
wie etwa die European Society of Human Reproduc-
tion and Embryology (ESHRE) — sind hier von Rele-
vanz, da sie zum Teil seit mehreren Jahrzehnten ver-
suchen, wissenschaftliche bzw. berufsrechtliche Stan-
dards zu setzen und eine supranational ausgerichtete
Forschungs- und praktische Umsetzungspolitik der
Verfahren der ART sowie der rechtlichen Harmoni-
sierung zu unterstiitzen.

In Deutschland unterliegen die Anwendungen der
Reproduktionsmedizin insbesondere dem Embryo-
nenschutzgesetz (ESchG) aus dem Jahr 1991. Die-
ses erlaubt ausschliefSlich den Transfer von Eizellen,
welche von der Patientin selber stammen. Eizellspen-
den und Leihmutterschaft sind ausgeschlossen, die
Samenspende ist dagegen zuldssig. Des Weiteren ist
eine Ubertragung von zugleich maximal drei Embry-
onen in die Gebiarmutter erlaubt, eine Auswahl der
Eizellen nur wihrend der ersten 24 Stunden nach der
Impragnation, also vor der Kernverschmelzung. Ins-
gesamt wird die Reproduktionsmedizin in Deutsch-
land durch ein dichtes Netz verschiedener zusam-
menwirkender Regeln, die verstreut in verschiedenen
Gesetzen und Verordnungen zu finden sind, gestal-
tet. Hieraus resultiert eine gewisse Unubersichtlich-
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keit. Diese ist jedoch nicht (allein) fiir die gegebenen
Rechtsunsicherheiten auf dem Gebiet der Reproduk-
tionsmedizin verantwortlich, sondern vielmehr der
Tatsache geschuldet, dass bestimmte Regeln allge-
meingiltig fiir unterschiedliche Bereiche der Medizin
Geltung besitzen. Auch ist das Recht der Reproduk-
tionsmedizin wegen verschiedener Unklarheiten im
ESchG bzw. durch eine Rechtsunsicherheit beziiglich
verschiedener neuer Techniken der Reproduktions-
medizin gepragt.

Hier konnte die Rechtsprechung des EGMR neue
Bewegung in die Diskussion bringen. Denn diese haben
in der deutschen Rechtsordnung einem Bundesgesetz
vergleichbare Geltung. Behorden und Gerichte (und
auch der Gesetzgeber) sind daher — unter bestimmten
Voraussetzungen — aufgerufen, die Auslegungen des
Gerichtshofs bei ihren Entscheidungen und der Aus-
legung nationaler Vorschriften zu berticksichtigen.
Eine Reform des Rechts der Reproduktionsmedizin —
zumindest einzelner Normen des ESchG - konnte
daher gegebenenfalls erforderlich sein. Gestiitzt wird
diese Ansicht auch durch den Bundesgerichtshof
(BGH). Dieser hat in seiner Entscheidung vom 6. Juli
2010 kritisch angemerkt, dass der deutsche Gesetz-
geber trotz der ihm bekannten langjahrigen Ausei-
nandersetzung um die Zulissigkeit der PID hierzu
keine ausdriickliche Regelung im Gendiagnostikge-
setz (GenDG) oder ESchG getroffen hat und auch
in den Gesetzesmaterialien keine eindeutigen Aussa-

gen getroffen worden sind. Der BGH hat aus diesem
Grund eine eindeutige gesetzliche Regelung der Mate-
rie angemahnt.

Sinnvoll bzw. notwendig erscheint somit die Uberprii-
fung der Rechtslage in Deutschland im Hinblick auf
folgende bestehende Unklarheiten: Was soll mit den
bei der IVF (z.B. kryokonservierten) bzw. beim SET
anfallenden tberzahligen Embryonen geschehen, die
nicht mehr fiir reproduktive Zwecke verwendet wer-
den? Dirfen sie ggf. auch gespendet oder fir For-
schungszwecke genutzt werden? Wie kann nichtge-
wollten Mehrlingsschwangerschaften vorgebeugt wer-
den bzw. soll ein »elektiver Single-Embryo-Transfer«
erlaubt sein? Wie ist unter ethischen und rechtlichen
Aspekten mit »tiberzahligen« Feten zu verfahren? Soll
die PID auch an nichttotipotenten Zellen ausdriicklich
verboten werden, falls nein, welche Untersuchungen
welcher genetischen Eigenschaften bzw. Krankheits-
dispositionen sollen im Rahmen einer PID an nicht-
totipotenten Zellen erlaubt sein? Soll die PID in den
Anwendungsbereich des GenDG einbezogen werden,
falls ja, welche Anderungen sind dann notwendig?
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GEFAHRDUNG UND VERLETZBARKEIT MODERNER
GESELLSCHAFTEN — AM BEISPIEL EINES GROSS-
RAUMIGEN UND LANGDAUERNDEN AUSFALLS

DER STROMVERSORGUNG

DR. THOMAS PETERMANN
DR. HARALD BRADKE, FHG-ISI
ARNE LULLMANN, FHG-ISI
ULRICH RIEHM

In modernen, arbeitsteiligen und hochtechnisierten
Gesellschaften erfolgt die Versorgung der Bevolke-
rung mit (lebens)notwendigen Giitern und Dienst-
leistungen durch ein hochentwickeltes, eng verfloch-
tenes Netzwerk »Kritischer Infrastrukturen«. Dazu
zdhlen u. a. Informationstechnik und Telekommuni-
kation, Transport und Verkehr, Energieversorgung
oder das Gesundheitswesen. Diese sind aufgrund
ihrer internen Komplexitit sowie der grofsen Abhin-
gigkeit voneinander hochgradig verletzbar. Terroris-
tische Anschldge, Naturkatastrophen oder besonders
schwere Ungliicksfille haben nicht erst im zuriicklie-
genden Jahrzehnt offenkundig gemacht, welche weit-
reichenden Folgen die Beeintrachtigung oder der Aus-
fall Kritischer Infrastrukturen fiir das gesellschaftliche
System insgesamt haben koénnen.

Aufgrund der nahezu vollstindigen Durchdringung
der Lebens- und Arbeitswelt mit elektrisch betrie-
benen Geriten wiirden sich die Folgen eines langan-
dauernden und grof¥flichigen Stromausfalls zu einer
Schadenslage von besonderer Qualitit summieren.
Betroffen waren alle Kritischen Infrastrukturen, und
ein Kollaps der gesamten Gesellschaft wire kaum
zu verhindern. Trotz dieses Gefahren- und Katastro-
phenpotenzials ist ein diesbeztgliches gesellschaft-
liches Risikobewusstsein nur in Ansitzen vorhanden.

GEGENSTAND UND ZIEL DER
UNTERSUCHUNG

Mit Beschluss des Ausschusses fur Bildung, Forschung
und Technikfolgenabschitzung wurde das Biiro fir
Technikfolgen-Abschiatzung beim Deutschen Bundes-
tag (TAB) beauftragt, die Folgen eines grofflichigen
und langandauernden Stromausfalls systematisch zu
analysieren. Zugleich sollten die Moglichkeiten und
Grenzen des nationalen Systems des Katastrophen-
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managements zur Bewiltigung einer solchen Grof3-
schadenslage aufgezeigt werden.

Folgende Themenschwerpunkte wurden untersucht:

1. Folgenanalysen zu ausgewdihlten Sektoren der Kri-
tischen Infrastrukturen: Ziel dieser Analysen war es,
plausible Folgen und Folgenketten, ausgelost durch
einen Stromausfall, darzustellen und damit Hinweise auf
die Vulnerabilitdt bzw. Resilienz des Sektors zu geben.

Dazu wurden folgende Gefihrdungslagen analysiert:

> Versorgung der Bevolkerung mit Nahrungsmitteln
(Sektor » Landwirtschaft/Lebensmittelhandel «)

> Sicherstellung einer medizinischen und pharma-
zeutischen Mindestversorgung (Sektor »Gesund-
heitswesen«)

> Aufrechterhaltung der (Trink-)Wasserversorgung
und Abwasserentsorgung (Sektor »Wasser und
Abwasser«)

> Gewihrleistung angepasster Mobilitat bzw. Trans-
portkapazititen (Sektor » Transport und Verkehr«)

> Ermoglichung  ausreichender  Finanzdienstleis-
tungen (Sektor »Finanzdienstleistungen «)

> Aufrechterhaltung bzw. Wiederaufbau ausrei-
chender Kommunikationswege (Sektor »Informa-
tionstechnik und Telekommunikation«)

> Gewihrleistung offentlicher Sicherheit — Fallbei-

spiel »Gefingnisse«

2. Uberlegungen zu Einstellungen und Verhalten der
Bevolkerung: In diesem Themenschwerpunkt wurde
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das Anliegen verfolgt, einige Hypothesen zu den Ein-
stellungs- und Verhaltensmustern beziiglich eines
Stromausfalls zu entwickeln.

Ein langandauernder Stromausfall wird die Bevol-
kerung in Unsicherheit und Angst versetzen sowie
Gefihrdungen von Leib und Leben mit sich bringen.
Die Forschung zum Verhalten von Individuen und
Gruppen in Katastrophensituationen legt die Erwar-
tung nahe, dass auch bei einem Stromausfall sowohl
unsoziale, illegale und aggressive Aktionen als auch
Mitgefithl und Hilfsbereitschaft, rationales und ent-
schlossenes Handeln zutage treten werden. Das Wis-
sen uber die sozialen und sozialpsychologischen
Dimensionen einer solchen Katastrophe ist aber unge-
ntgend. Es durfte insgesamt auch zutreffen, dass man-
che Annahmen uber das Verhalten und die »Lenk-
barkeit der Bevolkerung« in extremen Lagen einer
Priifung bedurfen, wenn man die Rolle der Bevolke-
rung sowie der professionellen und freiwilligen Helfer
wirklichkeitsnah einschitzen und hieran bei der Kata-
strophenbewiltigung ankntpfen will. Deshalb wurde
auch die Dimension des Verhaltens in die Folgenana-
lyse einbezogen.

3. Analyse des deutschen Katastrophenmanagementsys-
tems: Dieser Untersuchungsgegenstand wurde dahinge-
hend betrachtet, welche Akteure und Strukturen des
nationalen Systems des Katastrophenschutzes in Frie-
denszeiten bei einer stromausfallinduzierten Grof$scha-
denslage welche Beitrige zur Katastrophenbewailti-
gung leisten konnen. Hierzu wurden die wichtigsten
relevanten Strukturen, Krifte und Einrichtungen auf
Landes-, Bundes- und kommunaler Ebene im Uber-
blick erfasst. Der Fokus lag dabei auf deren Kapazi-
taten und Handlungsmoglichkeiten fiir den Fall eines
langandauernden und grofSraumigen Stromausfalls.
Erginzend wurden die einschligigen Rechtsgrund-
lagen gepruft. Dabei wurden weder Systematik und
Vollstandigkeit, noch eine rechtswissenschaftliche
Analyse angestrebt. Im Licht der Resultate der Fol-
genanalyse wurde dann eine erste Einschitzung der
Bewaltigungskapazititen des nationalen Krisenma-
nagementsystems vorgenommen.

ERGEBNISSE

Ausgehend von einem Szenario eines mindestens zwei-
wochigen und auf das Gebiet mehrerer Bundeslander
ubergreifenden Stromausfalls, werden im Folgenden die
Auswirkungen anhand dreier ausgewihlter Sektoren
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des Niheren schlaglichtartig beschrieben. Erginzend
erfolgen Ausfithrungen zu den verhaltensbezogenen
Folgen und der Rolle von Bevolkerung und Helfer.

INFORMATIONSTECHNIK UND
TELEKOMMUNIKATION

Die Folgen eines grofSraumigen, langfristigen Strom-
ausfalls fir Informationstechnik und Telekommuni-
kation miissen als dramatisch eingeschatzt werden.
Telekommunikations- und Datendienste fallen teils
sofort, spatestens aber nach wenigen Tagen aus.

Bei der Festnetztelefonie fallen sofort das (digitale)
Endgerdt und der Teilnehmeranschluss aus, danach
die Ortsvermittlungsstellen. Bei den Mobilfunknetzen
sind die Basisstationen, die die Einwahl in die Netze
ermoglichen, bedingt durch das erhohte Gesprichs-
aufkommen binnen weniger Minuten uberlastet oder
fallen wegen nur kurzfristig funktionierender Not-
Stromversorgung ganz aus.

Zeitungsverlage und -druckereien verfugen teilweise
uber Notstromkapazititen, sodass sie in gewissem
Umfang zur Information der Bevolkerung beitragen
konnen. Besser sind die offentlich-rechtlichen Sende-
anstalten auf einen Stromausfall vorbereitet und in
der Lage zu senden. Jedoch konnen die Biirger ohne
Strom mit ihren Fernsehgeriten keine Sendungen
empfangen. Dadurch wird der Horfunk, der tiber mil-
lionenfach in der Bevolkerung vorhandene akku- und
batteriebetriebene Gerite empfangen werden kann, zu
einem der wichtigsten Kanile fur die Information der
Bevolkerung im Krisenfall.

Die durch Bundeswehr, Technisches Hilfswerk (THW)
oder Telekommunikationsunternehmen im Ereignis-
fall einsetzbaren mobilen notstromversorgten Funk-
techniken und leitungsgebundenen Kommunikations-
mittel sind in erster Linie fiir die eigenen Erfordernisse
vorgesehen; fir die Gewihrleistung der Kommunika-
tion von Behorden, Bevolkerung und Unternehmen in
einem GrofSraum sind sie nicht ausgelegt.

Bereits in den ersten Tagen zeigt sich, dass das fur
einen Katastrophenfall vorgesehene und gesetzlich
geforderte Mindestangebot an Telekommunikations-
leistungen bei einem langandauernden und grof3fla-
chigen Stromausfall durch die Telekommunikations-
anbieter nicht erbracht werden kann. Die fiir zentrale
Kommunikationseinrichtungen vorgehaltenen Reser-
vekapazititen wie »Unterbrechungsfreie Stromver-



sorgung« (USV) und Notstromaggregate (NSA) sind
nach wenigen Stunden oder Tagen erschopft bzw. auf-
grund ausgefallener Endgerite wirkungslos.

Damit entfillt innerhalb sehr kurzer Zeit fur die Bevol-
kerung die Moglichkeit zur aktiven und dialogischen
Kommunikation mittels Telefonie und Internet. Die
Vielzahl der strombetriebenen Netzwerkknoten, Ver-
mittlungsstellen und Funkantennen der Festnetz- und
Mobiltelefonie sowie des Internets macht deren flichen-
deckende Wiederinbetriebnahme praktisch unmaoglich,
da Tausende von Batteriespeichern geladen und Treib-
stofftanks versorgt werden miissten. Dartiber hinaus
betrifft der Ausfall der Kommunikationsinfrastrukturen
auch die Behorden und Einsatzkrifte, die verbleibende
bzw. punktuell wieder hergestellte Moglichkeiten zur
Kommunikation prioritar in Anspruch nehmen.

Eine nachhaltige Absicherung der Kommunikations-
netze, die es ermoglicht, iiber Wochen ein umfassendes
Angebot an Dienstleistungen fir die Kunden stabil
zu halten, durfte zurzeit wirtschaftlich und technisch
nicht zu realisieren sein. Konzepte, die im Fall eines
linger andauernden Stromausfalls zumindest ein defi-
niertes minimales Versorgungsniveau bieten, sind —
soweit ersichtlich — noch nicht entwickelt.

TRANSPORT UND VERKEHR

Im Sektor »Transport und Verkehr« fallen die elek-
trisch betriebenen Elemente der Verkehrstrager StrafSe,
Schiene, Luft und Wasser sofort oder nach wenigen
Stunden aus. Dies betrifft sowohl die Transportmittel
als auch die Infrastrukturen sowie die Steuerung und
Organisation des entsprechenden Verkehrstragers. Zu
Brennpunkten werden der Stillstand des Schienenver-
kehrs und die Blockaden des motorisierten Individual-
und offentlichen Personennahverkehrs in dichtbesie-
delten Gebieten. Wahrend der Betrieb in Hifen wei-
testgehend zum Stillstand kommt, erweisen sich die
Flughifen als relativ robust und durchhaltefahig.

Der Straflenverkehr ist unmittelbar nach dem Strom-
ausfall besonders in grofSen Stadten chaotisch. Kreu-
zungen ebenso wie zahlreiche Tunnel und Schranken-
anlagen sind blockiert, es bilden sich lange Staus. Es
ereignen sich zahlreiche Unfille, auch mit Verletzten
und Todesopfern. Rettungsdienste und Einsatzkrifte
haben erhebliche Schwierigkeiten, ihren Aufgaben,
wie Versorgung und Transport von Verletzten oder
Bekampfung von Brianden, gerecht zu werden. Durch
den Ausfall der meisten Tankstellen bleiben zuneh-

mend Fahrzeuge liegen. Der stromversorgte Schienen-
verkehr kommt abrupt zum Stillstand. Viele Menschen
sind in U-Bahnen und Zigen der Bahn eingeschlossen.
Leitstellen, Stellwerke und Sicherungstechnik sind in
ihren Funktionen drastisch eingeschrankt.

Im Bereich des Luftverkehrs wird der Grundbetrieb
von grofSeren Flughifen durch Netzersatzanlagen und
Treibstoffvorrite sichergestellt. Starts und Landungen
konnen deshalb in begrenztem Umfang noch abge-
wickelt werden.

Die weitreichenden Folgen des Stromausfalls fiir den
Schiffsverkehr zeigen sich insbesondere in den Hafen.
Dort unterbricht der Stromausfall das Be- und Entla-
den der Schiffe, da z. B. Forderbander oder die strom-
betriebenen Krine nicht mehr funktionieren. Samt-
liche Ablaufe stocken, der gesamte Hafenbetrieb
kommt zum Stillstand, Guterstaus entstehen. Die Aus-
falle der Seehidfen als Umschlagpldtze nationaler und
internationaler Giiter sind deutschland- und europa-
weit zu spiiren.

Die Folgen eines Stromausfalls treten abrupt auf und
sind massiv. Aus einer Vielzahl von Unfillen, liegen-
gebliebenen Ziigen und U-Bahnen, umzulenkenden
Fliigen sowie Lkw- und Giiterstaus in Hifen ergeben
sich erhebliche Einschrinkungen der Mobilitit und
des Gutertransports. Insbesondere in Metropolen und
Ballungsrdumen fihren Staus und Unfille im Straflen-
verkehr zu chaotischen Zustinden. Brandbekamp-
fung, Notrettung und Krankentransporte, Einsitze
zur Sicherstellung der Notstromversorgung sowie eine
Vielzahl weiterer MafSnahmen zur allgemeinen Scha-
densbewiltigung werden erheblich behindert. Da alle
Tankstellen ausgefallen sind, wird der Treibstoff fur
die Einsatzfahrzeuge knapp. Dariiber hinaus drohen
erhebliche Engpisse bei der Versorgung der Bevolke-
rung, beispielsweise mit Lebensmitteln oder medizi-
nischen Bedarfsgitern.

Die Behorden und Hilfsorganisationen sind mit kom-
plexen Herausforderungen konfrontiert. So muss vor
Ort eine ausreichende Versorgung der FEinsatzkrafte
sowie der NSA von besonders sensiblen Komponenten
der Kritischen Infrastrukturen (wie Einsatzleitstellen,
Wasserwerke, Krankenhaduser) mit Treibstoff sicherge-
stellt werden. Auch miussen durch Riumungen, Sper-
rungen und Fahrverbote wichtige Trassen des Straflen-
und Schienenverkehrs fir die Einsatzkrafte freigemacht
und freigehalten werden. SchliefSlich gilt es, (iiberregio-
nale) Transportachsen einzurichten sowie Transport-
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kapazititen bereitzustellen, um die Versorgung mit
essenziellen Gutern, insbesondere tiber die Schiene, zu
ermoglichen. Dazu miussen die zustindigen Behorden
im Verlauf des Stromausfalls zusammen mit Logisti-
kunternehmen und den Bahnbetreibern entscheiden,
welche Strecken offen gehalten werden sollen und wel-
che MafSnahmen fur einen Notbetrieb umgesetzt wer-
den miissen.

Im Teilsektor »Luftverkehr« konnen aufgrund einer
aufwendigen Notstromversorgung aktuelle An- und
Abfliige noch teilweise realisiert werden. Die Deutsche
Flugsicherung wird aber schon bald Flugbewegungen
reduzieren oder untersagen, und die Fluglinien leiten
Flige in das vom Stromausfall nichtbetroffene Gebiet
um. In Flughifen miissen noch ein Grundbetrieb auf-
rechterhalten, die Sicherheit auf dem Gelande gewahr-
leistet sowie die noch wartenden Fluggiste versorgt
werden.

Angesichts der schwerwiegenden Beeintrachtigungen
der Binnen- und Seehifen im Teilsektor » Wasser« ver-
suchen die jeweiligen Hafenbehorden, den Hafenbe-
trieb zu reduzieren, Staus aufzulésen, Schiffe sowie
nichtbetroffene Hifen in Deutschland und Europa zu
kontaktieren und mit den verantwortlichen Behor-
den zu kommunizieren, um den Giiterverkehr umzu-
lenken und tber Strafle und Schiene abzuwickeln. Die
Feuerwehr und das THW kommen ggf. zum Einsatz,
beispielsweise um eine temporire Stromversorgung
mit mobilen Aggregaten aufzubauen oder wenn es zu
Gefahrenlagen im Zusammenhang mit gefiahrlichen
Giitern kommt. Aufgrund der Ausfille im Bereich der
Informations- und Kommunikationstechnologie wird
es dabei zu erheblichen Schwierigkeiten kommen.

GESUNDHEITSWESEN

Nahezu alle Einrichtungen der medizinischen und
pharmazeutischen Versorgung der Bevolkerung sind
von Elektrizitdt unmittelbar abhingig. Das dezentral
und hocharbeitsteilig organisierte Gesundheitswesen
kann den Folgen eines Stromausfalls daher nur kurz
widerstehen. Innerhalb einer Woche verschirft sich
die Situation derart, dass selbst bei einem intensiven
Einsatz regionaler Hilfskapazititen vom weitgehen-
den Zusammenbrechen der medizinischen und phar-
mazeutischen Versorgung auszugehen ist.

Bereits nach 24 Stunden ist die Funktionsfihigkeit des

Gesundheitswesens erheblich beeintrachtigt. Kran-
kenhiuser konnen mithilfe von NSA noch einen ein-

22

geschrankten Betrieb aufrechterhalten, Dialysezentren
sowie Alten- und Pflegeheime aber miissen zumin-
dest teilweise geraumt werden und Funktionsbereiche
schliefen. Die meisten Arztpraxen und Apotheken
konnen ohne Strom nicht mehr weiterarbeiten und
werden geschlossen.

Arzneimittel werden im Verlauf der ersten Woche
zunehmend knapper, da die Produktion und der Ver-
trieb pharmazeutischer Produkte im vom Stromaus-
fall betroffenen Gebiet nicht mehr moglich sind und
die Bestinde der Krankenhduser und noch geoffneten
Apotheken zunehmend liickenhaft werden. Insbeson-
dere verderbliche Arzneimittel sind, wenn tiberhaupt,
nur noch in Krankenhausern zu beziehen. Dramatisch
wirken sich Engpisse bei Insulin, Blutkonserven und
Dialysierflissigkeiten aus.

Die Leistungsfahigkeit des Gesundheitswesens wird
nicht nur durch die zunehmende Erschopfung der inter-
nen Kapazititen, sondern auch durch Ausfille anderer
Kritischer Infrastrukturen reduziert. Defizite bei der
Versorgung, beispielsweise mit Wasser, Lebensmitteln,
Kommunikations- und Transportdienstleistungen, ver-
starken die Einbriiche bei Umfang und Qualitat der medi-
zinischen Versorgung.

Die Rettungsdienste konnen nur noch begrenzt fiir
Transport- und Evakuierungseinsitze eingesetzt wer-
den. Sie sind durch die Beeintrichtigungen der Kom-
munikationsinfrastruktur von Notrufen der Bevolke-
rung weitgehend abgeschnitten. Auch ist die Koor-
dination der Einsidtze erheblich erschwert. Probleme
bereitet auch die schwindende Verfiigbarkeit von
Treibstoff. Die praklinische medizinische Versorgung
ist deshalb massiv beeintrachtigt.

Einige Krankenhauser konnen zunichst eine redu-
zierte Handlungsfihigkeit bewahren und sind dadurch
zentrale Knotenpunkte der medizinischen Versor-
gung. Jedoch fihrt diese verhidltnismifSiig gute Aus-
stattung auch dazu, dass dann, wenn andere Einrich-
tungen (wie Alten- und Pflegeheime, Dialysezentren)
geraumt werden miissen, auf Krankenhduser ausgewi-
chen wird, sodass der Zusammenbruch der noch vor-
handenen Kapazititen droht.

Spatestens am Ende der ersten Woche wire eine Kata-
strophe zu erwarten, d. h. die gesundheitliche Schadi-
gung bzw. der Tod sehr vieler Menschen sowie eine
mit lokal bzw. regional verfiigbaren Mitteln und per-
sonellen Kapazititen nicht mehr zu bewaltigende Pro-



blemlage. Ohne weitere Zufiihrung von medizinischen
Gitern, Infrastrukturen und Fachpersonal von aufSen
ist die medizinisch-pharmazeutische Versorgung nicht
mehr moglich.

VERHALTEN

Bricht die Stromversorgung zusammen, sind alltagliche
Handlungen infrage gestellt und gewohnte Kommuni-
kationswege grofStenteils unbrauchbar. Die damit ver-
bundenen Gefihrdungen und Ungewissheiten verunsi-
chern die Biirger und erschiittern ihre Uberzeugung von
der Kontrollierbarkeit ihrer Lebensbedingungen. Stockt
die Versorgung, fehlen Informationen und beginnt die
offentliche Ordnung zusammenzubrechen, entstehen
Ohnmachtsgefiihle und Stress.

Die aus Angst und Ungewissheit resultierenden Fol-
gen fiir das Verhalten der Menschen sind keinesfalls
homogen. Vielmehr ist zu erwarten, dass ein breites
Spektrum unterschiedlicher und teils widerspriich-
licher Reaktionen auftreten wird. Manche Individuen
und Gruppen fallen hinter die etablierten Normen des
gesellschaftlichen Zusammenlebens zuriick. Sie wer-
den riicksichtsloser, aggressiver und gewaltbereiter.
Die Bereitschaft zu helfen kann abnehmen. Anderer-
seits werden auch Reaktions- und Verhaltensformen
wie Kooperation, Empathie und Hilfsbereitschaft
zutage treten, wodurch die Betroffenen das Gefiihl der
Bewiltigbarkeit der Katastrophe gewinnen.

Die Mitglieder der Hilfsorganisationen erleben die
Folgen des Stromausfalls als extremen Stress sowie
als hohe korperliche und psychische Belastung. Feh-
lende Ressourcen und unzureichende Koordinierung
vor Ort, aber auch unterschiedliche Organisationskul-
turen konnen fehlerhaftes Gefahrenverhalten verursa-
chen, eine effiziente Kommunikation und Zusammen-
arbeit der Einsatzkrifte erschweren oder sich zu Kon-
flikten zwischen den Helfern zuspitzen.

Das Verhalten von Gruppen und Individuen in einem
Katastrophenfall ist ein noch nicht ausreichend
erschlossener Untersuchungsgegenstand. So fehlen
Analysen zum Schutz-, Flucht- und Unterstiitzungs-
verhalten der Bevolkerung sowie zur Belastungsak-
kumulation in langandauernden Bedrohungslagen.
Zugleich existiert hierzu aber eine Reihe von weit-
gehend fragwirdigen Annahmen - insbesondere zu
erwartbarem, Uberwiegend unsozialem, apathischem
oder panikartigem Verhalten der Bevolkerung. Des-
halb wire hier weitere Aufklarung — insbesondere zu

den moglichen Hilfeleistungspotenzialen der Bevolke-
rung in Katastrophensituationen — erforderlich.

FAZIT

Wie die zuvor dargestellten Ergebnisse haben auch die
weiteren Folgenanalysen des TAB gezeigt, dass bereits
nach wenigen Tagen im betroffenen Gebiet die fla-
chendeckende und bedarfsgerechte Versorgung der
Bevolkerung mit (lebens)notwendigen Giitern und
Dienstleistungen nicht mehr sicherzustellen ist. Die
offentliche Sicherheit ist gefihrdet, der grundgesetz-
lich verankerten Schutzpflicht fur Leib und Leben sei-
ner Birger kann der Staat nicht mehr gerecht wer-
den. Die Wahrscheinlichkeit eines langandauernden
und das Gebiet mehrerer Bundeslander betreffenden
Stromausfalls mag gering sein. Trate dieser Fall aber
ein, wiren die dadurch ausgelosten Folgen selbst
durch eine Mobilisierung aller internen und externen
Krifte und Ressourcen nicht »beherrschbar«, allen-
falls zu mildern.

Weitere Anstrengungen sind deshalb auf allen Ebe-
nen erforderlich, um die Resilienz der Sektoren Kri-
tischer Infrastrukturen kurz- und mittelfristig zu erho-
hen sowie die Kapazititen des nationalen Systems des
Katastrophenmanagements weiter zu optimieren. Im
TAB-Bericht sind hierzu Vorschliage zur Diskussion
gestellt worden. Der Stromausfall als ein Paradebei-
spiel fur »kaskadierende Schadenswirkungen« sollte
deshalb auf der Agenda der Verantwortlichen in Poli-
tik und Gesellschaft weiterhin hohe Prioritat haben,
auch um die Sensibilitat fiir diese Thematik in Wirt-
schaft und Bevolkerung zu erhohen. Der vorgelegte
TAB-Bericht soll auch hierzu einen Beitrag leisten.

PUBLIKATION

Gefibrdung und Verletzbarkeit modener Gesell-
schaften — am Beispiel eines grofSraumigen und lang-
andauernden Ausfalls der Stromversorgung
TAB-Arbeitsbericht Nr. 141
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WELCHEN BEITRAG KANN DIE FORSCHUNG
ZUR LOSUNG DES WELTERNAHRUNGSPROBLEMS

LEISTEN?

MARC DUSSELDORP
DR. ARNOLD SAUTER

Weltweit leiden tber 1 Mrd. Menschen Hunger —
mehr als je zuvor seit 1970, dem Beginn der Welter-
nihrungsstatistik der Vereinten Nationen. Hinzu
kommen mehrere Milliarden Menschen mit »ver-
decktem Hunger«, d.h. einer Unterversorgung mit
lebenswichtigen Mikrondhrstoffen wie Vitaminen
oder Mineralstoffen, sowie iber 1 Mrd. Menschen,
die an Ubergewicht bzw. Fettleibigkeit und den
dadurch verursachten Krankheiten leiden. Wahrend
die Anzahl der weltweit unterernihrten Menschen
bereits seit Mitte der 1990er Jahre wieder zunimmit,
ging bis vor wenigen Jahren zumindest der Anteil der
Hungernden an der Weltbevolkerung zurtck. Infolge
der Nahrungsmittelkrise 2007/2008 sowie der glo-
balen Finanz- und Wirtschaftskrise ist seit 2008 erst-
mals wieder seit 1970 auch der Anteil der Unterer-
ndhrten an der Gesamtbevolkerung gestiegen. Die
Sicherung der Welterndhrung ist dadurch erneut in
das Zentrum der offentlichen und politischen Auf-
merksamkeit geriickt.

GEGENSTAND UND ZIEL DER
UNTERSUCHUNG

In der seit Jahrzehnten andauernden Diskussion zur
Welterndhrungsproblematik wurden zahlreiche Ein-
flussgrofSen identifiziert, die die globale Ernahrungs-
situation bestimmen. Dazu zdhlen so heterogene
Faktoren wie die verfiigbare Anbaufliche, die Ent-
wicklung der Weltbevolkerung und der Ernahrungs-
gewohnheiten, Fortschritte in der Pflanzenziichtung,
die rechtliche und soziookonomische Situation von
Frauen, Reformen im Bodenrecht, Wasserverfugbar-
keit u.v.m. Diese Faktoren diuirfen nicht voneinander
isoliert betrachtet werden, sondern weisen komplexe
Wechselwirkungen auf. So ist ein geringer Bildungs-
grad einerseits eine wichtige Ursache fiir Unter- und
Mangelerndhrung. Andererseits wirken Unter- und
Mangelernihrung der Bildung von Erwachsenen und
Kindern entgegen. Das Welterndhrungsproblem ist
somit von einem komplexen System heterogener Fak-
toren bestimmt.
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ABSCHLUSSBERICHT

Nach Ansicht des tiberwiegenden Teils der Experten
ist das Welterndhrungsproblem nach wie vor primar
ein Zugangs- und kein Mengenproblem. Allerdings
konnte sich diese Situation mit Blick auf die kommen-
den Jahrzehnte dndern: Unter den Primissen einer
weiter wachsenden Weltbevolkerung, eines fortschrei-
tenden Wandels der Ernahrungsgewohnheiten hin
zum ressourcenintensiven Erndhrungsstil der Indus-
trielinder sowie eines zunehmenden Drucks auf die
landwirtschaftlichen Produktionsgrundlagen (Degra-
dierung fruchtbarer Boden, Ernteausfille infolge des
Klimawandels, Anbau nachwachsender Rohstoffe)
konnte sich das Welternahrungsproblem kiinftig
sowohl als Verteilungs- als auch als Mengenproblem
darstellen.

Viele der genannten EinflussgrofSen haben einen mehr
oder weniger starken Forschungsbezug. Hierzu zihlen
nicht nur Ziichtungsforschung sowie andere Ansitze,
die die Produktion von Nahrungsmitteln betreffen,
sondern z. B. auch Forschung zur Verminderung von
Nachernteverlusten oder zum Wandel der Ernih-
rungsgewohnheiten sowie ubergreifende Ansitze
etwa zu den Auswirkungen des Klimawandels auf die
Landwirtschaft. Entsprechend wird in allen einschla-
gigen Stellungnahmen und Berichten der vergangenen
Jahre — u.a. des G8-Gipfels im Juli 2008, der FAO
und der Bundesregierung, des sogenannten Weltagrar-
rates IAASTD sowie der Weltbank —Wissenschaft und

Technik eine wichtige Rolle zugesprochen.

Vor diesem Hintergrund war es Ziel des TA-Projekts
zu untersuchen, in welchen Bereichen der deutschen
Forschung relevante Losungsbeitrige zu erwarten
sind, sodass eine intensivere Unterstiitzung naheldge.
Dabei sollte die Themenstellung in einer breiten Per-



spektive angegangen werden, um den Blick auch auf
solche Forschungsfelder zu richten, die in der ein-
schldgigen Diskussion bislang vernachlissigt wurden,
obwohl von ihnen nennenswerte Beitrage zur Losung
des Problems erwartet werden konnen. Zugleich
konnte es aufgrund der Breite und Komplexitit des
Themenfeldes nicht Ziel des Projekts sein, eine umfas-
sende Liste von Forschungsthemen zu erstellen. Statt-
dessen sollten ausgewihlte relevante Themenstel-
lungen fiir die Forschung vertieft behandelt und darii-
ber hinaus ubergreifende Schwerpunktsetzungen fir
die Forschungspolitik reflektiert werden. Besonderes
Augenmerk wurde auch auf die Frage gelegt, wel-
che Lehren aus den in der Vergangenheit z.T. erniich-
ternden Erfahrungen mit der Wirksamkeit entwick-
lungsorientierter Forschung fiir die zukiinftige For-
schungsorganisation gezogen werden sollten.

ERGEBNISSE

DREI SICHTWEISEN AUF DAS
WELTERNAHRUNGSPROBLEM

In den Diskussionen zum Welternihrungsproblem
werden unterschiedliche Antworten auf die Frage
gegeben, worin das Problem »eigentlich« besteht.
Dabei lassen sich im Wesentlichen drei Perspektiven
unterscheiden, die in Bezug auf das Welternahrungs-
problem eingenommen werden: Mengen-, Zugangs-
und Erndhrungsperspektive. Die ersten beiden pra-
gen die gegenwirtigen Debatten, letztere spielt bislang
eine vergleichsweise geringe Rolle.

> In der »Mengenperspektive« steht die insgesamt
produzierte und nachgefragte Menge an Nah-
rungsmitteln im Mittelpunkt des Interesses. Diese
Perspektive wird hdufig eingenommen, wenn der
kunftige Nahrungsmittelbedarf der Weltbevolke-
rung — etwa im Jahr 2050 — zum Thema gemacht
wird. Aus der Zahl der Menschen sowie ihrem
mittleren Nahrungsenergiebedarf wird hierbei auf
die insgesamt benotigte Menge an Nahrungsmit-
teln geschlossen.

> Dem gegentiber wird in der »Zugangsperspek-
tive« betont, dass fiir eine Beurteilung der Welter-
nihrungslage nicht die rechnerische, sondern die
tatsdchliche Verfugbarkeit von Nahrung fur alle
Menschen entscheidend ist. Trotz eines seit Jahr-
zehnten bestehenden Uberschusses der Produktion
gegeniiber dem Bedarf haben Millionen von Men-
schen keinen Zugang zu Nahrungsmitteln. Das

Interesse liegt daher auf den Mechanismen, die zu
einer bestimmten Verteilung der insgesamt verfig-
baren Nahrungsmittel innerhalb der Weltbevolke-
rung fuhren.

> Die »Ernahrungsperspektive« stellt das individuelle
Erndhrungsverhalten sowie dessen Bestimmungs-
faktoren in den Mittelpunkt. Das Welternahrungs-
problem ist in dieser Sichtweise weder primar ein
Mengenproblem noch ein blofSes Zugangsproblem.
Vielmehr wird es wesentlich als Problem des Ernih-
rungsverhaltens verstanden, das u.a. gekennzeich-
net ist durch unzureichendes Wissen iiber gesunde
Erndhrung und geeignete Zubereitungsweisen fiir
die zur Verfugung stehenden Nahrungsmittel.

Jede der drei Perspektiven geht mit einem spezifischen
Problemverstandnis einher. Insbesondere kommen je
nach Perspektive unterschiedliche Einflussgroffen auf
die Welternahrungssituation in den Blick: Einflussgro-
Ben in der Logik der Mengenperspektive sind bspw.
solche, die die Quantitit und Qualitit der landwirt-
schaftlich nutzbaren Flichen (z.B. Nutzungskonkur-
renzen, Bodendegradation) oder die Nachfrage nach
Lebensmitteln betreffen. Wichtige Einflussgroffen in
der Logik der Zugangsperspektive sind Armut sowie
die Landbesitz- und Landrechtesituation. Da diese
Einflussgrofsen zugleich potenzielle Ansatzpunkte fiir
Forschung zur Losung des Welternihrungsproblems
darstellen, priagen die Perspektiven letztlich auch den
Blick auf mogliche Beitriage der Forschung.

POTENZIALE AUSGEWAHLTER
FORSCHUNGSFELDER

Aus der Vielzahl potenzieller Themenfelder fiir For-
schung zur Losung des Welternihrungsproblems
wurde in der ersten Projektphase eine Auswahl durch
Kurzgutachten niher behandelt. Die folgenden For-
schungsfelder werden im Abschlussbericht des TA-
Projekts vertieft behandelt:

> Pflanzenziuchtung fur marginale Standorte

> Nutzung vernachlissigter Pflanzenarten

> Beitrage der okologischen Landwirtschaft zur
Welternahrung

> Anpassung der Landwirtschaft an den Klimawandel

> Verdnderung der globalen Erndhrungsgewohn-
heiten

> Nacherntetechnologie

> Strategien zur Behebung von Mikronihrstoffdefi-
ziten
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WEICHENSTELLUNGEN FUR DIE FORSCHUNG:
ERGEBNISSE DES EXPERTENWORKSHOPS

Integraler Bestandteil des Projekts war der TAB-Work-
shop »Forschung zur Losung des Welterndhrungspro-
blems«, der dazu dienen sollte, drei zentrale Problem-
felder des Projektthemas in einem Kreis von Fachleuten
und der interessierten Offentlichkeit im Rahmen mode-
rierter Podiumsdiskussionen zu erschlieffen. Der am
17. Juni 2010 im Paul-Lobe-Haus des Deutschen Bun-
destages durchgefithrte Workshop stief$ auf grofSe Reso-
nanz: Rund 80 Personen, grofStenteils aus Wissenschaft,
Politik, Entwicklungszusammenarbeit sowie Nichtregie-
rungsorganisationen, nahmen an der Veranstaltung teil.

Die Problemfelder wurden durch das TAB auf Grund-
lage einer Auswertung der Kurzgutachten sowie wei-
terer einschlagiger Literatur definiert. Sie sollten einen
moglichst grofSen Teil der Diskussionen um Forschung
mit Welterndhrungsbezug einfangen und zugleich zen-
trale, z.T. kontroverse Stellen der Debatte markieren.

» Die erste Themenstellung »Im Fokus der For-
schung: Produktion oder Verbrauch?« ging von der
These aus, dass Forschung mit Welternahrungsbe-
zug bislang vor allem die Produktionsseite der Nah-
rungsmittelversorgung im Blick hat. Die Diskussion
befasste sich im Kern mit der Frage, welchen Bei-
trag zur Losung des Welternahrungsproblems For-
schung leisten kann, die nicht an der Produktions-,
sondern an der Verbrauchsseite ansetzt.

»  Demgegeniiber nahm die zweite Diskussionsrunde
mit dem Thema »Kontroverse Strategien zur Pro-
duktionssteigerung« die Produktionsseite in den
Blick und beschiftigte sich mit unterschiedlichen,
teils kontrovers diskutierten Strategien zur Linde-
rung des Welternahrungsproblems mittels Produk-
tionssteigerungen.

> Wihrend die ersten beiden Diskussionen unter-
schiedliche Ansatzpunkte fiir die Forschung zum
Gegenstand hatten, befasste sich das dritte Podium
»Forschungsorganisation: Lehren aus dem Trans-
ferproblem fiir Fordereinrichtungen und For-
schungspolitik?« mit dem »Wie« der Forschung.
Dabei stand die Frage im Mittelpunkt, inwiefern
alternative Formen der Forschungsorganisation —
etwa partizipative Forschung — geeignet sind, die
Probleme der bislang vorherrschenden Art von
Forschung zu beheben.

Eine detaillierte Auswertung des Workshops ist Teil
des Abschlussberichts des TA-Projekts.
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MC")C'-’LICHE SCHWERPUNKTSETZUNGEN FUR
ZUKUNFTIGE FORSCHUNG

Aus der Gesamtschau der Projektergebnisse wurden
mogliche Schwerpunktsetzungen fur zukiinftige For-
schung zum Welterndhrungsproblem entwickelt. Dabei
wurde an die Schwerpunktsetzungen des Workshops
angekniipft, da ihre Relevanz von den Workshop-
teilnehmenden fast durchgingig unterstrichen wurde.
Dariiber hinaus sollten die Uberlegungen die drei o.g.
Perspektiven auf das Welterndhrungsproblem in ihren
Wechselwirkungen berticksichtigen. Die folgenden
Schwerpunktsetzungen werden im Bericht diskutiert.

PRODUKTIONS- UND VERBRAUCHSSEITIGE
THEMENFELDER GLEICHERMASSEN
BERUCKSICHTIGEN

Die Gegeniiberstellung von produktions- und ver-
brauchsseitigen Einflussgrofsen macht deutlich, dass
nicht nur erstere, sondern auch letztere die Welternih-
rungssituation in hohem MafSe bestimmen. Vor die-
sem Hintergrund liegt es nahe, den produktions- wie
auch verbrauchsseitigen Einflussgroffen im Rahmen
der Forschung einen gleichermafSen hohen Stellenwert
einzurdumen. Allerdings deuten die Projektergebnisse
darauf hin, dass die Verbrauchsseite bislang verhalt-
nismafSig geringe Beachtung und Forderung erfahren
hat. Daher erscheint eine verstirkte Unterstiitzung
nachfrageseitiger Forschung vielversprechend.

PRODUKTIVITATSSTEIGERUNG: ZUGANG ZU
NAHRUNG UND RESSOURCENSCHUTZ IN DEN
MITTELPUNKT STELLEN

Mit Blick auf eine Steigerung der landwirtschaftlichen
Produktivitit werden zwei Strategien unterschieden,
die in Abhingigkeit der spezifischen regionalen Bedin-
gungen sinnvoll sein konnen: High-external-Input-
Intensivierung von Hochleistungsstandorten sowie
Low-external-Input-Intensivierung von marginalen
Standorten in Entwicklungslindern. Die Ergebnisse
des Projekts zeigen, dass Produktivititssteigerungen
mit zwei zentralen Herausforderungen konfrontiert
sind: Zum einen muss gewdahrleistet werden, dass die
am stirksten von Unterernihrung betroffenen Men-
schen einen verbesserten Zugang zu Nahrung erhal-
ten. Zum anderen muss der derzeitige Ressourcen-
verbrauch landwirtschaftlicher Praktiken dringend
erheblich reduziert werden, nicht zuletzt deshalb, weil
die globale Nahrungsmittelproduktion andernfalls
ihrer Wirtschaftsgrundlage beraubt wire.



Fiir eine Schwerpunktsetzung auf Low-external-Input-
Intensivierung spricht zweierlei: Zum Ersten kann auf
diese Weise eine Koppelung von Produktivititsstei-
gerung und Zugang im Bereich der kleinbduerlichen
Landwirtschaft in Entwicklungslandern erreicht wer-
den. Zum Zweiten basiert dieser Ansatz auf nur gerin-
gen externen Inputs und kann auf diese Weise der dran-
genden Herausforderung begegnen, die Produktions-
grundlagen der Landwirtschaft zu erhalten und zu
pflegen. Mit Blick auf Produktivititssteigerung durch
High-external-Input-Intensivierung auf Hochleistungs-
standorten sollte der Schwerpunkt zukunftiger For-
schung auf dem Aspekt der Ressourcenschonung liegen.

FORSCHUNG ZUM GLOBALEN
ERNAHRUNGSVERHALTEN AUSBAUEN

Das Welternahrungsproblem wird bislang in erster
Linie als Mengen- oder Zugangsproblem verstanden;
die Sichtweise, der zufolge es sich wesentlich auch um
ein Problem des Erndhrungsverhaltens handelt, spielt
in den einschldgigen Diskussionen bislang eine unter-
geordnete Rolle. Allerdings ist es plausibel davon aus-
zugehen, dass diese »Erndhrungsperspektive« auf
das Welternihrungsproblem fir dessen Losung von
zentraler Bedeutung ist. Bislang existiert eine solche
Welternahrungsforschung in Deutschland lediglich in
Ansitzen. Eine Perspektive fiir die deutsche Forschung
sollte vor diesem Hintergrund sein, bisher vernachlis-
sigte Bereiche zu stirken (z.B. Erndhrungsforschung
mit Schwerpunkt auf Entwicklungslindern) und diese
zu einem Feld »Forschung zum globalen Ernahrungs-
verhalten« auszubauen.

FORSCHUNGSPOLITISCHE
HANDLUNGSOPTIONEN

Dartiber hinaus wurden Handlungsoptionen mit
Bezug zu Forschungsorganisation und Forschungsfor-
derung skizziert:

WELTERNAHRUNGSFORSCHUNG ALS
RESSORTUBERGREIFENDE AUFGABE

Seit Verabschiedung des Berichts der Bundesregie-
rung »Globale Erndhrungssicherung durch nachhal-
tige Entwicklung und Agrarwirtschaft« im Juni 2008
konnten in den drei hauptsichlich relevanten deut-
schen Ressorts — BMBF, BMELV und BMZ - wichtige
programmatische Verinderungen unterschiedlichen
Zuschnitts beobachtet werden: die Verabschiedung

der »Nationalen Forschungsstrategie BioOkonomie
2030«, die Forderung der Griindung der Deutschen
Agrarforschungsallianz (DAFA) sowie die Erarbei-
tung des Konzept »Entwicklung liandlicher Raume
und ihr Beitrag zur Erndhrungssicherung«. Bei allen
drei Aktivititen steht die Problemorientierung im
Vordergrund, gleichzeitig wird ein Anspruch an res-
sortiubergreifendes Handeln explizit formuliert, was
eine bessere Kooperation und mit Blick auf den Ent-
wicklungsbereich vielleicht auch gréfSere Kohadrenz in
diesem Politikbereich erwarten lasst.

Die konzeptionelle Weiterentwicklung von Forschungs-
programmen ist eine kontinuierliche Aufgabe aller
Beteiligten, hier v.a. der Ministerien, der Fordereinrich-
tungen, der Ressortforschung, der universitiren und
aufSeruniversitiren Forschung sowie forschungsorien-
tierter staatlicher und privater Entwicklungsorganisa-
tionen. Dabei geht es um inhaltliche Schwerpunktset-
zungen, aber auch um prozedurale, organisatorische
Fragen der engeren Zusammenfithrung unterschied-
licher Kompetenzen.

Ankniipfend an die programmatischen Bemiithungen
von BMBF, BMELV und BMZ wire ein moglicher
nachster Schritt ein gut vorbereiteter, offener und gleich-
berechtigter Diskurs zwischen den unterschiedlichen
»Kulturen« aus den Forschungsbereichen der drei Res-
sorts. Zu uberlegen wire, ob neben bestehenden Struk-
turen an Universititen und vorhandenen Einrichtungen
der Entwicklungsforschung eine zentrale Anlaufstelle
fiir Projekte und Themen der entwicklungsorientierten
Agrarforschung und verwandter Gebiete etabliert wer-
den sollte, oder ob mehrere dezentrale, virtuelle Kom-
petenzzentren zu verschiedenen Teilfragen bzw. regio-
nalen Aspekten einer entwicklungsorientierten Welter-
nahrungsforschung geeigneter wiaren.

BESSERE BEDINGUNGEN FUR PARTIZIPATIVE
FORSCHUNG

Uber den Erfolg von Forschung zur Lésung des Welter-
nahrungsproblems entscheidet ganz wesentlich die For-
schungsorganisation, d.h. die Art und Weise, in der
die Forschung betrieben wird. Seit Jahren wird ein zu
geringer Stellenwert inter- bzw. transdisziplinarer und
partizipativer Kapazititen und Kompetenzen sowie
eine Marginalisierung derjenigen Ficher in den agrar-
wissenschaftlichen Fakultiten und Forschungseinrich-
tungen kritisiert, die fiir adressatenorientierte For-
schung als unerlisslich gelten. Hier wire eine konse-
quente Umsteuerung durch Bund und Linder notig.
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Zu prufen wire die Schaffung einer zentralen Stelle (im
Sinn eines »Kompetenzzentrums Partizipative Agrar-
forschung«) an einer geeigneten Forschungseinrich-
tung. Auf europdischer Ebene bote sich die Bildung und
Unterstiitzung eines europdischen Netzwerks »Partici-
patory Research for Global Food Security« an. Auch
im 8. Forschungsrahmenprogramm der Europaischen
Kommission sollte der Einsatz partizipativer Methoden
gezielt gefordert werden.

Neben der Schaffung bzw. dem Ausbau von Kapazi-
taten in Hochschulen und Forschungseinrichtungen
wire es notig, die Bedingungen der Forschungsforde-
rung anzupassen. Um die Chancen partizipativer Pro-
jekte zu erhohen, wire es unter anderem notig, eine
offenere Projektplanung zuzulassen, die Flexibilitat
der Mittelvergabe zu vergrofSern und andere Metho-
den zur Uberpriifung der Effektivitit der geforderten
Projekte zu etablieren.

KOOPERATIVE »LEUCHTTURMPROJEKTE« ALS
MOGLICHER NACHSTER SCHRITT

Aus der Verbindung der Uberlegungen zur Stirkung
partizipativer Forschung mit den Handlungsoptionen
zur Weiterentwicklung der forschungspolitischen Pro-
grammatik resultiert eine vergleichsweise kurzfristig
umzusetzende Handlungsmoglichkeit: die Konzeption
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und Entwicklung von »Leuchtturmprojekten« im Sinn
von »gemeinsamen Beitragen deutscher Forschungsak-
teure zur Erndhrungssicherung marginalisierter Bevol-
kerungsgruppen durch eine nachhaltige Entwicklung
landlicher Raume« — mit explizit partizipativer Aus-
richtung und als ressort-, disziplinen- und akteurstiber-
greifende Beispiele fur Problem- und Adressatenorien-
tierung. Ziel miisste es sein, die entwicklungsbezogenen
Aktivititen von Universititen, aufSeruniversitiren
Instituten, fachlichen Organisationen und NGO mit
Akteuren aus vorwiegend national bzw. europdiisch
ausgerichteten Agrar-, Bio-, Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften problembezogen zusammenzufihren.
Die Finanzierung wiirde in den Rahmen der »Natio-
nalen Forschungsstrategie BioOkonomie 2030« pas-
sen; die Konzeption des BMZ »Entwicklung landlicher
Raume und ihr Beitrag zur Ernahrungssicherung« wire
als Orientierung zu nutzen; die Ressortforschung des
BMELYV konnte sich iiber die DAFA einbringen. Wich-
tig ware auch eine aktive Beteiligung der DFG als zen-
trale Fordereinrichtung der Grundlagenforschung.

PUBLIKATION

Forschung zur Losung des Welterndhrungsproblems —
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STAND UND PERSPEKTIVEN DER MILITARISCHEN
NUTZUNG UNBEMANNTER SYSTEME 4.

DR. THOMAS PETERMANN
DR. REINHARD GRUNWALD

HINTERGRUND, ZENTRALE ASPEKTE
DES THEMAS

Unbemannte Plattformen (auch: unbemannte Sys-
teme) sind wiederverwendbare Gerite, die zu Land,
zur See, in der Luft — autonom oder ferngesteuert —
Missionen durchfiihren. Sie bieten fiir die Streitkrafte
die Moglichkeit, sich der Einwirkung feindlichen Feu-
ers zu entziehen, zugleich aber den Gegner zu erkennen
und ggf. zu bekimpfen. Im Kontext von »High-Inten-
sity-Operationen«, in asymmetrischen Bedrohungs-
lagen ebenso wie bei internationalen Friedenseinsat-
zen senken solche Plattformen — wie beispielsweise
unbemannte Flugzeuge — das Risiko fur die Soldaten.
Zugleich stellt sich die Frage, ob mit unbemannten
Plattformen tendenziell die Schwelle von Waffenein-
satzen absinkt und das Risiko von Begleitschiden
erhoht wird.

Weltweit steigt die Zahl der eingesetzten Systeme und
die Streitkrifte verbinden gerade fiir die Zukunft z.T.
erhebliche Erwartungen. Insbesondere luftgestiitzte Sys-
teme seien — verglichen mit traditionellen Systemen und
Konzepten — vielfach effektiver und weniger verwund-
bar, erhohten die operativen Moglichkeiten und erwei-
terten das Fihigkeitsspektrum der Streitkrafte. Zudem
erhofft man sich Kostensenkungspotenziale bei Mate-
rial und Personal. Diese und andere erwartete Vorziige
haben auch dazu gefiihrt, dass weltweit intensive For-
schung- und Entwicklungsanstrengungen unternommen
werden, um die Eignung solcher Systeme fuir die opera-
tive Nutzung durch die Streitkrifte in naher Zukunft
zu verbessern. Die technologischen Fortschritte, die die
Nutzung solcher Systeme ermoglicht haben, eroffnen
auch zahlreiche nichtmilitirische hoheitliche und wei-
tere zivile Anwendungsperspektiven.

THEMATISCHE SCHWERPUNKTE UND
VORGEHENSWEISE

Das Thema wird auf Initiative des Verteidigungs-
ausschusses im Rahmen eines TA-Projekts bearbei-
tet. Aus verteidigungspolitischer, industrie-, innova-

PROJEKTDATEN

THEMENINTIATIVE | Verteidigungsausschuss
PROJEKTSTART Mairz 2007
ABSCHLUSSBERICHT  |geplant Mai 2011

tions- und forschungspolitischer sowie volkerrecht-
licher Sicht wird eine umfassende Bestandsaufnahme
und Folgenabschitzung zu aktuellen nationalen und
internationalen Entwicklungen und Perspektiven vor-
genommen. Durchgefithrt wurden Analysen zu fol-
genden Schwerpunkten:

> Bestandsaufnahme aktueller und angedachter Ein-
satzkonzepte und -szenarien im Kontext von rele-
vanten Bedrohungsszenarien und Fahigkeitsanaly-
sen;

> Entwicklungsstand und Perspektiven bei FuE und
den relevanten Schliisseltechnologien und Syste-
men in Bezug auf die Anforderungen bzw. Fihig-
keitskategorien der Streitkrafte;

> volkswirtschaftliche, riistungs- und innovationspo-
litische Relevanz, Nachfrager und Anbieter (auch
fir zivile Anwendungen); Kosteneinsparungspoten-
ziale insbesondere bei der militirischen Beschaf-
fung;

> sicherheits- und riistungskontrollpolitische Einord-
nung auch unter Berticksichtigung von Dual-use-
Aspekten und terroristischen Bedrohungsszenarien;

> luft- und verkehrsrechtliche Aspekte sowie volker-
rechtliche Implikationen;

> nationale und multinationale Handlungs- und
Gestaltungsmoglichkeiten.

Der Abschlussbericht wurde im Winter 2010 fertig-
gestellt, aufgrund neuer Entwicklungen im Frihjahr
2011 neu strukturiert und aktualisiert. Der Bericht
soll im Mai 2011 den fiir das TAB zustandigen par-
lamentarischen Berichterstattern zur Prifung und
Abnahme vorgelegt werden.
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PHARMAKOLOGISCHE UND TECHNISCHE
INTERVENTIONEN ZUR LEISTUNGSSTEIGERUNG -
PERSPEKTIVEN EINER WEITER VERBREITETEN
NUTZUNG IN MEDIZIN UND ALLTAG

(»ENHANCEMENT«)

DR. ARNOLD SAUTER
DR. KATRIN GERLINGER

Unter dem Begriff »Enhancement« — fiir den kein pas-
sendes deutsches Synonym existiert — werden seit eini-
gen Jahren vor allem aus techniksoziologischer und
bioethischer Perspektive sowohl bio- und medizin-
technische Entwicklungen als auch der verdnderte
Umgang wachsender Teile der Gesellschaft mit phar-
makologisch wirksamen Substanzen verhandelt. Es
geht dabei um »Interventionen in den menschlichen
Korper«, die eine subjektive oder objektive Leistungs-
steigerung bewirken sollen, wozu im weiten Sinn
auch Stimmungssteuerung oder kosmetische Verande-
rungen gezahlt werden.

GEGENSTAND UND ZIEL DER
UNTERSUCHUNG

Eine besondere psychische, in vieler Hinsicht aber
auch physische Leistungsfahigkeit gilt zunehmend als
Voraussetzung fur eine erfolgreiche berufliche und
personliche Lebensgestaltung in modernen Industrie-
gesellschaften. Dieser gesellschaftliche Trend mani-
festiert sich in verschiedenen Teilbereichen und wird
durch unterschiedliche Entwicklungen 6konomischer,
sozialer und wissenschaftlicher Art beeinflusst. Als
wissenschaftliche Basis einer moglichen Leistungs-
beeinflussung werden zunehmend die pharmakolo-
gische und medizintechnische Forschung sowie deren
Erkenntnisse und Produkte thematisiert, die eigent-
lich der Behandlung von Krankheiten dienen und pri-
mar hierfiir entwickelt werden. Durch etliche dieser
Substanzen und Technologien konnten moglicher-
weise nicht nur psychische oder physische Probleme
behandelt, sondern gezielt Teilaspekte des individu-
ellen psychischen oder physischen Leistungsvermo-
gens (z.B. Konzentrationsfahigkeit, Muskelkraft) uber
ein »normales« Maf$ hinaus gesteigert werden. Dabei
werde es — so wird vielfach angenommen — zuneh-
mend schwieriger, Grenzen zwischen medizinisch ein-
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PROJEKTDATEN

THEMENINITIATIVE  |Ausschuss fur Bildung, Forschung
und Technikfolgenabschitzung
Oktober 2008

geplant Marz 2011

PROJEKTSTART
ABSCHLUSSBERICHT

deutig indizierter, medizinisch ebenfalls begriindbarer
(»off-label use«) und medizinisch nichtindizierter, ggf.
missbrauchlicher Verwendung pharmakologischer
und (neuro)technischer Interventionsmoglichkeiten
zu ziehen. Es sei zu erwarten, dass die dadurch mog-
liche individuelle Verbesserung der Leistungsfahigkeit
zukiinftig immer mehr Lebensbereiche durchdringe,
ohne dass die Folgen einer solchen Entwicklung hin
zu einem » Alltagsenhancement« ausreichend bekannt

seien.

Auch das TAB hat in den Projekten zu Hirnfor-
schung, Converging Technologies und Gendoping
Hinweise auf eine zunehmende Entwicklung und
Diffusion von Pharmaka und anderen medizinischen
Verfahren einschliefflich (neuro)technischer Inter-
ventionen zur Verbesserung der individuellen Leis-
tungsfahigkeit in Beruf und Alltag gefunden. Deut-
lich wurde aber auch, dass grofSe Unsicherheiten in
Bezug auf den Entwicklungsstand und die Verbrei-
tung vieler der wissenschaftlichen und technischen
Moglichkeiten bestehen, genauso tiber mogliche kor-
perliche und psychische Wirkungen und Nebenwir-
kungen sowie tiber das Ausmaf$ und die Auspragung
soziookonomischer Folgen.

Um die aktuelle und mittelfristige gesellschaftliche und
politische Bedeutung des Themas » Enhancement« bes-
ser einschitzen zu konnen, hat der Ausschuss fiir Bil-
dung, Forschung und Technikfolgenabschitzung des
Deutschen Bundestages das TAB mit einem TA-Pro-
jekt zum Thema »Pharmakologische und technische



Interventionen zur Leistungssteigerung — Perspekti-
ven einer weiter verbreiteten Nutzung in Medizin und
Alltag« beauftragt. Fur den Bundestag ist dabei eine
entscheidende Frage, ob und wie eine entsprechende
Regulierung aussehen konnte.

STAND DER ARBEITEN

Um die Vielfalt wissenschaftlicher Entwicklungen,
relevanter Technologiefelder und moglicher gesell-
schaftlicher Auswirkungen umfassend, aber fokus-
siert auf politisch relevante Fragestellungen zu erfas-
sen, darzustellen und zu analysieren, wurde das Pro-
jekt in eine Explorations- und eine Vertiefungsphase
unterteilt.

Die Explorationsphase diente einer breit angelegten
Bestandsaufnahme. Neben einer Sichtung abgeschlos-
sener und laufender Untersuchungen zum Thema
Enhancement (u.a. mit besonderem Blick auf die
Empirie des Phinomens) wurden sechs Gutachten ver-
geben und ausgewertet: zum Stand der Erforschung
und Entwicklung relevanter Psychopharmaka, zum
Vergleich kognitiver Enhancementtrainings mit phar-
makologischen und technischen Interventionen, zu
Lebensmitteln, die als leistungssteigernd beworben
werden, sowie zur sozialwissenschaftlichen, ethischen
und rechtlichen Debatte der Thematik.

Fur die Vertiefungsphase des TA-Projekts erfolgte mit
Blick auf die kurz- und mittelfristige gesellschaftliche
und politische Bedeutung eine Eingrenzung auf phar-
mazeutisch wirksame Stoffe, d.h., im engen Sinne tech-
nische (Neuroimplantate u.A.) sowie biomedizinische
Interventionen (z.B. genetische Manipulationen) wur-
den nicht behandelt. Diese Ansitze befinden sich zum
grofSten Teil in so frihen Entwicklungsphasen, dass
die Frage nach ihrer moglichen zukiinftigen Nutzung
fur eine Leistungssteigerung in Beruf und Alltag allen-
falls spekulativ beantwortet werden konnte.

Die Vertiefungsphase des TAB-Projekts befasste sich
mit zwei Entwicklungspfaden der kiinftigen Verwen-
dung von Arzneimitteln zur Leistungssteigerung,

> mit einem »Business-as-usual-Szenario«, bei dem
die Diffusion im Gesundheitssystem und der
Gesellschaft entsprechend den bestehenden Rah-
menbedingungen und Entwicklungstendenzen
vonstattengeht, und

> mit einem »Erweiterungsszenario«, bei dem die

Voraussetzungen und Hemmnisse einer moglichen

Verstarkung des Phianomens analysiert wurden,
die sich aus gezielten wissenschaftlichen Entwick-
lungsbemithungen und politischen Entscheidungen
ergeben konnte.

Fur eine Vertiefung der Frage nach den Ursachen und
Motiven des Phanomens Enhancement wurde dartiber
hinaus das Dopingphianomen im (Leistungs- und Brei-
ten-)Sport dahingehend untersucht, welche der dort
pragenden Verhaltensformen und Systembedingungen
auch fiir »Enhancement« in Berufs- und Alltagssitua-
tionen relevant sein konnten. Zu diesen Themen wur-
den drei weitere Gutachten vergeben.

Die Ergebnisse der Gutachten und Literaturauswer-
tungen aus beiden Projektphasen wurden in einem
Endbericht zusammengefihrt, der bis Ende 2010 im
Entwurf vorlag. Der Endbericht konzentriert sich auf
bisherige Entwicklungen und plausible Fortschrei-
bungen von Trends der Verwendung von (Psycho-)
Pharmaka zur Leistungssteigerung in Beruf und Alltag
und soll folgende Inhalte umfassen:

Das erste Kapitel (Menschliche Leistung: Begriffe, bio-
logische Grundlagen, Wirkdimensionen von Substan-
zen) beginnt mit einer Diskussion der Begriffe mensch-
liche Leistungen und Fahigkeiten, der Moglichkeiten
und Grenzen ihrer Erfassung sowie einem Einblick in
den biologischen Wissensstand. Den Schwerpunkt bil-
det die Darstellung der einschlidgigen Substanzgruppen
und relevanter Einzelstoffe, der belegten Wirkungs- und
Nebenwirkungsprofile, ihrer Verwendungen sowie der
angenommenen und nachgewiesenen Effekte im Kon-
text der Leistungssteigerung. Gegentibergestellt wer-
den psychologisch fundierte, kognitive Trainingsmafs-
nahmen sowie nichtinvasive Technologien wie elek-
trische oder magnetische Felder.

Im zweiten Kapitel (Enhancementsubstanzen als
Lebens- oder Arzneimittel? Rechtliche Abgrenzung,
normativer Umgang und Verbreitungswege) werden
die Rechtslage bei Zulassung und Inverkehrbringen
von Arznei- und Lebensmitteln mit besonderer Bertick-
sichtigung der Informationsbereitstellung und Bewer-
bung durch Anbieter und Gatekeeper (Arzte und Apo-
theker) behandelt. Beschrieben werden die bekannten
und vermuteten Verbreitungswege leistungssteigernder
Substanzen im ersten und zweiten Gesundheitsmarkt
sowie uber sonstige Kanile. Den Abschluss bildet die
Zusammenfassung des Wissensstands iiber die Verbrei-
tung der Nutzung von Pharmaka zur psychisch/kogni-
tiven und physischen Leistungssteigerung.
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Im dritten Kapitel wird die Debatte tiber »Enhance-
ment« in Ethik und Sozialwissenschaften unter dem
speziellen Blickwinkel der konkreten gesellschaft-
lichen und politischen Relevanz der aufgeworfenen
Fragen und abgeleiteter Folgerungen behandelt. Die
ethische Debatte wird eher knapp dargestellt, weil sich
viele der einschlidgigen Analysen weniger auf empi-
rische Beobachtungen oder plausible Annahmen als
auf spekulative Fille hypothetischer »Enhancement-
mittel« beziehen. Ausfuhrlicher wird der Frage nach-
gegangen, welche sozialwissenschaftlichen Erkennt-
nisse dafir sprechen, dass die Nutzung von Substan-
zen mit der Absicht einer Leistungssteigerung als
Teil einer Medikalisierung psychosozialer Probleme
in einer zunehmend wettbewerbsorientierten Gesell-
schaft verstanden werden kann bzw. muss.

Das vierte Kapitel (Leistungssteigernde Mittel der
Zukunft — ein Erweiterungsszenario) fiillt eine bislang
zentrale Leerstelle der gesamten Debatte zum pharma-
kologischen Enhancement: Wie passt die Zielsetzung
Leistungssteigerung tiberhaupt zu der bisherigen Logik
und den Prozeduren der Erforschung und Entwicklung
von pharmazeutischen Wirkstoffen und Arzneimitteln,
insbesondere in Relation zu den rechtlichen Vorgaben?
Welche wissenschaftlichen, gesellschaftlichen und poli-
tischen Entwicklungen wiren notig, damit Enhance-
mentsubstanzen in Zukunft tatsichlich eine so grofSe
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Rolle spielen konnten, wie v.a. in den bioethischen
Uberlegungen angenommen wird? Das resultierende
Szenario spricht gegen eine vorrangig wissenschaftsge-
triebene Dynamik und fiir einen grofSen Gestaltungs-
spielraum von Politik und Gesellschaft.

Auch im funften Kapitel (Doping und Enhancement:
Homologien und Analogien zwischen Sport und
Beruf) wird ein Aspekt der Problematik analysiert, der
bislang anscheinend — und erstaunlicherweise — kaum
vertieft behandelt worden ist: die moglichen Lehren
aus der pharmakologischen Leistungssteigerung im
gesellschaftlichen Teilsystem Sport bei einer Projek-
tion auf das Berufsleben. Dargestellt wird, was aus der
natur- und sozialwissenschaftlichen Dopingforschung
(zu Motiven, Triebkriften, Systemeinfliissen, patho-
logischen Folgen, Praventionsmoglichkeiten) fiir En-
hancement als medikamentose Problemlosung wach-
sender Leistungsanforderungen in Ausbildung und
Beruf abgeleitet werden kann.

Im abschliefSenden Kapitel (Resiimee und Handlungs-
felder: Forschung und o6ffentliche Debatte) wird ein
Fazit zur wissenschaftlichen, gesellschaftlichen und
politischen Relevanz des Phinomens »pharmakolo-
gisches Enhancement« gezogen und der daraus ableit-
bare Handlungsbedarf in den Bereichen Forschung,
Regulierung und Debatte benannt.



ELEKTRONISCHE PETITIONEN UND MODERNISIERUNG
DES PETITIONSWESENS IN EUROPA 6.

ULRICH RIEHM
KNUD BOHLE
DR. RALF LINDNER, FHG-ISI

Offentliche elektronische Petitionen, d.h. die Nut-
zung des Internets fur die Einreichung, Veroffentli-
chung, Mitzeichnung und Diskussion von Eingaben
an staatliche, insbesondere parlamentarische Peti-
tions- und Ombudsstellen, sind ein wichtiges Ele-
ment der Modernisierung des Petitionswesens. Sie
versprechen eine bequemere Einreichung von Peti-
tionen und mehr Transparenz und Diskursivitdt im
Petitionsverfahren. Im Kontext von E-Demokratie
und E-Partizipation werden elektronische Petitionen
gegenwartig stark beachtet.

Der Deutsche Bundestag hatte 2005 einen Modell-
versuch »Offentliche Petitionen« im Internet gestar-
tet, der vom TAB in dem TA-Projekt »Offentliche
elektronische Petitionen und biirgerschaftliche Teil-
habe« (2006-2008) wissenschaftlich begleitet wurde.
Aufgabe des TAB war es zudem, Entwicklungen im
Petitionswesen tiber den Bundestag hinaus zu analy-
sieren und Fallstudien zu elektronischen Petitions-
systemen im Ausland durchzufithren. Die Ergebnisse
dieses Projekts sind zwischenzeitlich publiziert.

Der Modellversuch »Offentliche Petitionen« wurde
2007 in den Regelbetrieb tiberfithrt und ein neues
Softwaresystem eingefihrt. Das im Sommer 2009
angelaufene TA-Projekt »Elektronische Petitionen
und Modernisierung des Petitionswesens in Europa«
fithrt nun die Untersuchungen zum Wandel des Peti-
tionswesens mit neuen Akzenten fort.

GEGENSTAND UND ZIELE DER
UNTERSUCHUNG

Es liegen mittlerweile mehrjahrige Erfahrungen mit
offentlichen elektronischen Petitionen beim Deut-
schen Bundestag vor, sodass zentrale Fragen zum
Wandel des Petitionswesens empirisch untersucht
werden konnen. Solche Fragen sind u.a.:

»  Erhoht sich generell das Petitionsaufkommen,
und wird die Mobilisierung fiir Sammelpetitionen
erleichtert?

PROJEKTDATEN

THEMENINITIATIVE | Petitionsausschuss
PROJEKTSTART Juni 2009
ABSCHLUSSBERICHT  [geplant Juni 2011

> Werden durch das Medium Internet bislang
unbeteiligte Bevolkerungsgruppen fiir Petitionen
erreicht?

> Wie wird der Erfolg von Petitionen aus Sicht der
Petenten beurteilt?

> Veridndert die hohere Transparenz des Petitionsge-
schehens die Wirksamkeit von Petitionen?

> Wie beeinflussen Diskussionsforen zu Petitionen
das Petitionsverfahren?

> Wie fligen sich die Reformen des Petitionswesens
in einen breiteren politisch-institutionellen Wan-
del ein?

Uber das Eingabewesen bei den europiischen Par-
lamenten ist dagegen bisher relativ wenig bekannt,
sodass die Chancen gegenseitigen Lernens noch nicht
addquat wahrgenommen werden konnen. Fragen, die
sich dabei stellen, sind u.a.:

> Welche Modernisierungsanstrengungen werden in
anderen europdischen Lindern unternommen?

> Welche Anregungen kann der Deutsche Bundestag
von Modernisierungstendenzen des Petitionswe-
sens anderer europdischer Parlamente aufgreifen?

»  Wie wird das Modell » Offentlicher Petitionen« des
Deutschen Bundestages im europdischen Kontext
wahrgenommen?

STAND DER ARBEITEN

Im Berichtsjahr wurden umfangreiche empirische
Erhebungen durchgefithrt und ausgewertet.

Im Rahmen der Follow-up-Studie zur Entwicklung der

Nutzung der »Offentlichen Petitionen« des Deutschen
Bundestages wurden schriftliche Befragungen von
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> Einreichern herkommlicher Petitionen, Einrei-
chern offentlicher Petitionen,

> Nutzern der E-Petitionsplattform des Deutschen
Bundestages,

»  Fokusgruppendiskussionen mit Petenten, Mitar-
beitern des Ausschussdienstes sowie der Fraktio-
nen und

» Interviews mit den Obleuten des Petitionsaus-
schusses durchgefiihrt.

In einer breit angelegten Befragung wurden 99 Peti-
tions-, Ombuds- und Schlichtungsstellen in Deutsch-
land nach ihrem speziellen Profil sowie nach deren
Bedarf fir eine tibergreifende, zentrale Informations-
plattform fiir Petitionen, Eingaben und Beschwer-
den befragt. Des Weiteren wurden eine schriftliche
Befragung und vertiefende Recherchen bei den Parla-
menten der Mitgliedstaaten der Europdischen Union
sowie Norwegens und der Schweiz durchgefiihrt, um
eine systematische und aktuelle Ubersicht iiber Stand
und Entwicklungen des parlamentarischen Petitions-
wesens — Ombudsstellen eingeschlossen — zu erhal-
ten. Ein Ziel war dabei, Informationen zu den bereits
implementierten bzw. geplanten E-Petitionssystemen
zu erhalten. Fir GrofSbritannien wurde eine vertie-
fende Landerstudie angefertigt, in der auch die Peti-
tionssysteme auf regionaler und lokaler Ebene einbe-
zogen wurden.

Im Folgenden werden selektiv einige der Ergebnisse
aus der Befragung der europdischen parlamenta-
rischen Eingabestellen angefiihrt.

MODERNISIERUNG DES PETITIONSWESENS IN
EUROPA

Uber das Eingabewesen bei den europiischen Parla-
menten war bisher relativ wenig bekannt. Ein aktu-
eller Uberblick liegt nun mit der Befragung durch das
TAB aus dem Jahr 2010 vor.

Das Petitionswesen bei den europdischen Parlamenten
ist kein Relikt der Vergangenheit, sondern von einer
bemerkenswerten Dynamik, die sich im letzten Vier-
tel des vergangenen Jahrhunderts, verstarkt aber noch
in den letzten 15 Jahren gezeigt hat. Zu der Dynamik
haben die Demokratisierungsprozesse in Mittel- und
Stidosteuropa beigetragen. Die zehn Staaten der heu-
tigen EU, die nach dem Zerfall des »Ostblocks«und
Jugoslawiens ihre heutige Verfassung erhielten, rich-
teten ausnahmslos Ombudsinstitutionen und meist
auch parlamentarische Petitionsstellen ein. Nur die
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baltischen Staaten Lettland und Estland — an skan-
dinavischen Vorbildern orientiert — verzichteten auf
parlamentarische Petitionsstellen zugunsten der allei-
nigen Zustiandigkeit parlamentarischer Ombudsstel-
len. Die Dynamik zeigt sich auch darin, dass in acht
weiteren Mitgliedstaaten der EU noch Ombudsstellen
nach 1980 eingerichtet wurden: Spanien 1981, Nie-
derlande 1982, Irland 1984, Zypern 1991, Belgien
19935, Griechenland 1995, Malta 1995 und zuletzt in
Luxemburg im Jahr 2003. Eine gewisse Aufbruchs-
stimmung bei den parlamentarischen Petitionsstel-
len auf der gesamtstaatlichen Ebene zeigt sich auch
an den Reformdebatten und -plinen zur Einfihrung
elektronischer Petitionen, wie sie etwa in Portugal und
GrofSbritannien gefiihrt werden.

In den 29 Lindern (Mitgliedstaaten der Europa-
ischen Union sowie Norwegen und Schweiz), zu
denen Informationen eingeholt wurden, fanden sich
59 Petitions- bzw. Ombudsstellen mit einem umfas-
senden Zustindigkeitsbereich auf gesamtstaatlicher
Ebene. In Deutschland, Italien und der Schweiz gibt
es keine parlamentarische Ombudsstelle. Sieben Lan-
der (Dianemark, Estland, Finnland, Irland, Lettland,
Schweden, Zypern) haben lediglich eine Ombudsin-
stitution, also keine spezielle parlamentarische Peti-
tionsstelle. Bei den restlichen 19 Landern trifft man
auf eine Konstellation, in der sowohl eine parlamenta-
rische Petitionsstelle als auch eine mit dem Parlament
verbundene Ombudsinstitution Petitionen entgegen-
nimmt und bearbeitet.

Elf von 19 Parlamenten, die Petitionen bearbeiten,
verfuigen Uber einen gesonderten Petitionsausschuss.
Dies ist im Einzelfall zwar weder Garant noch Hin-
dernis fir ein modernes, biirgernahes Petitionssystem.
Aber im Vergleich zu den sonstigen Varianten erschei-
nen die Petitionssysteme mit Petitionsausschuss ten-
denziell handlungsfihiger und durchsetzungsstirker.
Insgesamt ergibt sich der Eindruck, dass »starke« Par-
lamente (im Verhaltnis zur jeweiligen Exekutive) eher
zu einer parlamentarischen Petitionsstelle oder einem
Petitionsausschuss tendieren als »schwache« Parla-
mente, die das parlamentarische Eingabewesen eher
an Ombudsinstitutionen auslagern.

Was die Internetunterstiitzung des Eingabewesens bei
den Parlamenten angeht, ist eine Eingabe per E-Mail
heute meist schon Standard. Das ldsst sich von den
Webangeboten der Petitionsstellen nicht sagen. Nur
neun Petitionsstellen geben an, tiber eine eigene Inter-
netseite im Webangebot des jeweiligen Parlaments zu



verfugen. Die parlamentarischen Ombudsstellen verfi-
gen dagegen durchgingig uber umfangreiche Internet-
angebote. Das, was bei den Petitionsstellen der Par-
lamente noch nicht selbstverstandlich ist oder auch
momentan gar nicht angestrebt wird, ist hier Standard.

In Bezug auf die Mitzeichnung und die Diskussion
von Petitionen im Internet scheinen die Petitionsstel-
len der Parlamente sogar aktiver als die Ombudsstel-
len zu sein, was moglicherweise an der Art der Einga-
ben liegt, die diese entgegennehmen. Wihrend bei den
Ombudsstellen die Hilfe im Einzelfall oft im Vorder-
grund steht, sind die Eingaben bei den Petitionsstel-

len der Parlamente stirker an die Offentlichkeit und
die Politik gerichtet. Ein System fiir 6ffentliche E-Peti-
tionen auf gesamtstaatlicher Ebene wie in Deutsch-
land ist anderswo bisher nicht vorhanden. In Litauen,
Luxemburg, Portugal und der Slowakei gibt es jedoch
Planungen, die in diese Richtung gehen.

Die Befragung legt den Schluss nahe, dass die » Offent-
lichen Petitionen« des Deutschen Bundestages und
dessen E-Petitionsplattform bei den europdischen Par-
lamenten noch nicht ausreichend bekannt sind. Ein
intensiverer Erfahrungsaustausch der europdischen
Parlamente wire deshalb zu begriiflen.
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REGENERATIVE ENERGIETRAGER ZUR SICHERUNG
DER GRUNDLAST IN DER STROMVERSORGUNG -
BEITRAG, PERSPEKTIVEN, INVESTITIONEN 1.

DR. REINHARD GRUNWALD

Gegenwirtig vollzieht sich ein tiefgreifender Struktur-
wandel in der Stromerzeugung und bei den Stromnet-
zen. Das Energiekonzept der Bundesregierung sieht
vor, dass der Anteil erneuerbarer Energien am Strom-
verbrauch auf 35 % im Jahr 2020 und langfristig (Zeit-
horizont 2050) auf 80 % ansteigen soll. Der progres-
sive Ausbau der Stromerzeugung mittels regenerativer
Energien, v.a. Windenergie, aber zunehmend auch
solare Stromerzeugung, fuhrt dazu, dass das Stromnetz
einen immer groffer werdenden Anteil zeitlich fluktu-
ierender Einspeisung aufnehmen muss. Eine Kernfrage
besteht darin, wie das Stromversorgungssystem umge-
staltet werden muss, damit unter diesen Vorausset-
zungen die Stromnachfrage zu jeder Zeit sichergestellt
werden kann — auch in einer windstillen Nacht.

GEGENSTAND UND ZIEL DER
UNTERSUCHUNG

Fiir einen stabilen und sicheren Betrieb muss die Elek-
trizitdtsversorgung darauf ausgelegt sein, die Nach-
frage nach Strom zu jedem Zeitpunkt zu decken.
Bisher wurde diese Anforderung so erfiillt, dass drei
Lastbereiche — Grundlast, Mittellast und Spitzenlast —
definiert und durch spezifisch angepasste Kraftwerks-
typen bedient wurden. Grundlastkraftwerke zeich-
nen sich durch einen (nahezu) konstanten Output
aus, sind (meist) nur schwer zu regeln und erzeugen
Strom zu niedrigen variablen Kosten. In Deutschland
sind dies derzeit vor allem Laufwasser-, Kernenergie-
sowie Braunkohleanlagen.

Wenn ein hoher Anteil fluktuierender Einspeisung
durch regenerative Energietrdger integriert werden
soll, tritt die Einteilung in Grund-, Mittel- und Spit-
zenlast zunehmend in den Hintergrund. Das Augen-
merk ist vielmehr darauf gerichtet, wie die sog. Resi-
duallast — d.h. die nicht durch regenerative Einspei-
sung gedeckte Nachfrage — gesichert werden kann.

Damit dies gelingen kann, ist die progressive Nut-
zung von derzeit verfiigbaren und geplanten Flexibi-
lisierungsoptionen fiir das Stromsystem unerlasslich.
Dazu gehoren unter anderem:

PROJEKTDATEN
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NETZVERSTARKUNG UND -AUSBAU

Um beispielsweise Windstrom von den Erzeugungs-
schwerpunkten an den norddeutschen Kiisten (on- und
zukiinftig verstiarkt offshore) zu den Verbrauchszen-
tren in West- und Siiddeutschland zu transportieren,
sind erhebliche Verstarkungen des Hochspannungs-
netzes erforderlich.

EUROPAISCHER STROMAUSTAUSCH
Der grenzuberschreitende Stromaustausch muss
durch Ausbau von Grenzkuppelstellen verbessert wer-
den. Dies ist u.a. deshalb sinnvoll, da die Stetigkeit

der Windeinspeisung ansteigt, je grofSer das betrach-
tete Gebiet ist.

SPEICHERKRAFTWERKE

Speicher sind ein Schliisselelement der zukiinftigen
Energieversorgung. Stand der Technik sind Pumpspei-
cherkraftwerke, die zu Zeiten niedriger Preise Strom-
uberschuisse einspeichern, um sie als teuren Spitzen-
laststrom wieder abgeben zu konnen. Das in Deutsch-
land zusitzlich erschliefSbare Ausbaupotenzial von
Pumpspeichern ist allerdings dufSerst begrenzt. Eine
Moglichkeit wire der Gang ins Ausland, z.B. durch
Ausbau der Verbindungen in den Alpenraum oder
nach Norwegen. Eine weitere Alternative konnten
Druckluftspeicher bieten, allerdings ist diese Techno-
logie zurzeit noch relativ teuer.

ELEKTROMOBILITAT
Teilweise wird Elektromobilitit in der offentlichen

Diskussion als die Losung fur samtliche Probleme im
Stromversorgungssystem dargestellt. Die Bundesre-
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gierung hat als Zielsetzung 1 Mio. Elektrofahrzeuge
bis zum Jahr 2020 formuliert. Nach einer groben
Abschitzung liegt deren zusitzliches Speichervolu-
men im Bereich eines neuen Pumpspeicherkraftwerks.
Aufgrund unterschiedlicher Fahrzyklen und Ladezu-
stinde der Batterien kann jeweils nur ein gewisser Teil
dieses Volumens tatsiachlich genutzt werden. Insge-
samt dirfte der Losungsbeitrag der Elektromobilitit
kurz- bis mittelfristig gesehen tiberschaubar bleiben.

LASTMANAGEMENT

Last but not least konnen Mafinahmen auch auf der
Verbrauchsseite angesetzt werden, um extreme Last-
spitzen bzw. -tiler gar nicht erst entstehen zu lassen.
Moglichkeiten hierzu bestehen z.B. in der Warme-
und Kilteversorgung bzw. Drucklufterzeugung bei
Endverbrauchern und in der Industrie. Damit konnten
erhebliche

werden. Als Voraussetzung dafur ist die Einfithrung

Flexibilisierungspotenziale  erschlossen

lastvariabler Tarife (Stichwort: »smart metering«)
zwingend erforderlich.
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STAND DER ARBEITEN

Im Berichtszeitraum wurden vom Fraunhofer ISI
modellgestiitzte Analysen zum Ausbau erneuerbarer
Stromerzeugung und deren Netzintegration durch-
gefuhrt. Ziel war, den gegenwirtigen bzw. zu erwar-
tenden Beitrag der regenerativen Energien zur Siche-
rung der Grundlast in der Stromversorgung zu ermit-
teln. Der methodische Ansatz berticksichtigt hierbei
sowohl den kurzfristigen Kraftwerkseinsatz im Stun-
denintervall als auch die langfristigen Investitionsent-
scheidungen im Energiemarkt.

Parallel dazu wurde die umfangreiche Literatur
zum Themenfeld gesichtet und analysiert. Auf die-
ser Grundlage sollen Strategien zu einer verbesserten
Integration erneuerbarer Energien identifiziert und
Optionen aufgezeigt werden, wie angesichts ambitio-
nierter Ausbauziele fur erneuerbare Energietrager die
Deckung der Grundlast sichergestellt werden kann.



GESETZLICHE REGELUNGEN FUR DEN ZUGANG
ZUR INFORMATIONSGESELLSCHAFT 2.

DR. BERND BECKERT, FHG-ISI
ULRICH RIEHM

Mit dem Handy kann man fernsehen, mit dem Com-
puter telefonieren, iiber den Kabel-TV-Anschluss im
Internet surfen. Die voranschreitende Medienkonver-
genz stellt die Medien- bzw. Telekommunikations-
regulierung vor die Herausforderung, mit neu-
artigen, hybriden Angeboten, Geriten und Nut-
zungsformen Schritt zu halten und die Entwicklung
addquat zu begleiten, zu fordern, aber auch Regulie-
rungen anzupassen (z.B. Jugend-, Daten- und Ver-
braucherschutz).

GEGENSTAND UND ZIEL DER
UNTERSUCHUNG

Die sich stetig erweiternden Nutzungsmoglichkeiten
und Anwendungen von Computern und Internet wer-
fen im Hinblick auf die gesetzlichen Strukturen der
Regulierung die Frage auf, inwieweit die vorhandenen
Gesetze, Instrumente und Verfahren noch angemessen
sind.

Ziel des Monitorings ist es, die Hemmnisse und Trei-
ber der Konvergenzentwicklung zu benennen und die
spezifischen Herausforderungen fiir die Regulierung
und den rechtlichen Rahmen zu analysieren. Insbeson-
dere soll der Frage nachgegangen werden, inwieweit
gesetzliche Vorgaben und die spezifische Verfasstheit
des deutschen Regulierungssystems (getrennte Regu-
lierung der zusammenwachsenden Bereiche Telekom-
munikation und Medien, Zersplitterung der Medien-
aufsicht, Konkurrenz von Landes-, Bundes- und
EU-Zustiandigkeiten usw.) mit aktuellen Entwick-
lungen der Medienkonvergenz in Einklang zu brin-
gen sind bzw. welche spezifischen medienpolitischen
Herausforderungen sich ergeben. Zur Bearbeitung der
Gesamtthematik wird ein Monitoring durchgefthrt,
in dem ausgewihlte Aspekte vertieft analysiert wer-
den. Hierbei handelt es sich um:

»  Strategien zum Aufbau breitbandiger Netze und
der Versorgung landlicher Raume im internationa-
len Vergleich,

»  die Identifikation von sich abzeichnenden Konver-
genzprozessen mit Relevanz fir die Medienpolitik,

PROJEKTDATEN

THEMENINITIATIVE  [Ausschuss fur Wirtschaft und
Technologie

PROJEKTSTART Januar 2009

ABSCHLUSSBERICHT  |geplant Juni 2011

» die Analyse ausgewdhlter Konvergenzphinomene
aus der Sicht der Medienindustrie,

» die Auswirkungen eines moglichen Aufstiegs des
Internets zum Leitmedium.

STAND DER ARBEITEN

INTERNATIONALER VERGLEICH VON STRATEGIEN
ZUM BREITBANDAUSBAU

Die Breitbandpolitik von Australien, Finnland, Grof3-
britannien, Japan und den USA wurde untersucht.
Australien strebt iiber eine Public Private Partner-
ship bis 2018 eine Glasfaseranbindung fir 90 % aller
Haushalte, Schulen und Arbeitsstitten an. In Finnland
sollen bis 2015 99 % aller Haushalte und Unterneh-
men nicht weiter als 2 km von einem Glasfaser- oder
Breitbandkabelanschluss entfernt sein. In Grof$britan-
nien soll bis 2017 tiber finanzielle FérdermafSnahmen
die Marktentwicklung fiir Hochstgeschwindigkeits-
Breitbandanschliisse zu einer 90%igen Abdeckung
fithren, ohne dass eine Technologie oder eine Band-
breite politisch vorgegeben wurde. Japan gilt welt-
weit als fithrendes Land fur die Versorgung mit Glas-
faseranschliissen mit heute bereits 14 Mio. versorgten
Haushalten. In den USA wird gegenwirtig ein natio-
naler Breitbandplan durch die Federal Communica-
tions Commission (FCC) vorbereitet. Im Vergleich
zur Breitbandstrategie der Bundesregierung ergibt
sich, dass eine Reihe von Landern in ihren Program-
men deutlich ambitioniertere Ziele verfolgt. Tech-
nologisch beruhen alle Programme im Wesentlichen
auf Glasfasertechnologien. Dabei ist ein rein privat-
wirtschaftlich betriebener Ausbau fir eine flichen-
deckende Breitbandversorgung auch in abgelegenen
lindlichen Regionen in keinem der untersuchten
Lander darstellbar.
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KONVERGENZGETRIEBENE MEDIENPOLITISCHE
THEMEN

Auf Basis einer Inhaltsanalyse einschligiger Publika-
tionen wurden die folgenden Themen mit medienpoli-
tischer Relevanz identifiziert, die sich aus Konvergenz-
prozessen ergeben: publizistische Qualitat, Strafrecht
und Datenschutz, Urheber- und Lizenzrechte, cross-
mediale Geschiftsmodelle, Kartellrecht und Fusions-
kontrolle, Medienaufsicht und Selbstkontrolle, poli-
tische Kommunikation, Public Relations, Werbung,
Medienkompetenz und Mediennutzung, Defizite und
Fortschritte der Medientechnologie, Auswirkungen
der Informations- und Kommunikationstechnologien
auf unterschiedliche Lebensbereiche. Aus medienrecht-
licher wie kommunikationswissenschaftlicher Perspek-
tive wurden die Themenbereiche publizistische Qua-
litat und das Spannungsfeld zwischen Privatheit und
Offentlichkeit vertiefend behandelt. In Bezug auf die
Debatte um publizistische Qualitit werden verschie-
dene MafSnahmen sowie medienrechtliche Vorschlige
zur Sicherung eines professionellen Journalismus dis-
kutiert. Zum Themenbereich neue Grenzen der Offent-
lichkeit im Internet wird auf die zunehmende Preisgabe
personlicher Daten verwiesen und das Thema im Span-
nungsfeld privater und o6ffentlicher Interessen verortet.

TREIBER UND HEMMNISSE DER
MEDIENKONVERGENZ AUS SICHT DER
MEDIENINDUSTRIE

Die Treiber und Hemmnisse der wirtschaftlichen Nut-
zung der Medienkonvergenz wurden anhand von vier
Fallbeispielen analysiert: digitales Radio, Fernsehen
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tiber Mobiltelefone (Mobile-TV),
Fernsehen (IPTV) sowie elektronische Programmifiih-

internetbasiertes

rer fiir das Fernsehen (EPG). Dabei wurden jeweils die
technologischen Grundlagen, die sich verdndernden
Wertschopfungsprozesse sowie die politisch-rechtli-
chen Rahmenbedingungen untersucht. Als Hemmnisse
der Nutzung der Potenziale medienkonvergenter Pro-
zesse konnten u.a. die teilweise ungeklarten oder unter-
entwickelten medialen Mehrwerte, fehlende Geschifts-
modelle, ungeklarte Aspekte des Schutzes geistigen
Eigentums und divergierende Interessen der Marktteil-
nehmer entlang der herkommlichen, aber sich verwi-
schenden Branchengrenzen ermittelt werden.

LEITMEDIUM INTERNET?

Der Aufstieg des Internets zu einem moglichen »Leit-
medium« bildet den vierten Schwerpunkt des Projekts.
Hier wird uberblicksartig aufgearbeitet, welche Aus-
wirkungen der Relevanzgewinn des Internets auf das
deutsche Mediensystem hat. Dazu wurden der aktu-
elle Diskussionsstand analysiert und die wesentlichen
Befunde der Forschung zum Thema »Leitmedium
Internet? « aus medien-, politikwissenschaftlicher sowie
medienrechtlicher Perspektive zusammengestellt. Die
Leitmediumdebatte bezieht sich auf die These, dass das
Internet zunehmend Funktionen des Rundfunks und
der Presse iibernimmt und diese auf mittlere Sicht ihre
leitmediale Bedeutung verlieren. Beispiele fiir betrof-
fene Bereiche sind die Aufsichtsstrukturen bei privaten
TV-Sendern, die Privilegierung des offentlich-recht-
lichen Rundfunks, die Regulierung von Telemedien
oder die Konzentrationsregeln fiir Presse- und andere
Medienunternehmen.



TECHNISCHE OPTIONEN ZUM MANAGEMENT

DES CO,-KREISLAUFS

DR. REINHARD GRUNWALD
DR. CLAUDIO CAVIEZEL

Im Abschlussdokument der 16. UN-Klimakonferenz
in Cancun schreibt die internationale Staatengemein-
schaft das Ziel fest, den Temperaturanstieg auf maxi-
mal 2 Kelvin gegentiber dem vorindustriellen Niveau
zu begrenzen, und erkennt die Notwendigkeit tief-
greifender Einschnitte und dringender Mafsnahmen
mit Blick auf eine Reduktion der globalen Treib-
hausgasemissionen an. Klimaschutzstrategien fufSen
derzeit auf einer Reihe bekannter MafSnahmen und
Technologien (Energieeffizienz, erneuerbare Ener-
gien, Substitution kohlenstoffintensiver Energietra-
ger), doch wird in jungster Zeit — nicht zuletzt ange-
sichts schleppender internationaler Bemtihungen zur
Senkung der Treibhausgase — verstarkt diskutiert,
ob eine CO,-Entlastung der Atmosphare nicht auch
durch technische Eingriffe in den globalen CO,-
Kreislauf erreicht werden konnte. Vor allem zwei
Zielrichtungen stehen hier im Vordergrund: Die Ent-
nahme von CO, aus der Atmosphire sowie die Nut-
zung von CO, als Ressource.
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und Technikfolgenabschiatzung
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GEGENSTAND UND ZIEL DER
UNTERSUCHUNG

Bezuglich der aktiven CO,-Entnahme aus der Atmo-
s-phdre werden derzeit verschiedene technologische
Moglichkeiten und Mafinahmen im Bereich der Land-
und Forstwirtschaft diskutiert. Wahrend einige die-
ser Optionen (z.B. die Wiederverndssung von Moor-
und Feuchtgebieten) bereits als vergleichsweise gut
erforscht und deren Umsetzung mit geringen Risiken
verbunden ist, befinden sich andere Optionen (z.B.
die Eisendiingung der Ozeane) in einer sehr frihen
Phase der Erforschung bzw. Entwicklung, sodass tiber
Potenziale und mogliche Risiken dieser MafSnahmen
teilweise grofSe Unsicherheiten herrschen.

Im Zusammenhang mit einer Nutzung von CO, als
Ressource mangelt es auf den ersten Blick nicht an
attraktiv erscheinenden Konzepten und Ideen fiir mog-
liche Anwendungsfelder. Bei genauerer Betrachtung
zeigen sich allerdings zahlreiche Herausforderungen,
welche einem erfolgreichen Beitrag dieser Konzepte

im Rahmen einer klimawirksamen CO,-Minderung
(noch) im Wege stehen.

Ziel dieser Untersuchung ist es, einen Uberblick iiber
diese Technologien und Verfahren zu bieten, mogliche
Potenziale, (Umwelt-)Risiken und den weiteren For-
schungsbedarf zu identifizieren sowie Hemmnisse fir
deren Implementierung zu skizzieren, um damit eine
Grundlage zur bewertenden Einordnung dieser Tech-
nologien und Verfahren zur Verfiigung zu stellen.

STAND DER ARBEITEN

Der Bericht wird insbesondere zwei Themenschwer-
punkte bieten: Die »CO,-Entnahme aus der Atmo-
sphire« sowie die »Nutzung von CO,-Stromen fiir
sinnvolle Produkte und Anwendungen«.

CO,-ENTNAHME AUS DER ATMOSPHARE

Zu diesem Themenschwerpunkt wurden drei Kurz-
gutachten vergeben:

> zu biomassebasierten Verfahren zur CO,-Ent-
nahme mit einem Schwerpunkt auf aquatischen
Systemen (z.B. Eisendiingung der Ozeane),

»  zur CO,-Bindung im Sektor der Land- und Forst-
wirtschaft sowie im Kontext weiterer Formen der
Landnutzung und

»  zu technischen Verfahren zur CO,-Fixierung (z.B.
»kiinstliche Baume«).

Biomassebasierte Verfahren nutzen die Eigenschaft
griner Pflanzen bzw. Algen, CO, mithilfe der Photo-
synthese in Kohlenstoff umzusetzen und in Form von
Biomasse zu fixieren. Namentlich Mikroalgen weisen
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eine hohe Photosyntheseleistung auf, weshalb diese
sich besonders eignen, atmosphirisches CO, zu bin-
den. Entsprechend existieren Vorschlige, Mikroalgen
in biotechnologischen Reaktoren in grofler Menge zu
ziichten oder deren naturliches Wachstum mit Nahr-
stoffinjektionen in dafir geeigneten Meeresgebieten
gezielt zu fordern (Ozeandingung). Der Bereich der
Landnutzung, insbesondere die Land- und Forstwirt-
schaft, bietet eine Vielzahl weiterer biomassebasierter
Verfahren, welche durch einen Kohlenstofftransport
von der Atmosphire in die Biosphire (z.B. Aufbau
von Humusschichten oder Waldbiomasse) eine klima-
schiitzende Wirkung entfalten konnen.

Doch selbst wenn mittels dieser Verfahren grofde
Mengen an CO, in Form von Biomasse fixiert werden
konnen, besteht mit Blick auf eine signifikante Reduk-
tion des CO,-Gehalts der Atmosphire die eigent-
liche Herausforderung dieser Verfahren darin, den
gebundenen Kohlenstoff moglichst vollstindig uber
lange Zeitperioden von der Atmosphire fernzuhalten,
zumal natiirlich stattfindende Prozesse (z.B. mikro-
biologische Abbauprozesse oder Waldbrande) diesen
kurz- bis mittelfristig wieder in Form von CO, oder
Methan in die Atmosphire freisetzen konnen. In die-
sem Zusammenhang wird ein weiteres Verfahren dis-
kutiert: Um die Biomasse in eine biologisch und che-
misch stabilere Form zu bringen, soll sie mittels Erhit-
zen in einer sauerstoffarmen Umgebung in Biokohle
umgewandelt werden.

Eine weitere — nicht auf der Photosynthese beru-
hende — Option ist die Abscheidung des CO, aus
der Umgebungsluft mithilfe chemischer oder physi-
kalischer Verfahren. Diese MafSnahme sieht sich mit
der Herausforderung konfrontiert, dass aufgrund der
geringen atmosphirischen CO,-Konzentration (ca.
0,04 %) der verfahrenstechnische Aufwand, der Ener-
giebedarf und die Kosten zur Gewinnung von CO, aus
der Atmosphire nicht unerheblich sind.

Allen betrachteten Verfahren ist gemein, dass sie —
angesichts der weltweiten jahrlichen CO,-Emissionen
in Hohe von mehr als 35 Mrd. t (allein in Deutsch-
land etwa 860 Mio. t) — fuir einen signifikanten tem-
peratursenkenden Effekt in entsprechendem Umfang
umgesetzt werden miissten. Dies bedingt, je nach
Mafinahme, eine Reihe von Problemen: beispielsweise
eine grofle Flicheninanspruchnahme (biotechnolo-
gische Algenproduktion), einen erheblichen Bedarf
an Biomasse (Umwandlung von Biomasse zu Bio-
kohle), aber auch das Anfallen von groflen Mengen
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CO,, welches gelagert oder sinnvoll verwendet wer-
den muss (Abscheidung von CO, aus der Umgebungs-
luft). Diese Schwierigkeiten relativieren das tatsichli-
che Potenzial dieser Verfahren in Bezug auf eine signi-
fikante Reduktion des CO,-Gehalts der Atmosphare.

DIE NUTZUNG VON CO,-STROMEN FUR
SINNVOLLE PRODUKTE UND ANWENDUNGEN

Der zweite Themenschwerpunkt befasst sich deshalb
mit Konzepten, welche nicht die Entsorgung des bei
der Nutzung fossiler Energietrager oder der Abschei-
dung aus der Umgebungsluft anfallenden CO, bei-
spielsweise in geologische Formationen vorsehen,
sondern dessen Nutzung als Ressource fiir industrielle
Prozesse zum Ziel haben. Moglichkeiten hierzu beste-
hen z.B. in der direkten Nutzung (z.B. als Lose- und
Reinigungsmittel), als Grundstoff in der chemischen
Industrie, wo es zu hoherwertigen Produkten verar-
beitet werden kann (z.B. zu Harnstoff, Methanol etc.),
in der Umwandlung zu Energietrigern (insbesondere
Kraftstoffe) oder zur Beschleunigung des Wachstums
von Pflanzen zwecks Biomassegewinnung (z.B. bio-
technologische Algenproduktion).

Derzeit werden weltweit etwa 130 Mio. t CO, fiir
industrielle Prozesse verwendet. Fur einen klimawirk-
samen Beitrag muss die CO,-Nutzungsmenge folglich
massiv erhoht werden. Des Weiteren gibt es bislang
nur wenige Nutzungsformen, bei denen das CO, dau-
erhaft von der Atmosphare ferngehalten wird. Zudem
stellt sich ein Energieproblem: CO, ist ein verhalt-
nismafSig stabiles chemisches Molekiil. Daher ist ein
erheblicher Energiceinsatz erforderlich, um das CO,
in andere Stoffe umzuwandeln. Fiir eine positive CO,-
Bilanz dieser Verfahren muss der Energieinput aus
CO,-armen Quellen stammen, wobei sich die Frage
stellt, ob die direkte Nutzung dieses Energieinputs in
der Gesamtbilanz nicht effizienter wire.

Nach der Sichtung aktueller Studien werden Bereiche
identifiziert, die sich fiir eine vertiefte Bearbeitung
eignen konnten. Da die Datengrundlage fiir viele der
zu betrachtenden Technologien absehbar diirftig ist,
konnen allenfalls erste qualitative Einschitzungen
zur technischen Machbarkeit, den Moglichkeiten und
Problemen erarbeitet werden. Des Weiteren soll eine
Aufarbeitung der wissenschaftlichen und politischen
Debatte erfolgen.
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KLINISCHE FORSCHUNG IN DEUTSCHLAND
UNTER BESONDERER BERUCKSICHTIGUNG
NICHTKOMMERZIELLER STUDIEN

(INNOVATIONSREPORT)

DR. BERNHARD BUHRLEN, FHG-ISI
PETER GEORGIEFF, FHG-ISI
HORST CHRISTIAN VOLLMAR, FHG-ISI

Die klinische Forschung besitzt tiberragende Bedeu-
tung sowohl fir die Entwicklung neuer Arzneimittel
und sonstiger medizinischer Behandlungsverfahren
als auch fir die Sicherstellung und Optimierung der
Anwendung der Verfahren in der Routine. Alle hier-
aus resultierenden klinischen Studien werden durch
das Arzneimittelgesetz (AMG) geregelt, sofern sie die
Wirksamkeit, Sicherheit oder die Verstoffwechselung
von Arzneimitteln mit dem Ziel untersuchen, deren
Unbedenklichkeit oder Wirksamkeit zu prifen. Diese
Art von klinischen Studien wird als »klinische Pru-
fung« bezeichnet.

GEGENSTAND UND ZIEL DER
UNTERSUCHUNG

Sofern mit der klinischen Forschung kommerzielle
Interessen — etwa das Ziel der Marktzulassung eines
neuen Wirkstoffes — verbunden ist, wird sie vom Ent-
wickler oder Hersteller des Priparats oder Verfah-
rens initiiert und finanziert. Sind jedoch die kommer-
ziellen Erwartungen, die mit den Studienergebnissen
verbunden sind, gering oder nicht vorhanden, insbe-
sondere wenn das Produkt bereits eine Marktzulas-
sung besitzt, findet sich oft kein privatwirtschaftlicher
Sponsor. Klinischen Studien ohne private Finanzie-
rung, die aber von offentlichem Interesse sind, werden
als nichtkommerzielle klinische Forschung, als wis-
senschaftsinitiierte klinische Priiffungen oder »inves-
tigator-initiated trials« (IIT), teilweise auch als The-
rapieoptimierungsstudien bezeichnet. Die nichtkom-
merzielle klinische Forschung beantwortet zumeist
Fragestellungen, die sich aus der Behandlungspraxis
ergeben haben. Haufig sind dabei schon zugelassene
Arzneimittel oder Medizinprodukte oder auch inter-
ventionelle (z.B. chirurgische oder psychotherapeu-
tische) Verfahren Gegenstand der Untersuchung. Weil
sich die Fragestellungen um die genauen Einsatzbedin-
gungen drehen — beispielsweise die Vor- und Nach-
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teile einer Kombination verschiedener Krebstherapien
oder die Identifizierung von langfristigen Nebenwir-
kungen oder den Vergleich zweier Verfahren unterein-
ander —, haben die Hersteller der Produkte oft keinen
wirtschaftlichen Vorteil aus solchen Studien zu erwar-
ten. Dann tbernimmt eine nichtkommerzielle Ein-
richtung, haufig die medizinische Fakultit einer Uni-
versitdt, die Verantwortung fiir die Studie (sie wird
zum »Sponsor« der Studie), und die Finanzierung
muss zumindest teilweise aus offentlichen Mitteln
(aus dem Zuschuss fiir Forschung und Lehre oder aus
dezidierter Projektforderung) erfolgen oder von Stif-
tungen tibernommen werden.

Vor diesem Hintergrund wurde das TAB beauf-
tragt, die Bedeutung aktuell diskutierter sowie mog-
licher weiterer Bedingungen fur die Praxis der nicht-
kommerziellen klinischen Forschung in Deutschland
systematisch zu erfassen. Hierzu wurde zunichst eine
Arbeitsdefinition fiir den Untersuchungsgegenstand
festgelegt. Zur Beschreibung und Bewertung der Aus-
gangssituation wurden Daten zur Haufigkeit nicht-
kommerzieller Studien in Deutschland sowie ihren
Zielen und ihrer Finanzierung erhoben. Der aktu-
elle Diskurs wurde empirisch aus der Perspektive
aller relevanten Akteursgruppen auf Vollstindigkeit
gepriift und die Agenda um zuvor vernachlassigte The-
men erganzt. Die praktische Bedeutung der Einzelfak-
toren wurde auf der Basis der Befragungsdaten wie
auch im Rahmen von Experteninterviews sowie den
Ergebnissen eines Abschlussworkshops erfasst. Der
Bericht beschreibt und bewertet die vielfiltigen Fak-
toren, die Einfluss auf eine leistungsfahige nichtkom-



merzielle klinische Forschung in Deutschland haben,
und macht Vorschlage zur weiteren Optimierung der
Bedingungen, wobei eine Priorisierung der wichtigsten
Handlungsoptionen vorgenommen wurde.

ERGEBNISSE

Die Abgrenzung nichtkommerzieller von kommerziel-
len klinischen Studien ist nicht immer ganz einfach. Sie
ist dann erforderlich, wenn die Bundesoberbehorden
uber die Reduktion oder den Erlass der Gebtihren ent-
scheiden miissen, die fiir die Genehmigung der Studie
anfallen, oder wenn es um die Forderung aus offent-
lichen Mitteln geht. Ein wichtiges Kriterium ist die
Gewinnorientierung des Sponsors und damit zusam-
menhangend das mit der Studie verbundene Erkennt-
nisinteresse. Dieses kann u.a. daran festgemacht wer-
den, ob die Daten und Ergebnisse der Studie nach
deren Abschluss frei publiziert werden diirfen oder ob
ein Unternehmen Einfluss auf die Publikation nimmt.
Meist hat in nichtkommerziellen Studien das Prifpra-
parat bereits eine Marktzulassung fiir die Indikations-
gruppe, an der es getestet wird. Die Finanzierung der
Studie hingegen ist oft kein eindeutiges Kriterium, da
auch Mischfinanzierungen gemeinsam von Firmen und
aus oOffentlichen Mitteln vorkommen. Auch der wirt-
schaftliche Nutzen der Ergebnisse kann oft erst lange
nach Abschluss der Studie ermittelt werden.

Nichtkommerzielle klinische Studien sind aus verschie-
denen Griinden fir die Versorgungspraxis unabding-
bar. Es hat sich gezeigt, dass die Ergebnisse von kom-
merziellen klinischen Studien teilweise ins Positive ver-
zerrt sind, u.a. dadurch, dass eher diejenigen Studien
publiziert werden, die zu giinstigen Ergebnissen geftihrt
haben, wahrend negative Ergebnisse verschwiegen wer-
den (Publikationsbias). Deshalb sind unabhingig vom
Hersteller durchgefithrte Studien zur Kontrolle und als
Korrektiv notwendig. Zur Erhohung der Transparenz,
zur Reduktion des Publikationsbias und zur Vermei-
dung von unnotigen Studien werden verpflichtende,
offentlich zugingliche Studienregister inklusive der
Veroffentlichung der Studienergebnisse vorgeschlagen.

Zudem sind viele Fragestellungen zwar fur die kli-
nische Praxis hochst relevant, versprechen dem Herstel-
ler des zu priifenden Produkts aber keinen zusatzlichen
Gewinn, sodass die Motivation, in eine klinische Studie
zu investieren, gering sein kann. Dabei handelt es sich
v.a. um den direkten Vergleich zweier oder mehrerer
Therapieoptionen (Head-to-Head-Studien), die Wirk-

samkeitspriiffung zugelassener Arzneimittel unter All-
tagsbedingungen und die Entwicklung von neuen Ver-
fahren, die keinen lukrativen Markt versprechen. Darii-
ber hinaus gibt es viele therapeutische Fragestellungen,
bei denen keinerlei Medizinprodukte unmittelbar zur
Anwendung kommen, so zum Beispiel im chirurgischen
Bereich oder in der Psychotherapie. Wihrend die
Ergebnisse solcher Studien gesundheitspolitisch bzw.
fiir die Versicherer hochrelevant sind, besteht hier kein
gewerbliches Interesse auf Herstellerseite.

Die nichtkommerzielle klinische Forschung ist in
Deutschland zahlenmifSig vergleichbar stark wie in
anderen Lindern. Thr Anteil an allen klinischen Stu-
dien hat sich in den vergangenen Jahren nicht sub-
stanziell verandert. Unter den Fachgebieten, in denen
nichtkommerzielle Studien durchgefithrt werden, ist
die Himatologie/Onkologie am stirksten vertreten.
Als zweitstarkstes Gebiet wird die Neurologie/Psychia-
trie/Psychologie im Rahmen von nichtkommerziellen
Studien beforscht. Vier Fiinftel der nichtkommerziel-
len Studien bei den Fakultiten schlieffen Probanden
nur in Deutschland ein, der Grad der Internationa-
lisierung ist also gering. Auch diese Verteilung ent-
spricht in etwa dem internationalen Durchschnitt.

Als problematisch wird die Situation der nichtkom-
merziellen klinischen Forschung von den Fakultiten
insbesondere wegen der Schwierigkeiten bei der Finan-
zierung solcher Studien angesehen. Hinzu kommen als
Herausforderungen u.a. die Gewinnung von Studien-
patienten, die aufwendige Durchfiihrung und Uberwa-
chung der Studien, die Validitat der Daten, die Quali-
fikation des Personals sowie Probleme mit den Uber-
wachungsbehorden und den Ethikkommissionen.

Auch unter den nichtkommerziellen Studien wird mehr
als die Halfte zumindest teilweise durch Unterneh-
men gefordert. Zweitwichtigste Finanzierungsquelle
ist das gemeinsame Forderprogramm des Bundesmi-
nisteriums fiir Bildung und Forschung (BMBF) und
der Deutschen Forschungsgesellschaft (DFG), gefolgt
von sonstiger offentlicher Forderung und Eigenmit-
teln der Fakultaten. Stiftungen und die Europiische
Union (EU) spielen insgesamt nur eine untergeordnete
Rolle. Die finanzielle Ausstattung des Programms von
BMBF und DFG wird von den klinischen Forschern
als bei Weitem zu gering betrachtet; es sollten auch
andere Forderer, z.B. die Krankenversicherer, starker
in die Pflicht genommen werden. Allerdings konnten
selbst die bei BMBF und DFG zur Verfigung stehen-
den Mittel in den letzten Jahren nicht ganz veraus-
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gabt werden, da die Qualitiat der Forschungsantrage
teilweise nicht den Anforderungen geniigte. Dies weist
auf einen dringenden Bedarf an methodischer Unter-
stiitzung der Forscher und einer Verbesserung ihrer
Qualifikation hin. Die von den Koordinierungszen-
tren fiir Klinische Studien (KKS) dafiir bereitgestellte
Forschungsinfrastruktur wird als sehr gunstig erach-
tet, sie ist allerdings nicht flichendeckend verfiigbar.

Die Vorschriften fur klinische Prifungen werden nach
wie vor als aufwendig und teils prohibitiv bezeichnet.
National und international werden Ansitze erprobt,
um die Anforderungen an klinische Priifungen danach
zu staffeln, welches Risiko fiir die Studienteilnehmer
vorliegt. Das BMBF fordert Bemiithungen, gemeinsam
mit Forschern und Bundesoberbehérden Kriterien zu
erarbeiten, anhand derer die Auflagen fiir klinische Stu-
dien bestimmt und ggf. auch Erleichterungen bei den
Gebiihren und der Probandenversicherung festgelegt
werden konnen. Bislang sind schon Vereinfachungen
bei Studien in Kraft, die mit bereits zugelassenen Arz-
neimitteln durchgefiithrt werden. Vereinfachungen im
Verfahren konnten auch durch eine noch stringentere
Handhabung der Richtlinien bei den Ethikkommis-
sionen erreicht werden. Abstriche an der Patienten-
sicherheit und der Qualitit der Studien sollten aber
nicht gemacht werden, da trotz des damit verbundenen
Aufwands gerade diese Punkte wichtige Standortfak-
toren fur die klinische Forschung in Deutschland sind.

Auch fiir den aus einer Studie zu erwartenden offent-
lichen Nutzen sollten klare Bewertungskriterien fest-
gelegt werden, die auch fiir die Forderentscheidung
genutzt werden sollten. Sie konnten dazu beitragen,
das Verfahren beim Gemeinsamen Bundesausschuss
(GBA) transparenter zu gestalten, bei dem es um die
Erstattungsfahigkeit der Studienkosten zulasten der
gesetzlichen Krankenkassen geht.

Dass nichtkommerzielle Studien zumindest zum Teil

auch aus Mitteln der Industrie finanziert werden, wird
allgemein als notwendig und in der Durchfithrung
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als unproblematisch angesehen. Um die Mittel, die in
nichtkommerzielle Studien von offentlicher und pri-
vater Seite investiert werden, gezielter fur gesellschaft-
lich besonders relevante Forschungsfragen einsetzen zu
konnen, wire ein gemeinsamer Fonds fiir klinische Stu-
dien zu diskutieren, in den die 6ffentliche Hand, pri-
vate Sponsoren, Stiftungen sowie Leistungstrager und
Leistungserbringer einzahlen und der anhand der o.g.
Nutzenkriterien tber die Mittelvergabe entscheidet.
Eine solche Institution, die sich am gesellschaftlichen
Bedarf fur Forschung orientiert, konnte auch eine bera-
tende Funktion ausiiben, wenn es um die Einbettung
der klinischen Forschung in die Gesundheitsforschung
im weiteren Sinn, z.B. die Koordination mit Forderent-
scheidungen zu den krankheitsbezogenen Interdiszi-
plindren Zentren fur Klinische Forschung (IZKF), den
Klinischen Studienzentren oder den integrierten For-
schungs- und Behandlungszentren, geht.

Forderung und sonstige Unterstiitzung sollten zudem
noch starker auf nichtuniversitire Kliniken und die
ambulante Versorgung ausgedehnt werden. Da die
Rekrutierung von Studienteilnehmern immer noch
ein Problem darstellt, sollten dadurch die Zahl der
Studienzentren erhoht, die multizentrische Vernet-
zung erleichtert und somit die Zugangsmoglichkeiten
zu Studienteilnehmern verbessert werden. Allerdings
ist es dafiir auch erforderlich, dass die klinisch Tati-
gen zur Mitarbeit an klinischen Studien motiviert und
befihigt werden. Eine stirkere Gewichtung von Titig-
keiten in der klinischen Forschung bei Auswahl- und
Berufungsprozessen (entgegen dem bisherigen Uberge-
wicht der Grundlagenforschung) verbunden mit einer
besseren Qualifikation konnten hier Abhilfe schaffen.

PUBLIKATION

Stand und Bedingungen klinischer Forschung in
Deutschland und im Vergleich zu anderen Lindern
unter besonderer Beriicksichtigung nichtkommer-
zieller Studien

TAB-Arbeitsbericht Nr. 132



INTERNATIONALE WETTBEWERBSFAHIGKEIT DER
EUROPAISCHEN WIRTSCHAFT IM HINBLICK AUF

DIE EU-BEIHILFEPOLITIK — AM BEISPIEL DER
NANOELEKTRONIK (INNOVATIONSREPORT) 2.

DR. SVEN WYDRA, FHG-ISI

Das inliandische Wachstum von Hightechbranchen
wird in vielen Landern als zentral fiir die zukiinftige
wirtschaftliche Entwicklung angesehen. Dabei werden
Unternehmen haufig hohe staatliche Unterstiitzungen
(z.B. durch Subventionierung oder Steuerverginsti-
gungen) gewahrt, um Wachstum und Beschaftigung
in diesen zukunftstrachtigen Sektoren oder Technik-
feldern zu fordern. In Europa werden die staatlichen
Unterstiitzungsmoglichkeiten jedoch durch die EU-
Beihilfekontrolle reguliert. Ziel ist die Reduzierung
staatlicher Beihilfen der Mitgliedstaaten, um die euro-
paische Integration und den freien Wettbewerb inner-
halb Europas voranzutreiben. Nur unter bestimmten
Voraussetzungen werden staatliche Beihilfen von EU-
Mitgliedstaaten gewahrt.

GEGENSTAND UND ZIEL DER
UNTERSUCHUNG

Besonders intensiv werden die Auswirkungen der EU-
Beihilfekontrolle auf die nationale Politiksteuerung im
Bereich der Nanoelektronik diskutiert. Die Nanoelek-
tronik gilt als wichtige Querschnittstechnologie bzw.
Branche, deren Komponenten in zahlreichen Anwen-
derbranchen nachgefragt und eingesetzt werden. Vor
allem der Bau von neuen Produktionsstitten wird
massiv von einigen Staaten unterstiitzt, und zugleich
werden Produktionsstandorte zunehmend aufserhalb
Europas aufgebaut.

Die Auswirkungen der EU-Beihilfekontrolle auf die
Wettbewerbsfiahigkeit Europas bzw. ihrer Mitglieds-
lander wie Deutschland sind insgesamt vielschichtig
und vor allem indirekter Natur. Sie hingen zentral
von der Auspriagung anderer Faktoren im Innova-
tionssystem (z.B. Nachfrage, inlindische Ansied-
lungen von Anwenderbranchen), dem Zusammen-
spiel dieser Faktoren, der Nutzung komplementirer,
politischer Instrumente sowie dem Ausmafs 6ffent-
licher Unterstiitzung in aufSereuropdischen Staaten,

ab.

PROJEKTDATEN

THEMENINITIATIVE  |Ausschuss fur Bildung, Forschung
und Technikfolgenabschatzung
Dezember 2008

April 2010

PROJEKTSTART
ABSCHLUSSBERICHT

Der Innovationsreport untersucht daher folgende For-
schungsfragen:

> Welche Faktoren beeinflussen die Standortattrak-
tivitdt einzelner Linder in der Nanoelektronik?
Wie ist die aktuelle Wettbewerbsfahigkeit am
Standort Deutschland und in Europa zu beurtei-
len?

> Welche Folgen hitte ein Verlust der Produktions-
kapazititen fiir das gesamte »Innovationssystem
Nanoelektronik«? Inwieweit besteht im Bereich
der Nanoelektronik eine Situation, die staatliche
Beihilfe rechtfertigen lasst?

> Wie kann eine nachhaltige Forderpolitik gerade
unter den gegebenen Bedingungen der einge-
schrinkten staatlichen Beihilfemoglichkeiten erfol-
gen?

> Inwieweit lasst sich das Beispiel der Nanoelektro-
nik auf andere Technologien und Branchen tiber-
tragen?

ERGEBNISSE

WETTBEWERBSFAHIGKEIT EUROPAS IN DER
NANOELEKTRONIK

Der globale Wettbewerb und die internationale Arbeits-
teilung sind in der Nanoelektronik noch starker als in
anderen Branchen fortgeschritten. Hiufig sind die ein-
zelnen Aktivititen (Chipdesign, Produktion, »Packag-
ing«, Weiterverarbeitung) in der Nanoelektronik-Wert-
schopfungskette global verteilt. Es lassen sich dabei
folgende Kernentwicklungen fur die jungere Vergan-
genheit feststellen:
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> Beim FuE-intensiven Chipdesign ist der ameri-
kanische Standort bislang deutlich fiihrend, ein-
zelne asiatische Linder (v.a. Taiwan) holen aber
auf. Am Standort Europa sind Designunterneh-
men vorrangig in der Automobil- und Industrie-
elektronik tatig.

> Die Anteile einzelner Standorte bei den Produk-
tionskapazitaten haben sich in den vergangenen
Jahren deutlich verschoben. In Europa hat der
Anteil an der weltweiten Produktion zwischen den
Jahren 2000 und 2009 von 15 auf gut 10 % abge-
nommen. Auch Japan und die USA haben erheb-
liche Produktionsanteile zugunsten anderer asia-
tischer Lander (z.B. Taiwan, China) verloren.

> Das
(»Packaging«) findet bereits seit langerer Zeit vor-

Zusammensetzen der Halbleiterprodukte

rangig in Asien statt. Der Beschiftigungsanteil
Europas liegt hier aktuell unter 2 %.

»  Die grofsten Nachfrager bzw. Anwender von Halb-
leiterprodukten sind asiatische Lander mit einem
gemeinsamen Marktanteil von ca. 70 %. In Europa
werden nur noch 13 % der Weltproduktion nach-
gefragt.

Folglich stehen die Unternehmen in Europa in der
Nanoelektronik unter erheblichem Wettbewerbs-
druck. Aktuelle Stirken am Standort Deutschland
und z.T. in Europa bestehen in der technologischen
Wissensbasis. Die breite Systemkompetenz von qua-
lifizierten Fachkriften (z.B. in der Leistungselek-
tronik) und die Forschungsstirke im sogenannten
» More-than-Moore«-Bereich fithren zu einer hohen
internationalen Wettbewerbsfihigkeit. Ebenso hat
sich die Zusammenarbeit in den jeweiligen Clustern
in Deutschland und Europa zwischen den verschie-
denen Akteuren (Wissenschaft, Industrie) gut eta-
bliert. Bei der Nachfrage bestehen Vorteile in der
Automobil- und Industrieelektronik durch einen
grofsen inlindischen Markt. Als Schwiche Deutsch-
lands und Europas in der Nanoelektronik gilt die
kommerzielle Umsetzung: Die Investitionen von
GrofSunternehmen sind gering, der Internationali-
sierungs- und Diversifizierungsdruck bei KMU hoch
und die Geschiftsmodelle der Unternehmen in Eur-
opa weisen nur geringe Komplementarititen zuein-
ander auf.

Insgesamt bestehen allerdings bei vielen Standortfak-
toren keine groflen Unterschiede zwischen den fuh-
renden Nanoelektronikstandorten der Welt. Deshalb
werden hiufig staatliche Politikmafsnahmen als aus-
schlaggebend fiir Standortentscheidungen angesehen.
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AKTUELLE POLITIKMASSNAHMEN IN DER
NANOELEKTRONIK

Bei den aktuellen PolitikmafSnahmen zeigen sich in
Deutschland vielfiltige Ansitze bei der Forderung der
Wissensbasis sowie Wissensanwendung und Vernet-
zung (u.a. institutionelle FuE-Forderung, Public-Pri-
vate-Partnership-Modelle, regionale und nationale
Forderprogramme). Allerdings bestehen auch einige
Kritikpunkte:

> Beschrankte Forderprogramme: Forderung erstreckt
sich auf die Unterstiitzung von Projekten, bei denen
Prozesse bzw. Produkte entwickelt werden, die na-
tional genutzt, produziert oder verarbeitet werden.
Projekte mit reiner internationalerVerwertungsab-
sicht werden kaum gefordert.

> Abstimmungsprobleme mit den europaischen For-
schungsforderungsprogrammen: Stark national-
staatlich mitbestimmte Programme (z.B. ENIAC,
CATRENE) haben sowohl erhebliche inhaltliche
Uberschneidungen als auch jeweils Abstimmungs-
probleme zwischen den Nationalstaaten (z.B. bei
der Forderhohe oder der inhaltlichen Abstim-
mung).

»  Geringe Investitionsforderung: Wahrend Deutsch-
land vor allem im Zuge der Wiedervereinigung
unter Nutzung der regionalpolitischen Forder-
moglichkeiten den Aufbau der Halbleiterindus-
trieproduktion stark unterstiitzt hat, zeigt sich u.a.
aufgrund der aktuellen Regelungen zur EU-Bei-
hilfenkontrolle eine weiter zuriickgehende Investi-
tionsforderung.

Dagegen bieten die fithrenden aufSereuropaischen Lin-
der in der Nanoelektronik (z.B. Taiwan, China, USA)
groflere staatliche Unterstiitzung an. Die Staaten und
Regionen haben dabei eine grofle Zahl unterschied-
licher FordermafSnahmen und Anreizinstrumente ent-
wickelt. Diese beinhalten

» eine intensive FuE-Forderung (z.B. Taiwan, Japan,
USA),

> zumindest in einzelnen Fillen sehr hohe Beihilfen
beim Aufbau von Produktionsstitten (z.B. China,
USA),

»  verschiedene Steuervergiinstigungen, u.a. Steuerbe-
freiungen bei Neuinvestitionen oder Grundsteuerer-
mafSigungen (z.B. China, Taiwan, Stidkorea, Japan),

» interventionistische Eingriffe zur Unterstiitzung
der Speicherchiphersteller im Zuge der aktuellen
Wirtschaftskrise (z.B. Taiwan, Japan).



Ein Vergleich der deutschen und franzosischen For-
derpolitik zeigt ebenfalls erhebliche Unterschiede.
Obwohl auch Frankreich der EU-Beihilfenkontrolle
unterliegt, hat deren Politik in Bezug auf Nanoelek-
tronik einen deutlich hoheren industriepolitischen
Charakter. Verschiedene MafSnahmen (z.B. hohe na-
tionale Forderung innerhalb europiischer FuE-Pro-
gramme, FuE-Programm Nano 2012) fithren zu einer
deutlichen Unterstiitzung der Akteure am Standort
Grenoble. Trotz dieser nennenswerten Unterschiede
zwischen Deutschland und Frankreich sprechen sich
viele befragte Experten hinsichtlich der europiischen
Beihilfenkontrolle fiir eine hohere staatliche Unter-
stiitzung der europdischen Industrie aus.

RECHTFERTIGUNG UND AUSWIRKUNG DER
EU-BEIHILFENKONTROLLE

Das aktuelle EU-Beihilferecht verbietet grundsatzlich
staatliche Beihilfen, sieht aber verschiedene Ausnah-
men (z. B. fir KMU, FuE) vor. Die Genehmigungen
von Ausnahmen in den verschiedenen EU-Beihilferah-
men orientieren sich an Marktversagensgriinden und
nehmen diese als positive Kriterien in Einzelfallunter-
suchungen bei grofSen Forderungen mit auf. Nach bis-
herigen Urteilen wurden sie fir die Nanoelektronik in
der Regel auch als zutreffend beurteilt. Es zeigen sich
beispielsweise rdaumliche Wissens-Spill-over-Effekte
zwischen den Akteuren, wie dem schnellen und leich-
ten Zugang zu den Reinrdumen in den Produktions-
stitten fur die Zulieferer sowie bessere Informations-
austauschmoglichkeiten zur Entwicklung passfihiger
Losungen. Allerdings stehen diese Genehmigungs-
kriterien nicht im Zusammenhang mit den Beihilfe-
hochstintensitiaten. Diese wurden in den vergange-
nen Jahren deutlich abgesenkt. Damit gehen die Ein-
schrankungen des EU-Beihilferechts immer stiarker
tiber globale Subventionsregelungen, wie die WTO-
Richtlinien, hinaus.

Aus dieser Einschriankung fiir europaische Linder
kann aber nicht unmittelbar auf eine Anderungsnot-
wendigkeit des europdischen Beihilferechts geschlos-
sen werden. Schlieflich werden staatliche Beihilfen
hiufig kritisch gesehen: Nach Ansicht vieler Oko-
nomen fithrt die Koordination wirtschaftlicher Ent-
scheidungen durch private Markte zu einer effizienten
Verwendung von knappen Ressourcen. Staatliche Ein-
griffe konnen hingegen zu Wettbewerbsverzerrungen,
zu Staatsversagen sowie zum Subventionswettlauf
zwischen Liandern fithren oder eine geeignetere Res-
sourcenverwendung an anderen Stellen verhindern.

Staatliche Eingriffe sind aus dieser Sicht nur bei Vor-
liegen gewichtiger Griunde zu legitimieren, z.B. aus
Marktversagensgrinden (u.a. externe Effekte, Infor-
Fehlallokation
Wettbewerb), aus verteilungspolitischen Erwigungen

mationsasymmetrien, im globalen
oder im Falle von Innovationssystemversagen (z.B. bei
Koordinationsproblemen).

Insgesamt ldsst sich daher kaum klaren, ob das Markt-
oder Innovationssystemversagen grof$ genug ist, um
erhebliche staatliche Investitionsbeihilfen fiir Produk-
tionsstitten zu rechtfertigen. Zudem ist das Beispiel
der Nanoelektronik nur begrenzt auf andere Sektoren
ubertragbar. Besonders aufgrund der hohen Kapi-
talintensitit in der Nanoelektronik und der starken
Konkurrenz der Aufholldnder sind die einschrinken-
den Wirkungen der EU-Beihilferegelung hier deutlich
hoher einzuschitzen als in anderen Sektoren.

HANDLUNGSOPTIONEN

Auf Basis der durchgefithrten Analysen lassen sich
einige allgemeine Handlungsoptionen ableiten, die
sowohl in der Literatur als auch von den befragten
Experten {iibereinstimmend befiirwortet werden.
Dartiber hinaus gibt es weiter fihrende Optionen,
bei denen jedoch — wie bereits bei den Pro- und Kon-
traargumenten zu Beihilfen deutlich wurde - klare
Meinungsverschiedenheiten sowohl zwischen den
befragten Experten als auch innerhalb der Literatur:
Einige Experten halten die spezifische Unterstiitzung
von Produktionsstatten fiir die langfristig erfolgreiche
Entwicklung Deutschlands als Nanoelektronikstand-
ort fiir notwendig. Einer Produktionsverlagerung
von Europa in Drittlinder wiirden immer starker
Standortverlagerungen der inlindischen Zulieferer
und Designunternehmen folgen oder die im Ausland
ansissigen Unternehmen in diesen Bereichen beson-
ders stark wachsen. Andere Experten hingegen sehen
die Nihe von Produktionsstandorten als weniger rele-
vant an und raten vor allem aufgrund der moglichen
Risiken (z.B. Subventionswettlauf) davon ab. Sie emp-
fehlen eine stiarkere Fokussierung der Politik auf FuE
und Zulieferer der Nanoelektronik.

Da sich in der Analyse fiir beide Sichtweisen plausi-
ble Argumente ergaben, wird auf Basis dieser unter-
schiedlichen Perspektiven bei den weiter fithrenden
Optionen zwischen zwei verschiedenen Handlungs-
szenarien unterschieden: einem Szenario fiir »rahmen-
setzende Politik« und einem Szenario fiir »aktive sek-

49

WEITERE AKTIVITATEN V



torale Technologie-/Industriepolitik«. Im Folgenden
werden zunichst die allgemeinen Handlungsoptionen
und anschliefSend die Optionen in den Handlungssze-
narien kurz zusammengefasst.

ALLGEMEINE HANDLUNGSOPTIONEN

Die allgemeinen Handlungsoptionen stellen vorrangig
eine Optimierung der bisherigen Handlungsstrategien
Deutschlands dar und beinhalten folgende Gestal-
tungsmoglichkeiten:

Erbobung der FuE-Ausgaben: Die im Zeitablauf
steigenden FuE-Kosten fiir Design und Produktion
von Halbleitern sowie zunehmende FuE-Aktivititen
asiatischer Linder erhohen den Druck auf den For-
schungsstandort Deutschland bzw. Europa. Vor die-
sem Hintergrund wire eine Steigerung der privaten
und offentlichen FuE-Ausgaben anzustreben und the-
matisch etwas starker festzulegen (z.B. auf den » More-
than-Moore«-Bereich).

Verbesserung von Abstimmungs- und Koordina-
tionsprozessen auf europdischer Ebene: Die europi-
ischen Forderprogramme CATRENE und ENIAC
weisen starke Uberschneidungen auf und besitzen
vor allem aufgrund der Abstimmungsprobleme der
direkt beteiligten Nationalstaaten komplexe Forder-
verfahren. Eine intensivere Abstimmung zwischen den
Staaten oder eine stirkere Ubertragung von Entschei-
dungskompetenzen auf die Forderinstitutionen selbst
konnten die Ausrichtung der Programme an aktuellen
Themen erhéhen und Doppelforderungen vermeiden.

Bemiihungen um eine globale Beibilferegelung: Die
Bemuhungen fiir eine Einigung auf einheitliche Rege-
lungen von staatlichen Eingriffen sollten fortgesetzt
werden, um den zu beobachtbaren Subventionswett-
lauf zu begrenzen. Denkbare vorbereitende Schritte
sind Mafsnahmen zur Erhohung der Transparenz
staatlicher Beihilfen (z.B. Beauftragung einer WTO-
Studie).

Unterstiitzung von  Kooperationen  industrieller
Akteure: Die steigenden FuE-Kosten, die zunehmende
Spezialisierung von Unternehmen und die Erschlie-
Bung neuer Anwendungsfelder (z.B. Medizintech-
nik, molekulare Elektronik), mit deren Akteuren bis-
lang keine Vernetzung besteht, erhohen zukiinftig den
Kooperationsbedarf. Ein Ausbau der Vernetzung der
industriellen Akteure kann u.a. durch interdiszipli-
nire Projekte und einer Unterstitzung bei der Initi-

50

ierung von Kooperationen (z.B. Industrietage) gefor-
dert werden.

HANDLUNGSSZENARIO »RAHMENSETZENDE
POLITIK«

In diesem Handlungsszenario werden vor allem hori-
zontale PolitikmafiSnahmen vorgeschlagen, um den
Problemen des Marktversagens zu begegnen und die
Ziele der Beihilfenkontrolle (z.B. Abbau von Wettbe-
werbsverzerrungen) zu erreichen. Der Fokus der For-
derung liegt dabei tendenziell auf frithen Wertschop-
fungsstufen in der Nanoelektronik (z.B. Ausriistung,
Chipdesign). Aufgrund geringer spezifischer Unter-
stitzungen ist die Wahrscheinlichkeit eines zuneh-
menden Bedeutungsverlustes von Deutschland als
Produktionsstandort allerdings hoch und der Druck
auf eine starke internationale Ausrichtung der verblei-
benden Unternehmen steigt. Das Handlungsszenario
umfasst dabei u.a. folgende Optionen:

Steuerliche FuE-Forderung: Eine steuerliche FuE-
Forderung konnte durch ihre in der Regel hohe
Breitenwirkung die FuE-Aktivititen der Halbleite-
runternehmen erhohen. Vor dem Hintergrund der
Bedeutung der KMU in der Nanoelektronik im vor-
liegenden Szenario wire eine starke Ausrichtung der
steuerlichen Forderung auf KMU winschenswert
(z.B. durch hohere Fordersitze fiior KMU).

Stiarkere Ausrichtung der FuE-Forderung an KMU-
Bediirfnissen: Die FuE-Forderung ist stirker auf die
Bediirfnisse von KMU in der Nanoelektronik (v.a.
Unterstiitzung bei Effizienz-, Prozess- oder Qualitats-
verbesserung) auszurichten. Diese Ausrichtung sollte
eine stiarkere Integration von externem Know-how in
FuE-Strategien der KMU beinhalten und eine hohere
direkte FuE-Forderung fiir FuE-Designunternehmen
und Zulieferer beinhalten (u.a. Bereitstellung von
Infrastrukturen fur Designunternehmen).

Stiarkere internationale Ausrichtung der FuE-Forde-
rung: Durch die zunehmende globale Arbeitsteilung
in der Nanoelektronik ergibt sich ein Konflikt dahin-
gehend, dass aktuell nur diejenigen FuE-Aktivititen
forderungsfahig sind, welche Prozesse/Produkte ent-
wickeln, die national genutzt, produziert oder ver-
arbeitet werden. Um die Internationalisierungsbe-
mithungen von Zulieferern oder Designunternehmen
zu stiitzen, sollte in diesem Szenario eine Forderung
hdufiger auch bei einer internationalen Verwertung
erfolgen.



Unterstiitzung der Internationalisierung von KMU:
Um die dauerhafte Passfihigkeit der Know-how-
Entwicklung zwischen Zulieferern und Anwendern
zu bewahren, muss die stindige Aktualisierung der
Kenntnisse iiber Technologietrends und die Kun-
denbedarfsstrukturen in den jeweiligen internationa-
len Absatzmairkten erfolgen. Als mogliche staatliche
Unterstitzungen kommen u.a. Exportkredite, Unter-
stutzung von Internationalisierungsplinen durch
Non-Profit-Dienstleister oder Weiterbildungsmaf3-
nahmen zur verbesserten Aufnahme internationaler

Technologietrends infrage.

HANDLUNGSSZENARIO »AKTIVE SEKTORALE
TECHNOLOGIE-/INDUSTRIEPOLITIK«

In diesem Handlungsszenario werden Mafinahmen
vorgeschlagen, die gezielt die Entwicklung der inldn-
dischen Nanoelektronik unterstiitzen. Der Fokus
der Forderung liegt auf der gesamten Wertschop-
fungskette und beinhaltet eine aktive Forderung der
Ansiedlung und Standortsicherung von Produktions-
stiatten. Damit kann auf potenzielles Marktversagen
(u.a. durch externe Effekte) stirker reagiert werden.
Um die mit einer solchen Politik verbundenen Risiken
(u.a. Subventionswettlauf) zu minimieren, sollte ein
hohes Augenmerk auf ein geeignetes Programmdesign
gelegt werden. Das Handlungsszenario umfasst dabei
u.a. folgende Optionen:

Stirkere Schwerpunktsetzung bei der FuE-Forderung:
Aufbauend auf einer einheitlichen Strategie fiir den
deutschen und europiischen Nanoelektronikstandort
wiren in diesem Szenario die Forschungsprogramme
zu biindeln und die Forschungsgelder stirker strate-
gisch einzusetzen. Die Forschungskapazititen wiir-
den Themen- und Technologiebereiche adressieren,
in denen Deutschland zum einen komparative Starken
besitzt (z.B. Leistungselektronik) und zum anderen
grofle Marktpotenziale gesehen werden.

Geschiftsmodelle und
Starkung einer komplementiren europdischen Vernet-

Entwicklung  strategischer

zung: Eine stirkere gemeinsame europdische Vernet-
zung der Unternehmen und der FuE-Akteure kann es
ermoglichen, Synergiepotenziale besser auszuschop-

fen, die steigenden Kosten fur die Entwicklung nach-
ster Technologiegenerationen zu teilen und eine kri-
tische Masse in Marktsegmenten zu erreichen. Die
Politik kann z.B. durch stirkere Forderung von vor-
wettbewerblichen Verbundprojekten in europaischen
Forderprogrammen unterstiitzend titig werden.

Stirkere Investitionsforderung und Priifung der Ande-
rung des EU-Beibilferechts: Eine Erhohung der Inves-
titionsforderung ware moglichst so zu gestalten, dass
sie die Standortbindung verstarkt (u.a. Kooperations-
vertrdge mit einheimischen Unternehmen, Standort-
garantien) und den Staatshaushalt moglichst gering
belastet (z.B. durch Verteilung der Zuschiisse auf
einen lingeren Zeitraum). Eine deutliche Erhéhung
der Investitionsforderung kann aber nur bei gleichzei-
tiger Anpassung des EU-Beihilferechts und den damit
verbundenen Risiken stattfinden. Dabei sind ver-
schiedene Alternativen zur Anderung des EU-Beihil-
ferechts grundsitzlich denkbar (z.B. Ergianzungsklau-
seln im multisektoralen Regionalbeihilferahmen; Ent-
sprechungsklausel fir hohere Beihilfeintensititen bei
Drittlinderwettbewerb). Jeder Eingriff sollte hierbei
behutsam erfolgen, um die Ziele und Bestimmungen
der EU-Beihilfenkontrolle nicht zu stark auszuhebeln.

Starkung innovationsfordernder Nachfrage: FEine
staatliche Unterstiitzung der Nachfrage nach inno-
vativen Halbleitern kann dazu beitragen, verschie-
dene Hemmnisse fiir die Akteure (z.B. hohe Einstiegs-
kosten, Marktunsicherheiten) zu tuberwinden. Denk-
bare Beispiele wiaren Regelungen zur Energieeffizienz
von Elektronikprodukten oder eine direkte staatliche
Nachfrage, z.B. bei der Elektronik in der Medizintech-
nik. Dabei wire zu priifen, wie die mit solchen Maf3-
nahmen verbundenen Nachteile (z.B. hohe Belastung
von Staatshaushalt, Konsumenten, Anwenderbran-
chen) minimiert werden konnen.

PUBLIKATION

Internationale Wettbewerbsfibigkeit der europdi-
schen Wirtschaft im Hinblick auf die EU-Beibilfepoli-
tik — am Beispiel der Nanoelekironik
TAB-Arbeitsbericht Nr. 137
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ZUKUNFTSPOTEZIALE UND STRATEGIEN
NICHTFORSCHUNGSINTENSIVER INDUSTRIEN

IN DEUTSCHLAND - AUSWIRKUNGEN AUF
WETTBEWERBSFAHIGKEIT UND BESCHAFTIGUNG

(INNOVATIONSREPORT)

DR. STEFFEN KINKEL, FHG-ISI
OLIVER SOM, FHG-ISI

Nichtforschungsintensive Industrien und Betriebe
haben in der wirtschafts- und innovationspolitischen
Debatte bislang eine vergleichsweise untergeordnete
Rolle gespielt. Durch die starke Fokussierung der poli-
tischen Diskussion auf forschungsintensive Bereiche
wurde den Potenzialen der nichtforschungsintensiven
Branchen und Betriebe fiir den Wirtschaftsstandort
Deutschland in der Vergangenheit meist keine beson-
dere Bedeutung zugesprochen. Ausgehend von wachs-
tumstheoretischen Uberlegungen wurde intensive For-
schung und Entwicklung (FuE) iblicherweise mit
hoherem Wirtschaftswachstum und hoherer interna-
tionaler Wettbewerbsfahigkeit assoziiert.

GEGENSTAND UND ZIEL DER
UNTERSUCHUNG

Der vorliegende Beitrag stellt nichtforschungsintensive
Sektoren und Betriebe in den Mittelpunkt und beschaf-
tigt sich mit der Frage, welche direkten und vor allem
auch indirekten Beitrdge diese Bereiche zur internatio-
nalen Wettbewerbsfihigkeit Deutschlands leisten und
welche Zukunftspotenziale daraus resultieren. Es wird
untersucht, welche Wettbewerbs- und Innovationsstra-
tegien forschungsschwache Unternehmen verfolgen
und inwiefern aktuelle wirtschaftliche Entwicklungen
einen Veranderungsdruck erzeugen, der sich in Zukunft
auf die Marktposition und auf die Uberlebensfihigkeit
forschungsschwacher Unternehmen auswirken konnte.
Weiterhin wird der Frage nachgegangen, welche Ent-
wicklungen hinsichtlich der Wettbewerbsfihigkeit und
damit hinsichtlich Beschiftigungsmoglichkeiten in
nichtforschungsintensiven Industrien absehbar sind.
Schliefflich wird geklart, welche Auswirkungen auf die
Qualifikationsanforderungen dieser Beschiftigten auf-
grund aktueller Entwicklungen absehbar sind.

Die Untersuchung der gesamtwirtschaftlichen Bedeu-
tung von nichtforschungsintensiven Industrien erfolgt
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anhand amtlicher statistischer Daten auf nationaler
und internationaler Ebene. Die Analysen auf betrieb-
licher Ebene basieren auf einer telefonischen Befra-
gung von mehr als 200 nichtforschungsintensiven
Betrieben und 88 besonders forschungsintensiven
Betrieben des deutschen verarbeitenden Gewerbes.
Erginzende Auswertungen erfolgen anhand von
Daten aus der Erhebung »Modernsierung der Pro-
duktion 2009« des Fraunhofer ISI. Die Daten umfas-
sen Informationen zu Themen wie dem Marktum-
feld, der Wettbewerbsstrategie, den spezifischen
Innovationsmustern, der Kompetenzausstattung, der
Aufnahme- und Umsetzungsfihigkeit externer Infor-
mationen, dem Schutz und der Bedeutung unter-
schiedlicher Formen von Wissen oder den zukiinf-
tigen Chancen und Risiken dieser Betriebe.

ERGEBNISSE

Die Ergebnisse des Berichts basieren auf umfang-
reichen, empirischen Daten sowohl auf Branchen-
als auch auf Betriebsebene. Zu konstatieren ist, dass
nichtforschungsintensive Branchen keineswegs gleich-
bedeutend mit der Gruppe nichtforschungsintensiver
Betriebe sind. Die Branchen- bzw. Betriebsebene stel-
len zwei getrennte Betrachtungsebenen dar. Fast 60 %
der befragten, nichtforschungsintensiven Betriebe
agieren in forschungsintensiven Branchen. Umgekehrt
findet sich fast ein Fiinftel der besonders forschungs-
intensiven Betriebe in nichtforschungsintensiven Sek-
toren wieder.



GESAMTWIRTSCHAFTLICHER STELLENWERT
UND WERTSCHOPFUNGSBEITRAG
NICHTFORSCHUNGSINTENSIVER INDUSTRIEN
IN DEUTSCHLAND

Der gesamtwirtschaftliche Wertschopfungsanteil des
verarbeitenden Gewerbes insgesamt und der nichtfor-
schungsintensiven Industriesektoren im Besonderen hat
seit 1970 im Zuge des Strukturwandels kontinuierlich
abgenommen. Dennoch tragen nichtforschungsintensive
Industriesektoren (definiert als Teilsektoren mit weniger
als 2,5 % Anteil der privatwirtschaftlichen FuE-Ausga-
ben am Branchenumsatz) mit aktuell rund 40 % noch
immer einen wesentlichen Anteil zur Wertschopfung im
deutschen verarbeitenden Gewerbe bei. Dieser Anteil ist
in anderen Industrielindern (EU-14, Japan, USA) sogar
noch deutlich hoher, da in Deutschland der Sektor
der sogenannten »gehobenen Gebrauchstechnologie«
(bspw. Maschinenbau, Automobilbau) im Vergleich
zu anderen Lindern eine besonders grofse Rolle spielt.
Bemerkenswert ist, dass Analysen verfugbarer OECD-
Daten zwischen 1975 bis 2006 keine nennenswerten
Veranderungen der durchschnittlichen FuE-Intensitit
von Industriesektoren tber die Zeit hinweg erkennen
lassen. Nichtforschungsintensive Sektoren sind somit
iber mehrere Jahrzehnte strukturell stabil und konnen
offensichtlich auch ohne bedeutsame Steigerungen ihrer
FuE-Intensitat erfolgreich am Markt bestehen.

MARKTUMFELD UND
WETTBEWERBSSTRATEGIEN

Das Marktumfeld nichtforschungsintensiver Betriebe
ist schwieriger als das von besonders forschungsinten-
siven Betrieben, da sie deutlich haufiger in weitgehend
gesdttigten, stagnierenden oder sogar schrumpfenden
Miarkten aktiv sind. Thre Produkte sind im Allgemeinen
leichter substituierbar als die Produkte forschungsinten-
siver Betriebe, vermutlich auch aufgrund ihrer tenden-
ziell geringeren Produktkomplexitit. Um trotz dieser
schwierigen Rahmenbedingungen wettbewerbsfihig zu
bleiben, mussen nichtforschungsintensive Betriebe im
Verdrangungswettbewerb bestehen und ihre Kunden
durch bessere Leistung als die Konkurrenz tiberzeugen.
Dies erreichen sie vorrangig durch eine sehr hohe Qua-
litatsorientierung, Anpassung der Produkte an spezielle
Kundenwunsche sowie kurze Lieferzeiten, die auch
durch die hdufig bestehende, rdumliche Nihe zu den
Kunden begiinstigt werden. Der Preis spielt als Wettbe-
werbsfaktor eine vergleichsweise untergeordnete Rolle.
Damit besetzen nichtforschungsintensive Betriebe hiu-
fig eine Marktnische, die an einem Hochlohnstandort

wie Deutschland durchaus attraktiv sein kann: Die Pro-
duktion hochwertiger Qualitiat und Lieferung kunden-
spezifischer Produkte geringer Forschungsintensitit zu
zumindest teilweise auch gehobenen Preisen. Beispiele
fur solche erfolgreichen Nischen mit Wachstumspoten-
zial sind technische und funktionale Textilien, nachhal-
tige und hochwertige Lebensmittel oder leichte und ver-
schleifSarme Metall- und Kunststoffteile.

Durch die Fokussierung auf regionale Markte sind
nichtforschungsintensive Sektoren stark binnenorien-
tiert. Sie beziehen ihre Vorprodukte hauptsichlich aus
dem Inland und sind dadurch weniger importabhin-
gig. Diese starke Binnenorientierung kann auch dazu
fithren, dass nichtforschungsintensive Betriebe von
kurz- und mittelfristigen, global induzierten Nachfra-
geschwankungen nicht direkt in dem MafSe abhin-
gig sind wie stark exportorientierte Betriebe. Obwohl
nichtforschungsintensive Industrien in den letzten
Jahren im Vergleich zu anderen Sektoren die hoch-
sten Steigerungsraten beim Auslandsumsatz verzeich-
nen konnten, haben sie nach wie vor geringere direkte
Exportquoten als forschungsintensive Sektoren.

Zu den wichtigen Kunden nichtforschungsintensiver
Zulieferbetriebe gehoren auch inlandische Unterneh-
men aus den in Deutschland traditionell exportstarken
Branchen des Maschinen- und Automobilbaus. Folg-
lich leisten nichtforschungsintensive Betriebe durch
die Versorgung mit hochwertigen und international
wettbewerbsfahigen Vorprodukten einen wichtigen
indirekten Beitrag zur Exportstarke Deutschlands.

BESCHAFTIGUNG UND QUALIFIKATION

Nichtforschungsintensive Sektoren beschiftigen in
Deutschland heute rund 50 % der in der Indus-
trie Erwerbstatigen bzw. 11 % aller Arbeitnehmer in
Deutschland. Da diese Sektoren im Vergleich zu for-
schungsintensiven Branchen im Mittel arbeitsintensiver
sind, losen zusidtzliche Nachfrageeffekte auch einen
hoheren direkten Beschiftigungseffekt aus. Diese Bran-
chen tragen aber nicht nur durch direkte, sondern ins-
besondere auch durch indirekte Effekte wesentlich zur
Beschiftigung in Deutschland bei. Durch ihre Verflech-
tungsbeziehungen sind sie mit vorgelagerten Zuliefer-
ern verbunden, sodass im Fall steigender Nachfrage
auch dort zusitzliche Arbeitsplitze entstehen. Diese
indirekten Beschiftigungseffekte zeigen sich in erheb-
lichem Mafle auch in Dienstleistungssektoren. Nicht-
forschungsintensive Sektoren leisten dadurch einen
erheblichen Beitrag zur Stabilisierung der Einnahmen
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der sozialen Sicherungssysteme. Zusitzliche Nachfra-
geimpulse induzieren direkte und indirekte positive
Effekte auf sozialversicherungspflichtige Beschaftigung,
die tiber den entsprechenden Effekten forschungsinten-
siver Sektoren liegen.

Dies gilt in dhnlicher Weise fiir hochqualifizierte
Arbeitskriafte bzw. Beschaftigte mit einer akade-
mischen Ausbildung. Nichtforschungsintensive Sek-
toren beschaftigen im Vergleich zu forschungsin-
tensiven Branchen zwar einen deutlich geringeren
Anteil an Akademikern, sie sind allerdings indirekt
fur die Schaffung von wissensintensiven Arbeitsplat-
zen in ihren Zuliefersektoren verantwortlich. Die-
ser indirekte Effekt auf Akademikerarbeitsplitze,
der von nichtforschungsintensiven Sektoren aus-
geht, ist hoher als der indirekte Effekt der durch for-
schungsintensive Sektoren ausgelost wird. Er kommt
dadurch zustande, dass sie in hohem Mafle Maschi-
nen, andere Investitionsgiiter und wissensintensive
Dienstleistungen nachfragen, deren Herstellung bei
den entsprechenden Zulieferern viele hochqualifi-
zierte Beschaftigte erfordert.

Weiterhin lasst sich feststellen, dass nichtforschungs-
intensive Betriebe ein bedeutendes Arbeitsplatzpoten-
zial fur an- und ungelernte Arbeitskrifte bieten. Sie
beschiftigen mit einem Drittel fast doppelt so viele
geringqualifiziert Beschiftigte wie besonders for-
schungsintensive Betriebe. Dabei greifen sie nicht hau-
figer als andere Unternehmen auf Leiharbeiter zuriick.
Dieses Ergebnis ist bemerkenswert, da zu vermuten
wire, dass nichtforschungsintensive Betriebe die fle-
xible Auslastung ihrer Produktion verstirkt durch
den Einsatz von gering qualifizierten Leiharbeit-
nehmern realisieren. Damit sind sie noch immer ein
wesentlicher Anbieter von Arbeitsplitzen mit Nor-
malarbeitsverhdltnissen fiir jene Arbeitskrifte, fur die
es im Zuge der zunehmenden Wissensintensivierung
der Arbeit immer schwieriger wird, Beschiftigung in
Deutschland zu finden.

INNOVATION, WISSEN UND
ABSORPTIONSFAHIGKEIT

Auch wenn nichtforschungsintensive Sektoren defini-
tionsgemafs geringe Ausgaben fur FuE aufweisen, sto-
Ben sie in ihren Zulieferbranchen dennoch indirekt
zusdtzliche FuE-Aktivitdten in forschungsintensiveren
Zulieferbranchen an. Somit tragen nichtforschungsin-
tensive Branchen durch ihre FuE-Ausstrahleffekte indi-
rekt zur Starkung des FuE-Standorts Deutschland bei.
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Ein etwas anderes Bild zeigt sich bei der erweiterten
Betrachtung der Innovationsaufwendungen. Neben
reinen FuE-Ausgaben setzen sich Innovationsauf-
wendungen auch aus Sachinvestitionen, Weiterbil-
dungsinvestitionen, Ausgaben fiir Patentierung und
Lizenzen sowie Marketingaufwendungen fiir Inno-
vationen zusammen. Nichtforschungsintensive Bran-
chen weisen in diesen Feldern zum Teil durchaus
betrachtliche Innovationsaufwendungen auf. Die
Analysen auf Betriebsebene haben dies bestitigt:
Investitionen in Maschinen und Anlagen (Prozessin-
novationen) und Vertrieb (ErschlieSung neuer Mark-
te) spielen fur nichtforschungsintensive Betriebe eine
wichtige Rolle. Diese Investitionen werden getatigt,
um entweder die Position im bestehenden Markt aus-
zubauen oder ganz neue Absatzmairkte zu erschlie-
Ben.

Innovation spielt somit auch fir nichtforschungsin-
tensive Betriebe eine wichtige Rolle. Interessant ist
hierbei, dass die wichtigsten Innovationsziele nicht-
forschungsintensiver Betriebe haufiger als bei for-
schungsintensiven Betrieben in den Bereichen Pro-
zessinnovation und Dienstleistungsinnovation liegen.
Die relativ hohe Priorisierung von Prozessinnovatio-
nen tragt dazu bei, dass sich nichtforschungsintensive
Betriebe bei der Nutzung innovativer Prozesstechno-
logie weitgehend auf Augenhohe mit forschungsin-
tensiven Betrieben befinden. Sie sind sehr gut in der
Lage, innovative Prozesstechnologien in ihrem Betrieb
erfolgreich einzusetzen.

Im Kontext von Produktinnovationen ist bemer-
kenswert, dass diese auch bei fast der Hailfte der
nichtforschungsintensiven Betriebe die Hauptrolle
spielen, damit aber seltener das vorrangige Innova-
tionsziel sind, im Vergleich zu forschungsintensiven
Betrieben. Weiterhin gibt tiber ein Drittel der nicht-
forschungsintensiven Betriebe an, seinen Marktan-
teil vorrangig durch neue Produkte steigern zu wol-
len. Dies zeigt, dass in diesen Betrieben trotz gerin-
ger direkter Investitionen in FuE durchaus eine
erfolgreiche Neuproduktentwicklung erfolgen kann.
Zudem setzen tiber 60 % der nichtforschungsinten-
siven Betriebe auf eine »First-Mover«- bzw. Vorrei-
terstrategie zum Schutz ihres wettbewerbsrelevanten
Wissens. Im Vergleich zu besonders forschungsin-
tensiven Betrieben ist dieser Anteil zwar geringer,
jedoch scheint die Mehrheit in der Lage zu sein, die
Bediirfnisse des Marktes frithzeitig zu erkennen und
marktgerechte, technische oder prozessuale Neue-
rungen anzubieten.



Nichtforschungsintensive Betriebe sind folglich keines-
falls von technologischen oder nachfrageseitigen Ent-
wicklungen abgeschnitten. Die Analysen der » Absorp-
tionsfahigkeit« von Betrieben belegen dies eindrucks-
voll. Die Fahigkeit, Anregungen und Erkenntnisse aus
der AufSenwelt wahrzunehmen, zu bewerten, im Betrieb
umzusetzen und zur Verbesserung der Wettbewerbspo-
sition anzuwenden ist keineswegs, wie in der Theorie
vielfach angenommen, vorrangig an die Forschungs-
und Entwicklungsintensitit der Betriebe gekoppelt.
Dies gilt sowohl fiir die technologische als auch fiir
die kundenbezogene Absorptionsfihigkeit. Wenn tech-
nologische Entwicklungen eine hohe Relevanz fiir die
eigene Wettbewerbsfihigkeit des jeweiligen Betriebs
haben, sind nichtforschungsintensive Betriebe durch-
aus dazu in der Lage, eine dhnliche oder sogar tiber-
legene technologische Absorptionsfahigkeit wie beson-
ders forschungsintensive Betriebe aufzubauen.

FAZIT UND AUSBLICK

Die Ergebnisse unterstreichen die nach wie vor hohe
Bedeutung nichtforschungsintensiver Sektoren fur die
inlandische industrielle Wertschopfung und Beschifti-
gung in Deutschland. Bislang jedoch haben nichtfor-
schungsintensive Sektoren und Betriebe in der Wirt-
schafts- und Innovationspolitik eine vergleichsweise
untergeordnete Rolle gespielt. Dies wurde damit
begriindet, dass Bereiche mit intensiver Forschung
und Entwicklung deutlich hohere Wachstumsraten
aufweisen und laut wachstumstheoretischer Argu-
mentation am besten in der Lage sein sollten, zur
internationalen Wettbewerbsfahigkeit des Landes
beizutragen. Vor dem Hintergrund der vorliegenden
Ergebnisse dieses Innovationsreports zu den direkten
und vor allem auch indirekten Beitragen der nichtfor-
schungsintensiven Bereiche zur Wertschopfung und
Beschaftigung in Deutschland gilt es, diese Position zu
uberdenken.

Mafsnahmen und Programme der Innovations- und
Technologiepolitik, die sich lediglich auf Hochtechno-
logiesektoren beschrankten, wiirden demnach wesent-
liche Eckpfeiler des deutschen Wirtschaftssystems
ausblenden. Vor diesem Hintergrund stellen nichtfor-
schungsintensive Betriebe in Deutschland gleicherma-
B8en eine Chance wie Herausforderung firr den Ein-
satz und die Konzeption politischer Steuerungsinstru-
mente dar.

Wirtschaftspolitisch bietet die starke Binnenorientie-
rung nichtforschungsintensiver Industriebereiche die

Chance, im Fall konjunkturfordernder MafSnahmen
hohere inlandische Wertschopfungs- und Beschafti-
gungseffekte zu erzielen als bei einer Stimulierung for-
schungsintensiver Sektoren. Zusatzliche Nachfrageim-
pulse konnten durch die hohe Arbeitsintensitit dieser
Sektoren hohere direkte Arbeitsplatzeffekte auslosen,
die aufgrund der vorrangig binnenorientierten Unter-
nehmens- und Standortstrukturen auch vorrangig in
Deutschland entstehen diirften. Zudem konnten durch
die intensiven Verflechtungsbeziehungen mit vorgela-
gerten, oft forschungsintensiven Zulieferern und Aus-
rustern auch indirekt wesentliche Arbeitsplatzeffekte
generiert werden, die aufgrund der starken Inlands-
orientierung beim Vorleistungsbezug ebenfalls vor-
rangig in Deutschland entstehen wiirden.

Aus Sicht der Arbeitsmarktpolitik sind die nicht-
forschungsintensiven Betriebe des verarbeitenden
Gewerbes eines der letzten Segmente, die in nen-
nenswertem Umfang vergleichsweise attraktiv ent-
lohnte Industriearbeitspldtze fur geringqualifizierte
Arbeitskrafte bieten — verglichen beispielsweise mit
den Niedriglohnsektoren in vielen Dienstleistungs-
bereichen. Auch vor diesem Hintergrund sollten der
Erhalt und die Unterstiitzung der nichtforschungs-
intensiven Industriebereiche in Deutschland eine
hohere politische Prioritdt erhalten, zumal sich — wie
bereits in einem fritheren TAB-Zukunftsreport zur
»Zukunft der Industriearbeit« gezeigt — die bereits
existenten Probleme der An- oder Ungelernten auf
dem Arbeitsmarkt weiter verschirfen werden (TAB-
Arbeitsbericht Nr. 13).

Nicht zuletzt haben die dargestellten Befunde vielfiltige
Implikationen fiir die Innovations- und Technologiepo-
litik. Nichtforschungsintensive Betriebe sind keinesfalls
per se von technologischen Entwicklungen aufSerhalb
ihres Betriebs oder ihrer Branche abgekoppelt und sind
ebenso wie forschungsintensive Betriebe in der Lage,
technologische Entwicklungen wahrzunehmen, umzu-
setzen und von der Wissens- und Technologiediffusion
zur Verbesserung ihrer Wettbewerbsfihigkeit zu profi-
tieren. Ausgehend von konventionellen Modellen der
Wachstumstheorie lidge es dennoch nahe, zur Stiarkung
der Innovations- und Wettbewerbsfihigkeit nichtfor-
schungsintensiver Betriebe verstarkt Anreize zur Auf-
nahme kontinuierlicher FuE-Aktivititen und Steige-
rung ihrer FuE-Intensitit zu setzen. Dieser Ansatz ginge
davon aus, dass nichtforschungsintensive Betriebe am
Standort Deutschland mittel- bis langfristig keine Per-
spektive besitzen, was entsprechend den hier vorge-
legten Ergebnissen hinterfragt werden muss.
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Ein vielversprechenderer Ansatz konnte stattdessen
sein, nicht die FuE-Aktivititen im Speziellen, son-
dern vielmehr die Innovationsaktivititen nichtfor-
schungsintensiver Betriebe im Allgemeinen zu sti-
mulieren und somit die identifizierten Starken dieser
Betriebe zum Ausgangspunkt innovationspolitischer
Mafsnahmen zu machen. Dies erfordert jedoch einen
erweiterten Blick auf Innovationen. Einerseits sind
eigene FuE-Aufwendungen und interne FuE-Kompe-
tenzen insbesondere fiir erfolgreiche Produktinnova-
tionen sehr wichtig. Andererseits konnen zuktinftige
Wachstumspotenziale auch durch technische oder
organisatorische Prozessinnovationen sowie durch
produktbegleitende Dienstleistungen generiert wer-
den. In diesen Feldern haben nichtforschungsinten-
sive Betriebe keine messbaren Nachteile gegeniiber
forschungsintensiven Betrieben. Vor diesem Hinter-
grund sollte es erginzendes Ziel von Innovations-
politik, Verbinden und Unternehmen sein, diese
Stirke der nichtforschungsintensiven Betriebe im
Bereich der technischen und nichttechnischen Pro-
zess- und Dienstleistungsinnovationen zu sichern
und auszubauen.

Zentral hierfir wire die Unterstiitzung der inter-
nen Kompetenzen und Fihigkeiten nichtforschungs-
intensiver Betriebe insbesondere in folgenden zwei
Bereichen: einerseits in der Vermarktung und Unter-
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stiitzung der »Diffusion« eigener Innovationen, wozu
ausreichende Innovationsaktivitaten bei kundenspezi-
fischer Anpassungsentwicklung, Konstruktion, (Ser-
vice-)Design oder Marketing von Innovationen not-
wendig sind; andererseits in der erfolgreichen Adop-
tion externer Entwicklungen und Konzepte, wozu es
ausreichender Innovationsaufwendungen in Form von
Sach- oder Weiterbildungsinvestitionen bedarf. Auf-
gabe der Technologie- und Innovationspolitik wire
es dann, zunehmend auf umfassendere Innovations-
anreize zu setzen, die auch die Diffusion und Adop-
tion von Innovationen und die dazu notwendigen
Verflechtungen und Wechselwirkungen von nichtfor-
schungsintensiven und forschungsintensiven Unter-
nehmen und Sektoren in den Blick nehmen. Ein kon-
kreter Ansatz konnte hier beispielsweise die friith-
zeitige Einbindung von nichtforschungsintensiven
Unternehmen in der Rolle als Anwender in vorwett-
bewerblichen Verbundprojekten gemeinsam mit for-
schungsintensiven Akteuren sein.

PUBLIKATION

Zukunftspotenziale und Strategien nichtforschungs-
intensiver Industrien in Deutschland — Auswirkungen
auf Wettbewerbsfihigkeit und Beschdftigung
TAB-Arbeitsbericht Nr. 140
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FORTPFLANZUNGSMEDIZIN — WISSENSCHAFTLICH-
TECHNISCHE ENTWICKLUNGEN, FOLGEN UND
RAHMENBEDINGUNGEN

Psychosoziale Aspekte der assistierten Reproduktion
PD Dr. phil. habil. Yve Stobel-Richter, Leipzig

Psychosoziale Aspekte der assistierten Reproduktion
Dr. Petra Thorn, Dr. Dipl.-Psych. Tewes Wischmann,
Morfelden/Heidelberg

Rechtliche Rahmenbedingungen fiir die Anwendung
reproduktionsmedizinischer Interventionen
Prof. Dr. Jurgen Simon, St. Jean de Saverne

GEFAHRDUNG UND VERLETZBARKEIT MODERNER
GESELLSCHAFTEN AM BEISPIEL EINES GROSSRAU-
MIGEN UND LANGANDAUERNDEN AUSFALLS DER
STROMVERSORGUNG

Kurzgutachten fiir den Themenbereich »Risiko- und
kommunikationspsychologische Bestimmungsfak-
toren des Umgangs mit einem grofSrdumigen Ausfall
der Stromversorgung in der Bevolkerung«

Vierboom & Hirlen Wirtschaftspsychologen GbR, Koln

Konzeptstudie/Machbarkeitsstudie » Gefiahrdung und
Verletzbarkeit moderner Gesellschaften — am Beispiel
eines grofSrdumigen Ausfalls der Stromversorgung«
Prognos AG, Basel

Kurzgutachten zu einer Literaturstudie iiber Faktoren
und MafSnabmemaglichkeiten der Katastrophenbe-
waltigung auf der Verhaltensebene

Vierboom & Hirlen Wirtschaftspsychologen GbR, Koln

Folgen eines Stromausfalls fiir die Sektoren/kritischen
Strukturen Verkehr, Finanzdienstleistungen, [uK-
Technologien sowie Gefiangnisse

Ernst Basler + Partner AG, Zollikon

WELCHEN BEITRAG KANN DIE FORSCHUNG ZUR LO-
SUNG DES WELTERNAHRUNGSPROBLEMS LEISTEN?

Strategien zur Behebung von Mikrondhrstoffdefi-
ziten: Wie gut sind neue Ansdtze der Pflanzenziich-
tung im Vergleich und was sind die Hiirden fiir eine
erfolgreiche Umsetzung?

Dr. Andreas J. Stein, Hansjakobstrafle 38, 79206
Breisach am Rhein
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Potentiale und Grenzen partizipativer Ansdtze in der
Agrarforschung hinsichtlich der Verbesserung der
Welternihrungssituation

Dr. Andreas Neef, Stuttgart

Nachhaltigkeit von Konzepten zur Uberwindung von
Mikrondhrstoffmangelzustinden
Justus-Liebig-Universitat Gieflen, GiefSen

Verdanderungen der globalen Erndbrungsgewohn-
heiten

KATALYSE Institut fiir angewandte Umweltfor-
schung e.V., Koln

Forschung als transdisziplindres Lern- und Hand-
lungsfeld: Notwendigkeit, Potential und Entwick-
lungsbedarf transdisziplindr ausgerichteter Forschung
als Beitrag zur Losung des Welterndhrungsproblems
Deutsches Institut fiir tropische und subtropische
Landwirtschaft (DITSL) GmbH, Witzenhausen

Pflanzenziichtung fiir marginale Standorte — Potenti-
ale dezentraler und partizipativer Pflanzenziichtung
fiir die globale Erndbhrungssicherbeit

Dr. Anja Christinck, Gersfeld

Strategien zur Anpassung der Landwirtschaft an den
Klimawandel

agripol — network for policy advice GbR, c/o Dr.
Steffen Noleppa, Berlin

Beitrag der 6kologischen Landwirtschaft zur Welter-
nahrung
Dr. Johannes Kotschi, Marburg

Welthandelspolitik und die Beseitigung von Hunger
und Armut
Dr. Felicitas Nowak-Lehmann Danzinger, Gottingen

Nutzung vernachlissigter Pflanzenarten und ihres
genetischen Potentials zur Verbesserung der Welter-
nahrungslage — Status und Aussichten eines nach-
haltigen Beitrages deutscher Wissenschaftseinrich-
tungen.

Crops for the Future Ltd (CFF), ¢/o International
Water Management Institute (IWMI), Battaramulla

Okophysiologische vs. technische Intensivierung der
Bodenproduktion: Welche Produktionspotenziale las-
sen sich durch Forschung realisieren?

Prof. Dr. Martin Kaupenjohann, Berlin



Forschungsausrichtung, -organisation und -institutio-
nalisierung: Stand des Wissens und Anderungsper-
spektiven national und international

Universitait Hamburg, Forschungsschwerpunkt BIO-
TECHNIK, GESELLSCHAFT & UMWELT, Hamburg

Welchen Beitrag kann die Forschung im Bereich
Nacherntetechnologie zur Losung des Welterndh-
rungsproblems leisten?

Universitat Kassel, FB 11, Fachgebiet Agrartechnik in
den Tropen und Subtropen, Witzenhausen

STAND UND PERSPEKTIVEN DER MILITARISCHEN
NUTZUNG UNBEMANNTER SYSTEME

Stand und Perspektiven der militdrischen Nutzung
von unbemannten Systemen

Universitat Dortmund, Experimentelle Physik III,
Dortmund

Sicherheitspolitische und militdrische Konzepte und
ihre Relevanz fiir unbemannte Systeme
Forschungsgesellschaft fur Angewandte Naturwissen-
schaften e.V. (FGAN), Forschungsinstitut fiir Kom-
munikation, Informationsverarbeitung und Ergono-
mie (FKIE), Wachtberg

Stand und Perspektiven von Forschung und Entwick-
lung bei den kritischen Technologiefeldern unbe-
mannter Systeme

Deutsches Forschungszentrum fiir Kiinstliche Intelli-
genz (DFKI) GmbH, Rheinmetall Defence Electronics
GmbH, Bremen

PHARMAKOLOGISCHE UND TECHNISCHE
INTERVENTIONEN ZUR LEISTUNGSSTEIGERUNG -
PERSPEKTIVEN EINER WEITER VERBREITETEN
NUTZUNG IN MEDIZIN UND ALLTAG
("ENHANCEMENT«)

Marktangebot von Lebensmitteln, die mit Aussagen
zur Leistungssteigerung oder iiber die Beeinflussung
des optischen Erscheinungsbildes beworben werden
Christina Rempe, Berlin

Der Stand der psychologischen Forschung zu
Enhancement-Trainings im Vergleich zu pharma-
kologischen und technischen Interventionen

Dr. Ralph Schumacher, Berlin

Die Entgrenzung der Medizin und die Optimierung
der menschlichen Natur
Dr. Willy Viehover, Grevenbroich

Neuro-Enhancement — Die Argumente
Westfilischen Wilhelms-Universitit Miinster,
Centrum fir Bioethik, Miinster

Enbancement in Medizin und Alltag: Eine erste
Sondierung der ethischen Implikationen und des
rechtlichen Regulierungsbedarfs

Prof. Dr. Jurgen Simon, Bardowick

Psychopharmakologisches Neuroenhancement —
Aktuelle Méglichkeiten, Risiken und Perspektiven
Klinik und Hochschulambulanz fiir Psychiatrie und
Psychotherapie, Charité-Universitatsmedizin Berlin,

Forschungs- und Innovationssystem: Medikamentdse
Leistungssteigerung — ein kiinftiges Entwicklungsfeld?
risicare GmbH, Ziirich

Doping und Medikamentenmissbrauch in Sport und

Beruf. Soziologische und psychologische Aspekte des
Dopings und ibr Projektionspotential fiir das Enban-
cementproblem

Andreas Singler, Prof. Dr. Gerhard Treutlein, Mainz/
Heidelberg

Das Gesundbeitssystem und seine derzeitige und
zukiinftige Rolle bei der Diffusion von Enbancement-
mitteln

IGES Institut GmbH, Berlin

ELEKTRONISCHE PETITIONEN UND MODERNISIERUNG
DES PETITIONSWESENS IN EUROPA

Follow-up-Studie zu den Offentlichen Petitionen des
Deutschen Bundestages

Zebralog GmbH & Co KG, Chausseestrafle 8, 10115
Berlin

Elektronische Petitionen und Modernisierung des
Petitionswesens in Europa — Konzeption einer Platt-
form fiir Biirgerbeschwerden

Institut fir Informationsmanagement Bremen (ifib)
GmbH, Bremen
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Elektronische Petitionen und andere Modernisie-
rungstrends im Petitionswesen bei den europdischen
Parlamenten — eine Bestandsaufnabme

nexus Institut fiir Kooperationsmanagement und
interdisziplinare Forschung e.V., Berlin

Linderstudie zur Entwicklung des Petitionswesens
im Vereinigten Konigreich
Friedrich-Alexander-Universitidt Erlangen-Nurnberg,
Institut fur Politische Wissenschaft, Erlangen

NACHHALTIGE ENERGIEVERSORGUNG -
REGENERATIVE ENERGIETRAGER ZUR SICHERUNG DER
GRUNDLAST IN DER STROMVERSORGUNG - BEITRAG,
PERSPEKTIVEN, INVESTITIONEN

Regenerative Energietriger zur Sicherung der Grund-
last in der Stromversorgung — Beitrag, Perspektiven,
Investitionen

Ecofys Germany GmbH, Berlin

GESETZLICHE REGELUNGEN FUR DEN ZUGANG ZUR
INFORMATIONSGESELLSCHAFT

Betreibermodelle, Regulierungsansdtze und staatli-
che Strategien zum Aufbau breitbandiger Netze und
der Versorgung landlicher Raume im internationalen
Vergleich

WIK-Consult GmbH, Bad Honnef
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Synopse aktueller Problemstellungen — die gesell-
schaftliche Sicht: Regulierungsfragen im Schnittfeld
zwischen Rundfunk und Internet

Prof. Dr. Bernd Holznagel, 44135 Dortmund

Hemmnisse der Medienkonvergenz — die Sicht der
Medienindustrie

Institute of Media Business, Stuttgart

Leitmedium Internet? Mogliche Auswirkungen des
Aufstiegs des Internets zum » Leitmedium« fiir das
deutsche Mediensystem

Hans-Bredow-Institut fiir Medienforschung an der
Universitit Hamburg, Hamburg

TECHNISCHE OPTIONEN ZUM MANAGEMENT DES
CO,-KREISLAUFS

Moglichkeiten und Grenzen biomassebasierter Ver-
fabren und Anwendungen zur Reduktion der atmo-
spharischen Kohlendioxidkonzentration

Dr. Regina Meyer-Nehls, Hamburg

CO,-Minderung durch Landnutzung und Forstwirt-
schaft — ein Update

SiNERGi-Beratungsgesellschaft fir Erneuerbare
Energien Seifler Schroder Gaul GbR, Berlin

CO,-Entnahme aus der Atmosphire

FfE Forschungsstelle fir Energiewirtschaft e.V.,
Miinchen
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Chancen und Herausforderungen neuer Energiepflanzen (Basisanalysen)
CO,-Abscheidung und -Lagerung bei Kraftwerken

(Sachstandsbericht zum Monitoring »Nachhaltige Energieversorgung«)
Tatigkeitsbericht 2006

Internetkommunikation in und mit Entwicklungslandern — Chancen fur die
Entwicklungszusammenarbeit am Beispiel Afrika (Endbericht zum TA-Projekt)
Hirnforschung (Endbericht zum TA-Projekt)

Forschungs- und wissensintensive Branchen: Optionen zur Starkung ihrer
internationalen Wettbewerbsfahigkeit (Innovationsreport)

Zielgruppenorientiertes eLearning fur Kinder und altere Menschen
(Sachstandsbericht zum Monitoring »elLearning«)

Industrielle stoffliche Nutzung nachwachsender Rohstoffe
(Sachstandsbericht zum Monitoring » Nachwachsende Rohstoffe«)

Arbeiten in der Zukunft — Strukturen und Trends der Industriearbeit
(Zukunftsreport)

Biobanken fiir die humanmedizinische Forschung und Anwendung
(Endbericht zum TA-Projekt)

Perspektiven eines CO,- und emissionsarmen Verkehrs — Kraftstoffe und
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Akademische Spin-offs in Ost- und Westdeutschland und ihre
Erfolgsbedingungen (Politikbenchmarking)

Potenziale und Anwendungsperspektiven der Bionik (Vorstudie)
eLearning in Forschung, Lehre und Weiterbildung in Deutschland
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eLearning in der beruflichen Aus- und Weiterbildung
(Sachstandsbericht zum Monitoring »eLearning«)

TA-Projekt »Griine Gentechnik — transgene Pflanzen der 2. und
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Alternative Kulturpflanzen und Anbauverfahren (1. Bericht zum
TA-Projekt »Moderne Agrartechniken und Produktionsmethoden —
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und Offentlichkeit

Tatigkeitsbericht 2003
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Tatigkeitsbericht 2002

Qualitit, Regionalitit und Verbraucherinformation bei Nahrungsmitteln
(Zusammenfassender Endbericht zum TA-Projekt » Entwicklungstendenzen
bei Nahrungsmittelangebot und -nachfrage und ihre Folgen«)

(nur als PDF-Datei abrufbar)

Potenziale fiir eine verbesserte Verbraucherinformation
(Endbericht zum TA-Projekt » Entwicklungstendenzen bei Nahrungsmittel-
angebot und -nachfrage und ihre Folgen«)

Potenziale zum Ausbau der regionalen Nahrungsmittelversorgung
(Endbericht zum TA-Projekt » Entwicklungstendenzen bei Nahrungsmittel-
angebot und -nachfrage und ihre Folgen«)

Potenziale zur Erhohung der Nahrungsmittelqualitdt
(Endbericht zum TA-Projekt »Entwicklungstendenzen bei Nahrungsmittel-
angebot und -nachfrage und ihre Folgen)

Langzeit- und Querschnittsfragen in europaischen Regierungen und
Parlamenten (aus dem TAB-Arbeitsbereich »Konzepte und Methoden«)

Militarische Nutzung des Weltraums und Moglichkeiten der
Riistungskontrolle im Weltraum (Sachstandsbericht)

Maoglichkeiten geothermischer Stromerzeugung in Deutschland
(Sachstandsbericht)

Monitoring » Technikakzeptanz und Kontroversen iiber Technik « —
Positive Veranderung des Meinungsklimas — konstante Einstellungsmuster
(Ergebnisse einer reprasentativen Umfrage des TAB zur Einstellung der
deutschen Bevolkerung zur Technik) (3. Sachstandsbericht)

Gesundheitliche und 6kologische Aspekte bei mobiler Telekommunikation
und Sendeanlagen — wissenschaftlicher Diskurs, regulatorische Erfordernisse
und offentliche Debatte (Sachstandsbericht)

TA-Projekt » Entwicklungstendenzen von Nahrungsmittelangebot und
-nachfrage und ihre Folgen« (Basisanalysen)

Tatigkeitsbericht 2001

Monitoring »MafSnahmen fir eine nachhaltige Energieversorgung im
Bereich Mobilitidt« (Sachstandsbericht)

TA-Projekt »E-Commerce« (Endbericht)

TA-Projekt » Tourismus in Grof$schutzgebieten — Wechselwirkungen und
Kooperationsmoglichkeiten zwischen Naturschutz und regionalem Tourismus«
(Endbericht)

Biometrische Identifikationssysteme (Sachstandsbericht)
Kernfusion (Sachstandsbericht)

TA-Projekt »Neue Medien und Kultur« — Bisherige und zukiinftige
Auswirkungen der Entwicklung Neuer Medien auf den Kulturbegriff, die
Kulturpolitik, die Kulturwirtschaft und den Kulturbetrieb (Vorstudie)

TA-Projekt »Bioenergietrager und Entwicklungslinder« (Endbericht)

Tatigkeitsbericht 2000

Folgen von Umwelt- und Ressourcenschutz fiir Ausbildung, Qualifikation
und Beschiftigung (Vorstudie)

Tatigkeitsbericht des TAB fur die Zeit vom 01.09.1998 bis 31.12.1999

TA-Projekt »Elemente einer Strategie fiir eine nachhaltige Energieversorgung«
(Vorstudie)

Risikoabschidtzung und Nachzulassungs-Monitoring transgener Pflanzen
(Sachstandsbericht)

TA-Projekt »Brennstoffzellen-Technologie« (Endbericht)
Stand und Perspektiven der genetischen Diagnostik (Sachstandsbericht)

Juni 2003

Juni 2003

Mai 2003

Apr. 2003

Apr. 2003

Feb. 2003
Feb. 2003

Feb. 2003

Nov. 2002

Nov. 2002

Aug. 2002
Sep. 2002

Juni 2002
Juni 2002

Mirz 2002

Feb. 2002
Mairz 2002

Nov. 2001

Nov. 2001
Okt. 2001

Mai 2001
Dez. 2000

Dez. 2000

Nov. 2000

Juni 2000
Apr. 2000



NR. 65
NR. 64
NR. 63
NR. 62

NR. 61

NR. 60
NR. 59

NR. 58

NR.57

NR. 56

NR. 55
NR. 54

NR.53

NR.52

NR. 51

NR. 50

NR. 49

NR. 48

NR. 47

NR. 46

NR. 45

NR. 44

NR. 43

NR. 42

NR. 41

NR. 40

NR. 39

NR. 38

TA-Projekt »Klonen von Tieren« (Endbericht)
TA-Monitoring »Xenotransplantation« (Sachstandsbericht)
TA-Projekt »Umwelt und Gesundheit« (Endbericht)
TA-Projekt »Neue Materialien zur Energieeinsparung und zur
Energieumwandlung« (Vorstudie)

Monitoring » Nachwachsende Rohstoffe« — Einsatz nachwachsender
Rohstoffe im Wohnungsbau (4. Sachstandsbericht)

Tatigkeitsbericht des TAB fir die Zeit vom 01.09.1997 bis 31.08.1998
TA-Projekt »Entwicklung und Folgen des Tourismus«

(Bericht zum Abschluss der Phase II)

TA-Projekt »Forschungs- und Technologiepolitik fiir eine nachhaltige
Entwicklung« (Zwischenbericht)
Tatigkeitsbericht des TAB fir die Zeit vom 01.09.1996 bis 31.08.1997

TA-Projekt » Entwicklung und Analyse von Optionen zur Entlastung des
Verkehrsnetzes und zur Verlagerung von StrafSenverkehr auf umwelt-
freundlichere Verkehrstrager« (Endbericht)

TA-Projekt » Gentechnik, Ziichtung und Biodiversitit« (Endbericht)

Monitoring » Technikakzeptanz und Kontroversen iiber Technik « —
Ambivalenz und Widerspriiche: Die Einstellung der deutschen Bevolkerung
zur Technik (Ergebnisse einer reprasentativen Umfrage des TAB)

(2. Sachstandsbericht)

Monitoring »Nachwachsende Rohstoffe« — Pflanzliche Ole und andere
Kraftstoffe aus Pflanzen (3. Sachstandsbericht)

TA-Projekt »Entwicklung und Folgen des Tourismus«
(Bericht zum Abschluss der Phase I)

Monitoring »Zum Entwicklungsstand der Brennstoffzellen-Technologie«
(Sachstandsbericht)

Monitoring »Forschungs- und Technologiepolitik fur eine nachhaltige
Entwicklung« (Sachstandsbericht)

Monitoring » Nachwachsende Rohstoffe« — Vergasung und Pyrolyse von
Biomasse (2. Sachstandsbericht)

Tatigkeitsbericht des TAB fiir die Zeit vom 01.09.1995 bis 31.08.1996
Vorstudie zum TA-Projekt »Umwelt und Gesundheit«

Monitoring »Stand und Perspektiven der Katalysatoren- und Enzymtechnik «
(Sachstandsbericht)

TA-Projekt »Kontrollkriterien fiir die Bewertung und Entscheidung
beziiglich neuer Technologien im Riistungsbereich« (Endbericht)

Machbarkeitsstudie zu einem »Forum fiir Wissenschaft und Technik «

(Endbericht)

TA-Projekt » Moglichkeiten und Probleme bei der Verfolgung und
Sicherung nationaler und EG-weiter Umweltschutzziele im Rahmen der
europdischen Normung« (Endbericht)

Monitoring »Exportchancen fiir Techniken zur Nutzung regenerativer
Energien« (Sachstandsbericht)

Monitoring »Nachwachsende Rohstoffe« — Verbrennung von Biomasse
zur Wirme- und Stromgewinnung (1. Sachstandsbericht)

Monitoring »Gentherapie« — Die rechtliche Regelung der Gentherapie im
Ausland - eine Dokumentation (2. Sachstandsbericht)

TA-Monitoring »Stand der Technikfolgen-Abschatzung im Bereich der
Medizintechnik«

TA-Studien im Bereich Informationstechnologie — eine Auswertung von
sechs Studien européischer parlamentarischer TA-Einrichtungen

Mairz 2000
Dez. 1999
Sep. 1999

Juli 1999

Juli 1999
Juli 1999

Mairz 1999

Juni 1998
Apr. 1998

Okt. 1998
Apr. 1998

Dez. 1997

Nov. 1997
Okt. 1997
Sep. 1997
Juni 1997

Apr. 1997

Feb. 1997
Mairz 1997

Dez. 1996
Sep. 1996

Sep. 1996

Sep. 1996
Aug. 1996
Juli 1996
Apr. 1996
Apr. 1996

Jan. 1996
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NR. 37
NR. 36

NR. 35

NR. 34

NR. 33

NR. 32

NR. 31

NR. 30

NR. 29

NR. 28

NR. 27

NR. 26
NR. 25

NR. 24

NR. 23

NR. 22

NR. 21

NR. 20

NR. 19

NR. 18

NR.17

NR. 17

NR. 17

NR. 17

NR. 17

NR. 17
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Tatigkeitsbericht des TAB fur die Zeit vom 01.09.1994 bis 31.08.1995
Deutschlands Erdgaswirtschaft im europdischen Verbund
(Energiemonitoring zu aktuellen Fragen der Energiepolitik)

TA-Projekt »Umwelttechnik und wirtschaftliche Entwicklung« —
Integrierte Umwelttechnik: Chancen erkennen und nutzen (Endbericht)

TA-Projekt » Auswirkungen moderner Biotechnologien auf Entwicklungs-

linder und Folgen fur die zukiinftige Zusammenarbeit zwischen Industrie-
und Entwicklungslindern« (Endbericht)

Multimedia — Mythen, Chancen und Herausforderungen (Endbericht)
TA-Projekt »Neue Werkstoffe« (Endbericht)

Tatigkeitsbericht des TAB fir die Zeit vom 01.09.1993 bis 31.08.1994
TA-Projekt »Umwelttechnik und wirtschaftliche Entwicklung« (Zwischenbericht)
Sicherung einheimischer Energiequellen in Europa: Ein Landervergleich im
Binnenmarkt (Energiemonitoring zu aktuellen Fragen der Energiepolitik)
TA-Monitoring Bericht IIT — »Informations- und Kommunikationstechnologien —

Ausgewaihlte Technology Assessments des OTA —« (Auswertung von sieben
OTA-Studien)

TA-Projekt »Moglichkeiten und Probleme bei der Verfolgung und
Sicherung nationaler und EG-weiter Umweltschutzziele im Rahmen der
Europdischen Normung« (Bericht zum Stand der Arbeit)

TA-Projekt »Neue Werkstoffe« (Endbericht) (Langfassung)

Monitoring »Gentherapie« — Stand und Perspektiven naturwissenschaftlicher
und medizinischer Problemlésungen bei der Entwicklung gentherapeutischer
Heilmethoden (1. Sachstandsbericht)

Monitoring » Technikakzeptanz und Kontroverse tiber Technik « — Ist die
deutsche Offentlichkeit <technikfeindlich>? (Ergebnisse der Meinungs- und
der Medienforschung) (1. Sachstandsbericht)

Auf dem Weg zu einem Europaischen Binnenmarkt fiir leitungsgebundene
Energie (Energiemonitoring zu aktuellen Fragen der Energiepolitik)

TA-Projekt »Neue Werkstoffe« — Wege zur integrierten Werkstofforschung
(Zwischenbericht)

Tatigkeitsbericht des TAB fiir die Zeit vom 01.07.1992 bis 31.08.1993
Biologische Sicherheit bei der Nutzung der Gentechnik (Endbericht)

TA-Monitoring Bericht II — Technikfolgen-Abschatzung zu neuen
Biotechnologien (Auswertung ausgewahlter Studien auslandischer
parlamentarischer TA-Einrichtungen)

TA-Projekt » Genomanalyse« — Chancen und Risiken genetischer Diagnostik
(Endbericht)

TA-Projekt » Grundwasserschutz und Wasserversorgung« — Entwicklungs-
perspektiven der Wasserwirtschaft (Zusammenfassender Endbericht)

TA-Projekt » Grundwasserschutz und Wasserversorgung« — Zukunfts-
perspektiven der Wasserversorgung (Teilbericht VI)

TA-Projekt » Grundwasserschutz und Wasserversorgung« — Grundwasser-
defizitgebiet durch Braunkohlentagebau in den neuen Bundeslandern
(Teilbericht V)

TA-Projekt » Grundwasserschutz und Wasserversorgung« —
Grundwassersanierung (Teilbericht IV)

TA-Projekt » Grundwasserschutz und Wasserversorgung« — Problemanalyse
zum Grundwasserschutz im Verkehrssektor (Teilbericht IIT)

TA-Projekt » Grundwasserschutz und Wasserversorgung« — Vorsorgestrategien
zum Grundwasserschutz fiir den Bausektor (Teilbericht IT)

Jan. 1996

Juni 1995

Nov. 1995

Mai 1995

Mai 1995
Jan. 1995
Okt. 1994
Sep. 1994

Aug. 1994

Juni 1994

Juni 1994
Juni 1994

Mai 1994

Mairz 1994

Jan. 1994

Jan. 1994

Sep. 1993
Aug. 1993

Juli 1993

Sep. 1993

Dez. 1993

Mai 1993

Sep. 1993

Juni 1993

Juni 1993

Dez. 1993



NR. 17

NR. 16

NR. 15

NR. 14
NR.13

NR. 12

NR. 11

NR. 10

NR. 10

NR.9

NR. 8

NR. 8

NR.7

NR. 6/91

NR.5/91

NR. 4/91

NR. 3/91

NR. 2/91

NR. 2/91

NR. 1/91

TA-Projekt » Grundwasserschutz und Wasserversorgung« — Vorsorgestrategien
zum Grundwasserschutz fir den Bereich Landwirtschaft
(Teilbericht I) (Kurz- und Langfassung)

TA-Projekt » Abfallvermeidung und Hausmiillentsorgung« — Vermeidung und
Verminderung von Haushaltsabfillen«. Abfallvermeidung: Strategien,
Instrumente und Bewertungskriterien (Endbericht) (Kurz- und Langfassung)

»Neue Werkstoffe« — Politische Herausforderung und technologische Chancen
(Hintergrundpapier)

Technikfolgen-Abschitzung zum Raumtransportsystem »SANGER «
TA-Projekt »Risiken bei einem verstiarkten Wasserstoffeinsatz«

(Kurz- und Langfassung)

Beobachtung der technisch-wissenschaftlichen Entwicklung
(Ergebnisse des dritten Technikreports des FhG-ISI im Auftrag des TAB)
Tatigkeitsbericht des TAB fiir den Zeitraum vom 01.04.1991 bis 30.06.1992

TA-Projekt » Grundwasserschutz und Wasserversorgung« zum
Untersuchungsbereich » Vorsorgestrategien zum Schutz des Grundwassers
im Verursacherbereich Landwirtschaft« (Zwischenbericht) (Langfassung)

TA-Projekt » Grundwasserschutz und Wasserversorgung« zum Untersuchungsbereich
»Vorsorgestrategien zum Schutz des Grundwassers im Verursacherbereich
Landwirtschaft« (Zwischenbericht) (Kurzfassung)

Projekt »Biologische Sicherheit bei der Nutzung der Gentechnik«
(Zwischenbericht)

TA-Projekt » Abfallvermeidung und Hausmiillentsorgung« — Vermeidung und
Verminderung von Haushaltsabfillen (Vorstudie) (Langfassung)

TA-Projekt » Abfallvermeidung und Hausmiillentsorgung« — Vermeidung und
Verminderung von Haushaltsabfillen (Vorstudie) (Kurzfassung)

TA-Relevanz ausgewihlter Teilgebiete im Bereich »Neue Werkstoffe«
(Gutachten des FhG-INT im Auftrag des TAB)

Beobachtung der technisch-wissenschaftlichen Entwicklung
(Ergebnisse des zweiten Technikreports des FhG-ISI im Auftrag des TAB)

TA-Monitoring Bericht I — Parlamentarische Einrichtungen und ihre
gegenwirtigen Themen

Beobachtung der technisch-wissenschaftlichen Entwicklung

(Ergebnisse des ersten Technikreports des FhG-ISI im Auftrag des TAB)
Tatigkeitsbericht des TAB zum 31.03.1991 (Kurzfassung)

Konzeption fiir das TA-Projekt » Grundwasserschutz und Wasserversorgung«
Erginzung der Konzeption fir das TA-Projekt » Grundwasserschutz und
Wasserversorgung«

Das Raumtransportsystem SANGER - Billiger in den Orbit?
(Vorstudie fiir eine TA)

Dez. 1993

Juli 1993

Nov. 1992
Okt. 1992

Nov. 1992

Aug. 1992
Aug. 1992

Mai 1992

Apr. 1992

Jan. 1992
Mai 1992
Jan. 1992
Jan. 1992
Nov. 1991
Sep. 1991

Juni 1991

Mai 1991
Apr. 1991

Sep. 1991

Apr. 1991
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TAB-DISKUSSIONSPAPIERE

NR. 12

NR. 11

NR. 10

NR.9

NR. 8

NR. 7

NR.6

NR.5

NR. 4

NR.3

NR. 2

NR. 1/91

68

Neue Medien als Mittler zwischen Buirgern und Abgeordneten?
Das Beispiel abgeordnetenwatch.de

Risikoregulierung bei unsicherem Wissen: Diskurse und Losungsansatze
(Dokumentation zum TAB-Workshop »Die Weiterentwicklung des gesund-
heitlichen Verbraucherschutzes als ressortiibergreifende Aufgabe«)

Pro und Kontra der Trennung von Risikobewertung und Risikomanagement —
Diskussionsstand in Deutschland und Europa (Gutachten im Rahmen des
TAB-Projektes »Strukturen der Organisation und Kommunikation im Bereich
der Erforschung tibertragbarer spongiformer Enzephalopathien [TSE]«)

Neue Herausforderungen fiir die deutsche TSE-Forschung und ihre Forderung
Technikfolgen-Abschitzung und Diffusionsforschung — ein Diskussionsbeitrag

Monitoring » Technikakzeptanz und Kontroversen tber Technik« —
Technikakzeptanz aus der Sicht der Industrie (nicht veroffentlicht)

Diskurse iiber Technik — Offentliche Technikkontroversen und Technikfolgen-
Abschitzung als Erscheinungen reflexiver Modernisierung

Die Konzeption der Environmental Protection Agency zur Grundwasser- und
Altlastensanierung: Superfund

Internationale Ausrichtung und Beobachtung der Forschung in Ost- und
Westdeutschland. Eine bibliometrische Studie zu Aspekten der Technikgenese
im vereinten Deutschland

Gentechnologie und Genomanalyse aus der Sicht der Bevolkerung —
Ergebnis einer Bevolkerungsumfrage des TAB

Das Bild der »Biotechnischen Sicherheit« und der » Genomanalyse« in der
deutschen Tagespresse (1988-1990) (Gutachten im Auftrag des TAB)

Technikfolgen-Abschitzung und Umweltvertraglichkeitspriifung: Konzepte
und Entscheidungsbezug — ein Vergleich zweier Instrumente der Technik- und
Umweltpolitik (aus dem TAB-Arbeitsbereich »Konzepte und Methoden«)

April 2010

Mairz 2005

Juli 2002

Juli 2002
Mairz 2000

Jan. 1996
Mai 1994

Jan. 93

Jan. 1993

Dez. 1992

Mairz 1992

Okt. 1991



TAB-HINTERGRUNDPAPIERE

NR. 17

NR. 16

NR. 15

NR. 14

NR.13

NR. 12

NR. 11

NR. 10

NR.9

NR. 8

NR.7

NR. 6

NR.5

NR. 4

NR. 3
NR. 2

NR. 1

Bekanntheit und Ansehen des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages
und Nutzung des Petitionsrechts in Deutschland

Konvergierende Technologien und Wissenschaften. Der Stand der Debatte
und politischen Aktivititen zu » Converging Technologies«

Staatliche Forderstrategien fiir die Neurowissenschaften
Programme und Projekte im internationalen Vergleich

eLearning in Forschung, Lehre und Weiterbildung im Ausland
(Sachstandsbericht zum Monitoring »eLearning«)

Pharmakogenetik (Sachstandsbericht im Rahmen des Monitoring
» Gendiagnostik/Gentherapie«)

Stand und Perspektiven des Einsatzes von moderner Agrartechnik im
okologischen Landbau

eLearning — europdische eLearning-Aktivititen: Programme, Projekte
und Akteure

Instrumente zur Steuerung der Flichennutzung — Auswertung einer Befragung
der interessierten und betroffenen Akteure

Technologische Trends bei Getrankeverpackungen und ihre Relevanz fiir
Ressourcenschonung und Kreislaufwirtschaft

Innovationsbedingungen des E-Commerce — der elektronische Handel mit
digitalen Produkten

Innovationsbedingungen des E-Commerce — die technischen
Kommunikationsinfrastrukturen fiir den elektronischen Handel

Innovationsbedingungen des E-Commerce — das Beispiel Produktion
und Logistik

Kooperationsformen von Naturschutz und regionalem Tourismus — Projektbeispiele

Functional Food — Funktionelle Lebensmittel (Gutachten im Auftrag des TAB)
Neue Rohstoffe fiir neue Werkstoffe — eine Bestandsaufnahme

Anwendungspotentiale der Prianatalen Diagnose aus der Sicht von Beratenen
und Beratern — unter besonderer Berticksichtigung der derzeitigen und zu-
kiinftig moglichen Nutzung genetischer Tests (Gutachten im Auftrag des TAB)

Auswertung des Workshops » Grundwassergefihrdungspotentiale im Bausektor «

April 2009
Mirz 2008
April 2006
April 2006
Sep. 2005
Dez. 2004
Dez. 2004
Apr. 2004
Aug. 2002
Mairz 2002
Feb. 2002

Dez. 2001

Aug. 2001
Sep. 1999
Juli 1994

Jan. 1994
Apr. 1993
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DIE STUDIEN DES BUROS FUR TECHNIKFOLGEN-ABSCHATZUNG
VERLEGT BEI EDITION SIGMA

BD. 31

BD. 30

BD. 29

BD. 28

BD. 27

BD. 26

BD. 25

BD. 24

BD. 23

BD. 22

BD. 21

BD. 20

BD. 19

BD.18

BD.17
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Michael Friedewald, Oliver Raabe, Daniel J. Koch, Peter Georgieff, Peter Neuhdusler
Ubiquitdares Computing. Das »Internet der Dinge« — Grundlagen, Anwendungen, Folgen

Christoph Revermann, Katrin Gerlinger
Technologien im Kontext von Behinderung. Bausteine fiir Teilhabe in Alltag und Beruf

Ulrich Riehm, Christopher Coenen, Ralf Lindner, Clemens Bliimel
Biirgerbeteiligung durch E-Petitionen. Analysen von Kontinuitit und
Wandel im Petitionswesen

Katrin Gerlinger, Thomas Petermann, Arnold Sauter
Gendoping. Wissenschaftliche Grundlagen — Einfallstore — Kontrolle

Steffen Kinkel, Michael Friedewald, Barbel Hiising, Gunter Lay, Ralf Lindner
Arbeiten in der Zukunft. Strukturen und Trends der Industriearbeit

Christopher Coenen, Ulrich Riehm

Entwicklung durch Vernetzung. Informations- und Kommunikationstechnologien
in Afrika

Reinhard Griinwald
Treibhausgas — ab in die Versenkung? Moglichkeiten und Risiken der
Abscheidung und Lagerung von CO,

L. Hennen, R. Griinwald, Ch. Revermann, A. Sauter
Einsichten und Eingriffe in das Gehirn
Die Herausforderung der Gesellschaft durch die Neurowissenschaften

Ch. Revermann, A. Sauter
Biobanken als Ressource der Humanmedizin. Bedeutung, Nutzen,
Rahmenbedingungen

J. Hemer, M. Schleinkofer, M. Gothner
Akademische Spin-offs. Erfolgsbedingungen fiir Ausgriindungen
aus Forschungseinrichtungen

J. Edler (Hg.)
Bediirfnisse als Innovationsmotor. Konzepte und Instrumente
nachfrageorientierter Innovationspolitik

J. Jorissen, R. Coenen
Sparsame und schonende Flichennutzung. Entwicklung und Steuerbarkeit
des Flachenverbrauchs

Th. Petermann, Ch. Revermann, C. Scherz
Zukunftstrends im Tourismus

A. Grunwald, G. Banse, Ch. Coenen, L. Hennen
Netzoffentlichkeit und digitale Demokratie. Tendenzen politischer
Kommunikation im Internet

L. Hennen, A. Sauter
Begrenzte Auswahl? Praxis und Regulierung der Praimplantationsdiagnostik
im Landervergleich

2010

2010

2009

2008

2008

2008

2008

2007

2007

2007

2007

2007

2006

2006

2004



BD. 16

BD. 15

BD. 14

BD.13

BD. 12

BD. 11

BD.10

BD.9

BD.8

BD.7

BD. 6

BD.5

BD. 4

BD. 3

BD. 2

BD. 1

Th. Petermann, Ch. Coenen, R. Griinwald
Aufriistung im All. Technologische Optionen und politische Kontrolle

Ch. Revermann
Risiko Mobilfunk. Wissenschaftlicher Diskurs, 6ffentliche Debatte und
politische Rahmenbedingungen

U. Riehm, Th. Petermann, C. Orwat, Ch. Coenen, Ch. Revermann,
C. Scherz, B. Wingert

E-Commerce in Deutschland. Fine kritische Bestandsaufnahme zum
elektronischen Handel

Ch. Revermann, Th. Petermann
Tourismus in Grof$schutzgebieten. Impulse fiir eine nachhaltige Regionalentwicklung

H. Paschen, B. Wingert, Ch. Coenen, G. Banse
Kultur — Medien — Mirkte. Medienentwicklung und kultureller Wandel

R. Meyer, J. Borner
Bioenergietrager — eine Chance fiir die »Dritte Welt«.
Verfahren — Realisierung — Wirkungen

L. Hennen, Th. Petermann, A. Sauter
Das genetische Orakel. Prognosen und Diagnosen durch Gentests — eine kritische Bilanz

Ch. Revermann, L. Hennen
Das mafSgeschneiderte Tier. Klonen in Biomedizin und Tierzucht

R. Meyer, A. Sauter
Gesundheitsforderung statt Risikopravention. Umweltbeeinflusste Erkrankungen
als politische Herausforderung

Th. Petermann (unter Mitarbeit von Ch. Wennrich)
Folgen des Tourismus — Tourismuspolitik im Zeitalter der Globalisierung (2)

R. Meyer, Ch. Revermann, A. Sauter
Biologische Vielfalt in Gefahr? — Gentechnik in der Pflanzenziichtung

Th. Petermann (unter Mitarbeit von Ch. Hutter und Ch. Wennrich)
Folgen des Tourismus — Gesellschaftliche, 6kologische und technische Dimensionen (1)

L. Hennen, Ch. Katz, H. Paschen, A. Sauter
Prisentation von Wissenschaft im gesellschaftlichen Kontext — Zur Konzeption
eines Forums fiir Wissenschaft und Technik

Th. Petermann, M. Socher, Ch. Wennrich
Priventive Ristungskontrolle bei neuen Technologien. Utopie oder Notwendigkeit?

Ch. Katz, J.J. Schmitt, L. Hennen, A. Sauter
Biotechnologien fiir die Dritte Welt — Eine entwicklungspolitische Perspektive?

R. Coenen, S. Klein-Vielhauer, R. Meyer
Integrierte Umwelttechnik — Chancen erkennen und nutzen

2004

2003

2003

2003

2002

2002

2001

2001

2000

1999

1998

1998

1997

1997

1996

1996
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WEITERE BUCHPUBLIKATIONEN

72

Ch. Rosch, M. Dusseldorp, R. Meyer
Precision Agriculture. Landwirtschaft mit Satellit und Sensor
Frankfurt a.M.: Deutscher Fachverlag (Edition Agrar)

Th. Petermann, A. Grunwald (Hg.)

Technikfolgen-Abschitzung fiir den Deutschen Bundestag.

Das TAB - Erfahrungen und Perspektiven wissenschaftlicher Politikberatung
Berlin: edition sigma

H. Paschen, Ch. Coenen, T. Fleischer, R. Griinwald, D. Oertel, Ch. Revermann
Nanotechnologie — Forschung, Entwicklung, Anwendung
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Das Biiro fiir Technikfolgen-Abschitzung beim Deutschen Bundestag (TAB) berdt das Parlament und seine
Ausschiisse seit 1990 in Fragen des technischen und gesellschaftlichen Wandels. Das TAB ist eine organisatorische
Einheit des Instituts fiir Technikfolgenabschatzung und Systemanalyse (ITAS) im Karlsruher Institut fiir Technologie
(KIT). Das TAB kooperiert zur Erfiillung seiner Aufgaben seit 2003 mit dem FhG-Institut fiir System- und
Innovationsforschung (1SI), Karlsruhe.






	Inhalt
	Vorwort
	I Zielsetzung und Arbeitsschwerpunkte
	II Organisation
	III TA-Projekte
	1. Fortpflanzungsmedizin - Rahmenbedingungen, wissenschaftlich-technische Entwicklungen und Folgen
	2. Gefährdung und Verletzbarkeit moderner Gesellschaften - am Beispiel eines großräumigen und langdauernden Ausfalls der Stromversorgung
	3. Welchen Beitrag kann die Forschung zur Lösung des Welternährungsproblems leisten?
	4. Stand und Perspektiven der militärischen Nutzung unbemannter Systeme
	5. Pharmakologische und technische Interventionen zur Leistungssteigerung - Perspektiven einer weiter verbreiteten Nutzung in Medizin und Alltag (»Enhancement«)
	6. Elektronische Petitionen und Modernisierung des Petitionswesens in Europa

	IV Monitoring
	1. Regenerative Energieträger zur Sicherung der Grundlast in der Stromversorgung - Beitrag, Perspektiven, Investitionen
	2. Gesetzliche Regelungen für den Zugang zur Informationsgesellschaft
	3. Technische Optionen zum Management des CO2-Kreislaufs

	V Weitere Aktivitäten
	1. Klinische Forschung in Deutschland unter besonderer Berücksichtigung nichtkommerzieller Studien (Innovationsreports)
	2. Internationale Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft im Hinblick auf die EU-Beihilfepolitik - am Beispiel der Nanoelektronik (Innovationsreport)
	3. Zukunftspotenziale und Strategien nichtforschungsintensiver Industrien in Deutschland - Auswirkungen auf Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung (Innovationsreport)

	VI In Auftrag gegebene Gutachten
	VII Publikationen des TAB

